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36. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 12. Mai  1995 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Guten Morgen, 
meine Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte sind in 
der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktliste aufgeführt: 

9. Zweite und dritte Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 106 GG) 
- Drucksachen 13/900, 13/1313 - 

10. Beratung des Antrags der Abgeordneten Steffen Tippach, 
Andrea Lederer, Heinrich Graf von Einsiedel, weiterer Ab-
geordneter und der Gruppe der PDS: Weltweite Achtung 
der Landminen - Drucksache 13/1302 - 

11. Beratung des Antrags der Abgeordneten Angelika Beer 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Achtung von 
Landminen - Drucksache 13/1304 - 

12. Beratung des Antrags der Abgeordneten Volker Kröning, 
Uta Zapf, Gernot Erler, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD: Verbot von Landminen und Unterstüt-
zung der Länder der „Dritten Welt"  bei der Lösung ihrer 
Probleme durch Minen und andere gefährliche Munition 
- Drucksache 13/1308 - 

Ich mache außerdem darauf aufmerksam, daß es 
nachträgliche Ausschußüberweisungen gibt: 

Die in der 24. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
9. März 1995 überwiesenen nachfolgenden Gesetzentwürfe 
sollen nachträglich dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung überwiesen werden. 

Gesetzentwurf der Bundesregierung zu dem Abkommen 
vom 20. September 1991 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tunesischen Republik über Kinder-
geld - Drucksache 13/664 - 

Gesetzentwurf der Bundesregierung zu dem Abkommen 
vom 25. März 1981 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Königreich Marokko fiber Kindergeld - 
Drucksache 13/665 - 

Sind  Sie damit einverstanden? - Ich höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 9 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Grundgesetzes (Artikel 106 GG) 

- Drucksache 13/900 - 

(Erste Beratung 32. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/1313 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Norbert  Geis 

Dazu liegt je ein Entschließungsantrag der Frak-
tion der SPD und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. Ich 
sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. Ich 
weise schon jetzt darauf hin, daß wir im Anschluß an 
die Aussprache über den Gesetzentwurf nament lich 
abstimmen werden. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort  hat der Bun-
desminister Dr. Waigel. 

Dr. Theodor Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In meiner Eigenschaft als 
Abgeordneter darf ich Sie zu dieser denkwürdigen 
Debatte herzlich begrüßen. 

Im Mittelpunkt der Finanzpolitik der Bundesregie-
rung steht die Zukunft des Standorts Deutschland. 
Die internationalen Verflechtungen werden enger, 
die Konkurrenz auf den Weltmärkten wird schärfer. 
Wer sich auf diese Rahmenbedingungen nicht recht-
zeitig einstellt und nicht entsprechend politisch han-
delt, gefährdet das Wirtschaftswachstum in Deutsch-
land, verhindert Investitionen und die Schaffung von 
zukunftssicheren Arbeitsplätzen im nächsten Jahr-
zehnt. 

Wir stellen uns dieser Zukunftsaufgabe. Es wird 
sich heute zeigen, ob die Opposi tion auf Taktieren 
vor den Landtagswahlen verzichtet und sich der Ver-
antwortung für Deutschland stellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nach letzten Äußerungen aus Ihren Reihen wollen 
Sie weder den Reformbedarf bei der Gewerbesteuer 
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noch die historische Chance einer quantitativen und 
qualitativen Verbesserung der Gemeindefinanzen 
sehen. Das verwundert sehr, wenn man die Auffas-
sungen der Finanzpolitiker der SPD und auch der 
SPD-regierten Länder wirklich kennt. 

Die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer ist 
auch ihr erklärtes politisches Ziel, zumindest für spä-
ter. Wenn Sie sich heute verweigern, so geschieht 
dies aus rein wahltaktischen Gründen und hat nichts 
mehr mit verantwortungsvoller Politik zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD - Detlev von Lar

-

cher [SPD]: Unwahrheit!) 

Sie verweigern den Kommunen eine Beteiligung 
an der Umsatzsteuer, die deren finanzielle Basis si-
chert und auch von der SPD befürwortet wurde. Ihr 
Abstimmungsverhalten am heutigen Tag kann eine 
Einführung der Gewerbekapitalsteuer in den neuen 
Ländern zur Folge haben. Aber dies scheint Ihnen 
egal zu sein. 

Meine Damen und Herren, es kann doch wohl 
nicht wahr sein, daß wir durch eine solche Entschei-
dung und durch Nichthandeln im Jahr 1995 die Ge-
werbekapitalsteuer im Jahr 1996 in den neuen Bun-
desländern mit einem ungeheueren Verwaltungsauf-
wand einführen müssen, um sie ein Jahr oder zwei 
Jahre später wieder abzuschaffen. An diesem Trep-
penwitz der Steuerpolitik können Sie doch nicht mit-
wirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD - Anke Fuchs 

[Köln] [SPD]: Es kommt so!) 

- Wenn dies so kommt, dann regiert Wahltaktik über 
finanzpolitische Vernunft. 

(Lachen bei der SPD) 

Daran können auch bessere Einsichten in den eige-
nen Reihen, die Ratschläge seitens der Wissenschaft, 
der Kommunen und der Wi rtschaftsverbände an

-scheinend nichts ändern. 

Auch wenn Ihre Linie schon festgelegt ist und 
auch wenn Sie die Ablehnung der heute vorgeschla-
genen Gesetzesänderung angekündigt haben, ap-
pelliere ich doch noch einmal an Sie: Überlegen Sie 
es sich gut, welche Verantwortung Sie für die Wirt-
schaft und für die Gemeinden mit ihrer Ablehnung 
übernehmen. Mit dem Jahressteuergesetz 1996 wol-
len wir den Standort Deutschland auf den Weltmärk-
ten über dieses Jahrzehnt hinaus sichern und stär-
ken. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Hui! Das glau

-

ben Sie doch selber nicht!) 

Die von den Koalitionsfraktionen vorgeschlagene 
Grundgesetzänderung ist der Schlüssel dafür, in der 
nun schon jahrzehntelang andauernden Diskussion 
um die Gewerbesteuer und einer Reform der Ge

-

meindefinanzen jetzt endlich einen entscheidenden 
Schritt zu tun. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Überhöhen Sie 
das doch nicht! Sie wissen es doch besser!) 

Deutschland muß als Investitions- und Arbeitsplatz-
standort Zukunft haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies liegt insbesondere im Interesse der Gemeinden. 
Hier haben wir in den letzten Jahren bereits Ent-
scheidendes auf den Weg gebracht. 

Erster Schritt: Im Steueränderungsgesetz 1992 gab 
es deutliche Entlastungen bei den ertragsunabhängi-
gen Steuern, insbesondere bei der betrieblichen Ver-
mögensteuer und bei der Gewerbesteuer. 

Zweiter Schritt: Mit dem Standortsicherungsge-
setz kam es zu spürbaren Senkungen des Einkom-
mensteuerhöchstsatzes für gewerbliche Einkünfte 
und der Körperschaftsteuersätze. 

Jetzt muß der dritte Schritt folgen. Die Gewerbe-
steuer ist nach ihrer Abschaffung in Österreich - 
übrigens unter einem sozialdemokratischen Kanzler 
und unter einem sozialdemokratischen Finanzmini-
ster - 

(Zuruf von der F.D.P.: Mehr Sachverstand!) 

noch mehr zu einer inte rnational isolierten Sonderbe-
lastung der Unternehmen in Deutschland geworden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Die Gewerbekapitalsteuer soll daher ganz abge-
schafft werden, und die Gewerbeertragsteuern sollen 
mittelstandsfreundlich gesenkt werden. Hier wollen 
wir die Steuermeßzahlen linear um 10 % senken. 
Dazu kommt eine Ausweitung der Freibeträge für 
Personengesellschaften und eine Progressionsmilde-
rung innerhalb der Tarifstaffel für Personenunterneh-
men. 

Die Öffnung der Verfassung für eine Umsatzsteu-
erbeteiligung der Gemeinden ermöglicht zugleich 
eine Reform der Gemeindefinanzen. Das sehen auch 
die Kommunen - trotz Unterschieden in ihren eige-
nen Reihen - als eine historische Chance. Sie ist 
durchaus vergleichbar mit der ersten großen Finanz-
reform unter Finanzminister Franz Josef Strauß Ende 
der 60er Jahre. 

(Ministerpräsident Oskar Lafontaine [Saar

-

land]: Das waren noch Zeiten! - Heiterkeit 
bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Meine Damen und Herren, das muß nachträglich in 
die Erinnerungen von Franz Josef Strauß aufgenom-
men werden, daß der Ministerpräsident des Saar-
lands bei Nennung des Namens Franz Josef Strauß 
sagt: „Das waren noch Zeiten! " 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zurufe von der SPD) 
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- Er wird, lieber Herr Lafontaine, wohlgefällig auf Sie 
heruntersehen 

(Heiterkeit im ganzen Hause - Zurufe von 
der SPD: Zu Ihnen heraufsehen!) 

und sagen: Auch Oskar hat hinzugelernt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ich erinnere noch einmal an die damals für die Ge-
meinden wichtigsten Punkte: Verbesserung des Ge-
meindefinanzsystems und spürbare Stärkung der Fi-
nanzkraft der Gemeinden durch eine 14%ige Beteili-
gung der Gemeinden an der Einkommensteuer - im 
Gegenzug gab es die Einführung der Gewerbesteu-
erumlage -, Schaffung der verfassungsrechtlichen 
Grundlage für die Mitfinanzierung des Bundes an 

 gemeindlichen Investitionen und Stärkung der ver-
fassungsrechtlichen Stellung der Gemeinden, näm-
lich unmittelbare Zuweisung des Aufkommens der 
örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern durch das 
Grundgesetz an die Gemeinden und die grundge-
setzliche Verankerung des Hebesatzrechts für die 
Realsteuern. 

Diese Reform hat die Finanzsituation der Gemein-
den durchgreifend gestärkt. Ähnlich posi tive Wir-
kungen hätte auch die jetzt von uns geplante Re-
form. Die Beteiligung an der Umsatzsteuer wird die 
Einnahmestruktur der Gemeinden nachhaltig ver-
bessern. Die Umsatzsteuer ist eine dynamisch wach-
sende Einnahmequelle. Im Gegensatz zur Gewerbe-
steuer ist sie weitgehend konjunkturunabhängig. 
Die Gemeinden müssen nicht mehr vor jedem Kon-
junktureinbruch zittern, mit dem die Gewerbesteuer-
einnahmen abrupt zurückgehen. Damit entfällt ein 
Hauptgrund für das konjunkturell nega tiv zu bewer-
tende prozyklische Ausgabenverhalten der Gemein-
den. Die Vereine und insbesondere die kulturellen 
Einrichtungen vor Ort brauchen nicht jedes Mal um 
ihre gemeindlichen Zuschüsse zu bangen, die jeder-
zeit drastisch zusammengestrichen werden können. 
Mehr Planungssicherheit ist die Folge. 

Modellrechnungen haben übrigens ergeben: Die 
Gemeinden hätten in Folge der Wachstumsdynamik 
der Umsatzsteuer bis zum Jahr 1995 Mehreinnahmen 
von über 2 Milliarden DM gehabt, wenn die von der 
Bundesregierung beabsichtigte Reform schon 1991 
verwirklicht worden wäre. Wenn man zusammenrech-
net, was die Gemeinden zusätzlich bekämen, wenn die 
Reform durchgeführt wird, so sind es von 1996 bis 1999 
wieder mehr als 2 Milliarden DM. Sie werden die Fra-
gen der Kommunalpolitiker beantworten müssen, 
warum ihnen diese Einnahmeverbesserung verwehrt 
wird: durch ein negatives Votum der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Das können wir! 
Da brauchen Sie keine Sorge zu haben!) 

Die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer ist 
nicht neu. Wir haben sie bereits im Steueränderungs-
gesetz 1992 als Entwurf gehabt. Es ist dann wenig-
stens gelungen, der Vernunft wenigstens halbwegs 
gehorchend, sie in den neuen Bundesländern nicht 
einzuführen. 

Mit dem Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft 
sind die bedeutsamsten Steuern heute die Umsatz- 
und die Lohn- und Einkommensteuer. Mit der vorge-
schlagenen Beteiligung der Gemeinden an der Um-
satzsteuer und dem bereits bestehenden Anteil an 
der Einkommensteuer werden die Gemeinden an 
diesen beiden Steuern maßgeblich beteiligt sein. 

Der Vorschlag der Koalition sichert das kommu-
nale Finanzfundament weit über dieses Jahrzehnt 
hinaus. Auch in Zukunft werden die Gemeinden den 
Großteil ihrer Einnahmen eigenverantwortlich ge-
stalten können. Ihr Hebesatzrecht bei der verblei-
benden Gewerbe- und Grundsteuer bleibt unangeta-
stet. Natürlich mindert sich das Volumen der durch 
Hebesätze eigenverantwortlich festgelegten Einnah-
men durch die Reform. Aber viele Gemeinden halten 
eine stetig fließende Umsatzsteuer für weitaus wert-
voller als eine wenig berechenbare Gewerbesteuer, 
deren Entwicklung von der Konjunktur und manch-
mal sogar von der Ertragssituation nur eines einzigen 
größeren Unternehmens vor Ort abhängt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben keine Zeit zu verlieren. Die mit der Ge-
werbesteuerreform verknüpfte Grundgesetzände-
rung muß jetzt entschieden werden. Am - ich er-
wähnte es vorhin - 31. Dezember 1995 läuft die Aus-
setzung der Gewerbekapitalsteuer in den neuen 
Bundesländern aus. Wenn Vertreter der SPD be-
haupten, man müsse jetzt auch die Ostkommunen an 
dieser wichtigen Einnahmequelle beteiligen, dann ist 
das schlichtweg unverantwortlich. Die Einführung 
der Gewerbekapitalsteuer in den neuen Bundeslän-
dern hätte schwerwiegende Konsequenzen für die 
Unternehmen, für die Arbeitsplätze und für die Steu-
erverwaltung in den neuen Bundesländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Steuerverwaltung müßte zur Ermittlung des Ge-
werbekapitals zunächst einmal die Einheitswerte für 
die Betriebsgrundstücke feststellen. Dafür fehlen in 
den meisten Fällen die entsprechenden Unterlagen. 
Diese zeitraubende und verwaltungsaufwendige Ar-
beit kann mit dem vorhandenen Personal nicht 
durchgeführt werden. Nach Schätzung der Deut-
schen Steuergewerkschaft müßten Tausende von 
neuen Beamten eingestellt werden. 

(Joachim Poß [SPD]: Wie steht es mit der 
Nutzung der Schätzungen?) 

- Sie benützen sie doch auch. Da darf ich sie doch 
auch benützen. 

(Joachim Poß [SPD]: 130 Milliarden Steuern 
werden hinterzogen!) 

- Entschuldigung, im Gegensatz zu Ihnen nehmen 
wir Kritik auf und bauen sie auch in unsere Vor-
schläge ein, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 
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während Sie in einer stupiden Ablehnung verharren. 
Das ist der große Unterschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der SPD - Dr. Barbara Hen

-

dricks [SPD]: Wir können Sie eines Besse

-

ren belehren!) 

Die Unternehmen müßten einen Großteil der not-
wendigen Daten zunächst in einem aufwendigen 
Verfahren selbst bereitstellen, statt sich auf ihre ei-
gentliche unternehmerische Tätigkeit und damit auf 
die Schaffung von Arbeitsplätzen zu konzentrieren. 
Die entstehenden Gewerbesteuerbelastungen wären 
für die betroffenen Unternehmen beträchtlich. Do rt , 
wo noch kein Gewinn erzielt wird, müßte die Gewer-
bekapitalsteuer aus der Substanz oder mit neuen 
Krediten gezahlt werden. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Völlig grotesk ist die Situation, wenn die öffent-
liche Hand in den neuen Bundesländern mit der 
einen Hand langfristige Darlehen zur Existenzgrün-
dung, -erweiterung und -sicherung oder zur Um-
schuldung eines Betriebes gibt und mit der anderen 
Hand die Kommune die Gewerbekapitalsteuer aus 
eben diesen Darlehen kassiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joachim  Poß [SPD]: Das hat mit der Wirk

-l

ichkeit nichts zu tun!) 

Wenn der Fraktionsvorsitzende der SPD angesichts 
dieser Tatsachen das Problem der Einführung der 
Gewerbekapitalsteuer in den neuen Bundesländern 
als Unfug oder vorgeschoben bezeichnet, ist dies 
falsch und zynisch zugleich. 

Die Koalition wi ll  die Gewerbekapitalsteuer in den 
neuen Bundesländern nicht einführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie müssen auch klar sehen, daß eine Verlängerung 
der Aussetzung über 1995 hinaus von der EU-Kom-
mission abgelehnt wird und wir in eine ganz schwie-
lige Situation kämen. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

- Beruhigen Sie sich doch! Haben Sie noch keinen 
Kaffee in der Frühe gehabt, daß Sie so nervös sind? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Ich frage Sie, welcher deutsche Steuerzahler und 
Unternehmer das verstehen soll: Zum einen werden 
Investitionen in den neuen Ländern aus guten Grün-
den massiv steuerlich gefördert. Zum anderen wird 
eine Einführung der Gewerbekapitalsteuer zu massi-
ven steuerlichen Zusatzbelastungen der Unterneh-
men führen. Die im Jahressteuergesetz vorgesehe-
nen Fördermaßnahmen wie Investitionszulage. oder 
Sonderabschreibung, die ja fortgeführt werden, wer-
den damit konterkariert. 

Die Umsatzsteuerbeteiligung der Gemeinden in 
Höhe von 2,7 % ist der richtige Weg. Er berücksich-
tigt die Interessenlage von Wirtschaft und Gemein-
den. Meine Damen und Herren, es ist für uns ganz 
entscheidend, daß auch künftig der Verbund zwi

-

schen örtlicher Politik und Wirtschaft erhalten bleibt 
und daß diejenigen Gemeinden profitieren, die heute 
den Mut haben, mit einem wirtschaftsfreundlichen 
Klima für die bestehenden Unternehmen etwas zu 
tun und für die Ansiedlung weiterer Unternehmen 
Sorge zu tragen. Genau dies wird erreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In der Anhörung des Rechts- und des Finanzaus-
schusses des Bundestages vor 14 Tagen haben kom-
munale Vertreter, Sachverständige, die Vertreter der 
Finanzwissenschaft und der Wirtschaftsverbände 
den Gesetzentwurf der Koalition begrüßt. 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD - In

-

grid Matthäus-Maier [SPD]: Unwahrheit! 
Die haben ihn verrissen!) 

- Aber natürlich! 

(Anhaltende Zurufe des Abg. Detlev von 
Larcher [SPD] - Gegenruf von der CDU/ 
CSU: Hansaplast für den Zwischenschreier! 
- Dr. Barbara Hendriks [SPD]: Herr Waigel, 

Sie sind doch gar nicht dort  gewesen!) 

Durch die vorgesehene Verteilung der Umsatz-
steuer nach einem orts- und wirtschaftsbezogenen 
Schlüssel bleibt das Interessenband zwischen Ge-
meinden und Wirtschaft gewahrt. Auch künftig kön-
nen die Gemeinden durch eine aktive, wirtschaftsbe-
zogene Politik, durch die kommunalen Standortfak-
toren die Höhe ihrer Steuereinnahmen selbst beein-
flussen. 

Gegenwärtig stehen präzise Daten für einen derar-
tigen Verteilungsschlüssel noch nicht zur Verfü-
gung. Sie können auch bis 1996 nicht beschafft wer-
den. Dazu bedarf es umfangreicher statistischer Vor-
arbeiten. Deshalb ist zunächst eine Übergangsrege-
lung für die Jahre 1996 bis 1999 vorgesehen, die den 
Besitzstand der Gemeinden voll wahrt und bei einem 
Wachstum des Umsatzsteueraufkommens sogar noch 
vermehrt. Den Kommunen in den neuen Ländern soll 
ein Zuschlag von 25 % auf ihre Gewerbeertragsteuer

-e innahmen gewährt werden, um eine Benachteili-
gung durch die bisher nicht erhobene Gewerbekapi-
talsteuer zu vermeiden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ab dem Jahr 2000 kann dann mit dem neuen orts-  
und wirtschaftsbezogenen Verteilungsschlüssel gear-
beitet werden. 

Aus meinen Gesprächen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden weiß ich: Bedenken auf kommu-
naler Ebene gegenüber dem jetzigen Vorschlag sind 
hauptsächlich in der Sorge um mögliche Verliererge-
meinden begründet. Richtig ist: Allein in dem Über-
gangszeitraum von 1996 bis 1999 erhalten die Kom-
munen durch die Beteiligung an der Umsatzsteuer 
Mehreinnahmen von über 2 Milliarden DM. 

Auch im Hinblick auf die endgültige Regelung ab 
dem Jahr 2000 hat keine Gemeinde als Folge der Re-
form eine Schlechterstellung zu erwarten. Kommt 
hingegen heute die Zweidrittelmehrheit für die 
Grundgesetzänderung nicht zustande, weiß jede 
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Kommune, was sie verliert und wer dafür verantwort-
lich ist. Die SPD ist dann dafür verantwortlich, daß in 
den nächsten Jahren 2 Milliarden DM den Gemein-
den nicht zufließen. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der SPD) 

Leider werden nicht nur bei der Gemeindefinanz-
reform, sondern auch bei der Diskussion um die Ge-
werbesteuer gezinkte Karten verwendet. 

(Joachim Poß [SPD]: Sie sind doch der 
Oberzinker!) 

- Herr Präsident, es scheint eine sehr urige Seite zu 
sein, von der Sie normalerweise kommen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich traue Ihnen 
zu, Herr Kollege Waigel, daß Sie das schon unter 
Kontrolle bekommen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Dr. Theodor Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident, 
Ihr Vertrauen ehrt mich. Es besteht zu Recht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Es ist falsch, zu behaupten, der Wegfall der Gewer-
bekapitalsteuer entlaste nur Großbetriebe. Die ge-
plante Einschränkung der degressiven Abschrei-
bung belastet auch keinesfalls hauptsächlich kleine 
und mittlere Betriebe. Wenn man den Handwerker 
um die Ecke fragt, wird er sagen können: Auch die 
kleinen und mittleren Unternehmen zahlen Gewer-
besteuer. Gewerbekapitalsteuer fällt bereits ab ei-
nem Gewerbekapital von 120 000 DM an. Die Ge-
werbeertragsteuer belastet oberhalb des Freibetrags 
von 48 000 DM gerade die mittelständischen Be-
triebe. In vielen Fällen ergibt sich auch durch die Zu-
rechnung von Dauerschulden schon bei einem Ein-
heitswert des gewerblichen Bet riebs von weniger als 
100 000 DM die Gewerbekapitalsteuerpflicht. 57 % 
aller gewerblichen Betriebe haben einen Einheits-
wert von mehr als 100 000 DM. Übrigens: Investiti-
onsentscheidungen von Großbetrieben kommen 
auch kleinen und mittleren Zulieferern zugute. Um-
gekehrt benachteiligt die Verlagerung von Großbe-
trieben in das Ausland auch kleine und mittlere Zu-
lieferer. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wir verbessern die Standortbedingungen für die 
Unternehmen auf breiter Front. Wenn Sie, Herr 
Scharping, mir vorwerfen, von der Gewerbesteuerre-
form würden vor allem die exportorientierten Unter-
nehmen profitieren, kann ich nur sagen: Wie wollen 
Sie eigentlich den Wirtschaftsst andort  Deutschland 
für die Unternehmen attraktiv halten? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Waigel, darf ich Sie fragen: Sprechen Sie als Minister 
oder als Abgeordneter? Wenn Sie Abgeordneter sind, 
haben Sie Ihre Redezeit um eine Minute überschrit

-

ten. Wenn Sie Minister sind, dürfen Sie natürlich un-
begrenzt weitersprechen. 

Dr. Theodor Waigel (CDU/CSU): Ich spreche als 
Abgeordneter. Meine Fraktion wird sicher dafür sor-
gen, daß diese Minute niemandem abgezogen wird, 
jedenfalls nicht auf Ihrer Seite. 

Es stellt sich die Frage: Sollen die Unternehmen 
lieber im Ausland produzieren, weil die Steuerbela-
stung durch die Gewerbesteuer in Deutschland zu 
hoch geworden ist? 

Auch die Behauptung, insbesondere Banken und 
Versicherungen würden von dieser Reform profitie-
ren, ist reine Stimmungsmache und völlig aus der 
Luft gegriffen. 

Die heute zur Abstimmung stehende Grundgesetz-
änderung ist im Zusammenhang mit der Gewerbe-
steuerreform ein Signal für mehr Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Nicht zu glau

-

ben!) 

Der Verzicht auf die Gewerbesteuerreform wäre ein 
Rückschlag für den Wirtschaftsst andort  Deutschland. 

(Lachen bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, zu Recht spricht der 
Präsident des Bundes der Steuerzahler, Däke, von ei-
ner „Arbeitsplatzvernichtungsteuer". Die Gewerbe-
kapitalsteuer müsse abgeschafft werden. 

(Zustimmung bei der F.D.P. - Joachim Poß 
[SPD]: Das hat er schon vor 20 Jahren ge

-

sagt!) 

Wer heute die Grundgesetzänderung ablehnt, läßt 
eine historische Chance ungenutzt, die sich in dieser 
Legislaturperiode so schnell nicht mehr öffnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Wer ablehnt, handelt gegen die Interessen der Unter-
nehmen, der Arbeitnehmer und der Gemeinden, er 
handelt gegen das Gemeinwohl. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Detlev von Larcher [SPD]: 
Vom Mantel der Geschichte wird anschei-
nend nicht nur der Bundeskanzler erfaßt!) 

Sollten Sie von der SPD gegen alle guten Argu-
mente, gegen bessere Einsicht und gegen die Ver-
nunft den Initiativgesetzentwurf von CDU/CSU und 
F.D.P. ablehnen, dann haben Sie später noch immer 
eine Chance, dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung zuzustimmen. Verzögern Sie nicht! Handeln Sie 
jetzt! Stimmen Sie zu! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Vorsitzende der SPD-Fraktion Rudolf Scharping. 
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Rudolf Scharping (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Selten ist für eine so dünne und 
widersinnige Suppe so häufig der Ausdruck „histo-
rische Chance" bemüht worden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Angesichts eines völlig zerfledderten Steuerkon-
zeptes können Sie, Herr Waigel, doch nicht ernsthaft 
erwarten, daß wir Ihnen einen Blankoscheck ausstel-
len; denn wir haben die Erfahrung gemacht, daß Sie 
noch nicht einmal mit beschlossenen Gesetzen sorg-
fältig umgehen, geschweige denn mit Blanko-
schecks. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Ich will  zunächst ein paar kurze Bemerkungen zur 
Situation des Steuerstaates Bundesrepublik Deutsch-
land machen. Wir haben zur Zeit eine Belastung der 
Einkommen und Löhne mit Steuern und Abgaben von 
48 %, der höchsten Quote seit Bestehen der Bundesre-
publik Deutschland. Der Anteil der Lohnsteuern hat 
sich in den letzten 20 Jahren von rund 23 % auf 36 % 
des Steueraufkommens erhöht. Der Anteil der veran-
lagten Einkommensteuer und der Steuern auf Unter-
nehmen ist von 22,8 % auf 13,1 % gesunken. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört!) 

In den letzten zehn Jahren ist das Volumen der 
Steuereinnahmen in Deutschland um rund 89 % ge-
stiegen. Dabei hat die Lohnsteuer überproportional 
zugenommen, nämlich um rund 100 %, die Umsatz-
steuer um 104 %, die Mineralölsteuer um 140 %. 

Die unternehmensnahen Steuern sind dagegen in 
ihrem Aufkommen gestiegen, um 36 % bei der Ver-
mögensteuer, um 60 % bei der Gewerbesteuer. Die 
geringste Zunahme weisen die Aufkommen bei der 
Körperschaftsteuer und bei der veranlagten Einkom-
mensteuer aus - es sind jeweils rund 17 %. 

(Dr. Hermann Otto Sohns [F.D.P.]: Weil die 
Gewinne zurückgegangen sind! Das ist 

doch logisch!) 

Mit diesen Zahlen ist eines überdeutlich gesagt: 
Sie verfolgen seit Jahren eine Finanzpolitik, die wirt-
schaftlich schädlich und gleichermaßen sozial unge-
recht ist. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Sie beschädigen Kaufkraft, Sie belasten ständig die 
Einkommen - und dann wollen Sie uns mit einem so 
unausgegorenen und erneut wirtschaftlich unsinni-
gen Vorschlag etwas von einer „historischen 
Chance" erzählen. 

Nur 16 % - nach Ihrer eigenen Begründung - aller 
Gewerbebetriebe zahlen Gewerbekapitalsteuer. Was 
Sie hier geflissentlich verschwiegen haben, ist die 
Auseinandersetzung wie beim Standortsicherungs-
gesetz. Sie wollen sich das ja nicht irgendwo holen, 
sondern bei denen, die investieren. 

Dieses Land hat eine unverantwortlich hohe Ar-
beitslosigkeit. Dieses Land hat einen unverantwort-
lich hohen Mangel an Ausbildungsplätzen. Und des-
halb ist und bleibt es auch unverantwo rtlich, jetzt 
ausgerechnet die investierenden Unternehmen dafür 
bezahlen zu lassen, daß ganz wenige steuerlich ent-
lastet werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zuruf von der 

CDU/CSU: Das ist doch Unsinn!) 

Sie bemänteln doch mit großen Worten Ihre eigene 
Unfähigkeit zu einem geschlossenen steuerpoliti-
schen Konzept. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Riesige Worte und dann die Konzeption eines Jahres-
steuergesetzes, in dem zentrale Teile nicht enthalten 
sind! 

Was haben Sie uns denn alles angekündigt: eine 
Reform der Wohnungsbauförderung, § 10e Einkom-
mensteuergesetz - riesiger S treit in der Koalition. Er-
gebnis: Thema wird ausgeklammert. 

(Zurufe von der SPD: Null! - Heiße Luft!) 

Luftnummer! Eine schlichte Luftnummer! 

Sie haben uns auch angekündigt, Sie wollten die 
Familien und die Kinder entlasten. Dann schreiben 
Sie den sozialdemokratischen Finanzministern, sie 
sollten Vorschläge machen, wie ein Gesetz aussehen 
könnte. 

(Lachen bei der SPD - Dr. Theodor Waigel 
[CDU/CSU]: Sie sind es doch, der bei den 
sozialdemokratischen Finanzministern 

durchgefallen ist!) 

Ja, Herr Waigel, wenn Sie schon so stolz darauf sind, 
daß Sie mit knappster Mehrheit in der Regierung be-
stätigt worden sind, dann nehmen Sie doch gefälligst 
wenigstens Ihre Pflichten wahr 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Ja, tun 
wir!) 

und legen Sie vollständige Gesetzentwürfe auf den 
Tisch! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS - Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Ihr 

Vorschlag ist doch untergegangen!) 

Wenn Sie Ihre Hausaufgaben nicht machen und 
kein geschlossenes Konzept vorlegen können, dann 
können Sie doch nicht erwarten, daß die Opposi tion 
bei einer Grundgesetzänderung mitmacht, von der 
der Deutsche Städtetag im übrigen ja auch sagt, das 
sei völlig unannehmbar. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 
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Was Sie da machen, ist das Verkünden guter Ab-

sichten. Über die könnte man im Zweifel - das wi ll 
 ich ausdrücklich sagen - im Zuge einer Gemeindefi-

nanzreform sogar noch reden, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es!) 

die dann den Gemeinden, soweit es um sie geht, Si-
cherheiten für das schafft, was da im einzelnen ge-
schehen wird, die dafür sorgt, daß alle Beteiligten 
Klarheit haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann stimmen 
Sie doch zu! - Joseph Fischer [Frankfurt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein, im 

Ganzen durchgerechnet! 

Nur können Sie nicht erwarten, daß wir einer Bun-
desregierung Vertrauen entgegenbringen, die in al-
len finanzpolitischen und in allen anderen politi-
schen Fragen jeden Vorschuß an  Vertrauen vollstän-
dig mißbraucht hat - durch eine Politik, die sozial-
feindlich und wirtschaftsfeindlich zugleich ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Scharping, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Willner? 

Rudolf Scharping (SPD): Aber bitte. 

Gert Willner (CDU/CSU): Herr Kollege Scharping, 
können Sie bestätigen, daß Ihnen ein B rief von Herrn 
Oberbürgermeister Rommel aus Stuttgart, einem an-
erkannten Spitzenmann des Deutschen Städtetages, 
vorliegt, in dem er Sie auffordert, der heutigen 
Grundgesetzänderung zuzustimmen, sich also kom-
munalfreundlich zu verhalten? 

Rudolf Scharping (SPD): Das kann ich Ihnen ge-
nauso bestätigen, wie ich Ihnen bestätigen kann, daß 
die Meinung von Herrn Rommel mit der des Deut-
schen Städtetages nicht übereinstimmt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Soweit man  es von der Seite der Gemeinden aus 
betrachtet, erkläre ich Ihnen ausdrücklich: Wir sind 
bereit, im Zuge einer Gemeindefinanzreform über je-
den Schritt zu reden, der den Gemeinden finanzielle 
Sicherheit beläßt und ihnen damit die Kraft gibt oder 
sie gar stärkt, Leistungen für die Bürger zu erbrin-
gen, auf die niemand verzichten kann. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sagen Sie doch 
einmal etwas zu den neuen Bundeslän

-

dern! ) 

Es ist ja nun völlig richtig, daß wir im Bereich der 
freiwilligen Leistungen und dergleichen unabding-
bar auf die Finanzkraft der Gemeinden angewiesen 
sind. Nur, Herr Kollege Waigel, erklären Sie mir doch 

in diesem Zusammenhang einmal, wieso Sie immer 
noch völlig verbohrt an der Vorstellung festhalten, 
Sie müßten die Arbeitslosenhilfe auf zwei Jahre be-
grenzen. Wenn Sie sich hier als Hüter der Gemeinde-
finanzen aufspielen, dann streichen Sie dieses unan-
ständige Vorhaben endlich! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Scharping, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage 
des Kollegen Hauser? 

Rudolf Scharping (SPD): Im Augenblick nicht, weil 
ich gern noch einen Moment bei den Gemeinden 
bleiben möchte. 

Es ist doch völlig absurd, wenn Sie hierherkommen 
und sagen „Wir wollen im Zweifel den Gemeinden 
zwei Milliarden DM mehr geben" und auf der ande-
ren Seite ein Vorhaben verfolgen, von dem wir wis-
sen, daß es die Gemeinden mehrere Milliarden ko-
sten wird, ganz unabhängig von dem völlig verant-
wortungslosen Schaden, der bei den Menschen ent-
steht, die Sie zum Sozialamt schicken wollen, damit 
sie nach 30 oder 35 Jahren Erwerbstätigkeit zunächst 
die Prüfung über sich ergehen lassen, ob ihre Spar-
konten aufgelöst werden können, ob ihre Kinder zum 
Unterhalt herangezogen werden können, ob die 
Rente oder Pension beziehenden Eltern zum Unter-
halt herangezogen werden können. Es ist eine ge-
meindefeindliche und für die Menschen ganz und 
gar unvertretbare Politik, die Sie da verfolgen! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Betrachtet man Ihr Vorhaben von der wirtschaftli-
chen Seite, hört man Sie von „historischer Chance" 
und „Signal" reden. Ja, wenn Sie einmal in der Lage 
wären, ein durchgreifendes Konzept zur Reform der 
Unternehmensbesteuerung auf den Tisch zu legen, 
dann könnten wir ja miteinander reden. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Tun Sie doch 
nicht!) 

Wir können ja jederzeit gerne darüber reden, ob die-
ser Dschungel an Einzelvorschriften unter dem Ge-
sichtspunkt von Bürokratie, Verwaltungskosten, 
Durchschaubarkeit und Durchsetzbarkeit des Steuer-
rechts noch auf Dauer haltbar ist. Sie haben doch mit 
der Flut von Einzelregelungen, die Sie zu verantwor-
ten haben, erst die Einfallstore dafür geschaffen, daß 
die Steuergewerkschaft, die Sie hier sonsz heranzie-
hen, Ihnen ausdrücklich bescheinigt, daß jedes Jahr 
runde 100 Milliarden DM durch Steuerhinterziehung 
und Subventionsbetrug verlorengehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Da, Herr Bundesfinanzminister, hätten Sie ein Feld, 
um etwas für die Steuergerechtigkeit in Deutschland 
und dafür, daß das Recht durchgesetzt wird, zu tun. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dieter Heister

-

mann [SPD]: Da müßt ihr was tun!) 
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Dann, bei einem Lichten dieses Dschungels, könn-

ten wir auch darüber reden, daß nominale Steuer-
sätze gesenkt werden. Da werden Sie bei uns immer 
Gesprächsbereitschaft finden - nicht jedoch bei ei-
nem Vorhaben, das in einer Zeit fehlender Arbeits-
plätze, in einer Zeit fehlender Ausbildungsplätze 
jetzt ausgerechnet den investierenden Mittelstand, 
ausgerechnet die investierende Wirtschaft ein-
schließlich des Handwerkes dafür bezahlen lassen 
will, daß wenige große Unternehmen und alle Ban-
ken und Versicherungen von der Gewerbekapital-
steuer entlastet werden. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Was die wirtschaftliche Seite angeht, so kann doch 
nicht aus dem Blick geraten, daß mit Ihrer Finanzpo-
litik, mit Ihrem Marsch in die Verschuldung, mit die-
sem Dschungel in Ihrer Steuerpolitik nichts anderes 
bewirkt wird, als ein Signal an die Länder um uns 
herum zu geben. Ihren scheinbaren Stolz auf den ho-
hen Außenwert der D-Mark werden wir uns Ende 
dieses Jahres noch einmal vor Augen führen, 

(Bundesminister Dr. Günter Rexrodt: Rich

-

tig!) 

mit Blick auf die Konjunkturerwartungen, die dann 
vorhanden sind. Ich sage Ihnen schon heute: Wenn 
Sie mit dieser Art  von Finanzpolitik, die hohe Zinsen 
bei der Bundesbank und auf den Märkten erzwingt, 
so weitermachen, dann setzen Sie erneut ein Signal 
und bewirken, daß die Investitionstätigkeit in 
Deutschland behindert und zugleich die Exportwirt-
schaft in Deutschland geschädigt wird. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: So ist es!) 

Ihre Finanzpolitik - nicht etwa die Gewerbekapital-
steuer - ist eine wesentliche Ursache 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Für die Stabilität 
der Mark!) 

dafür, daß die deutsche Exportwirtschaft in Schwie-
rigkeiten kommt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN] - Bundesminister Dr. Theodor Waigel: 
Es ist nicht zu fassen!) 

Was Sie uns hier bieten, ist nichts anderes als „Ma-
nagement by Chaos". 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Der Bundeskanzler - in privaten Gesprächen 
drückt er sich ja etwas deutlicher aus - sagt von die-
sem Pult gönnerhaft: „Na, Oppositionsführer im 
Deutschen Bundestag zu sein, das ist ein ziemlich 
schlimmer Job."  

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Hat der 
recht!) 

Ich will  Ihnen einmal etwas sagen: Wenn man Fi-
nanzminister in dieser Koalition ist, muß man einen 
unbändigen Humor haben, um das noch aushalten 
zu können, einen unbändigen Humor! 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN] und Rolf Kutzmutz [PDS] - Bundesmi

-

nister Dr. Theodor Waigel: Da haben Sie 
recht!) 

- Ich weiß, daß ich da recht habe - wie in allen ande-
ren Punkten auch! 

(Beifall bei der SPD) 

Und soweit Sie sich Gedanken um die ostdeut-
schen Betriebe machen, möchte ich Ihnen sagen: 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Sorgen!) 

Sie haben doch hier im Deutschen Bundestag gesagt, 
die Mehrwertsteuer müsse erhöht werden, weil die 
Europäische Union die Bandbreiten verändert hat. 
Vorher sind Sie allerdings in den Finanzministerrat 
gegangen und haben Ihren Kollegen erklärt: Verän-
dert die Bandbreiten, damit ich ein Argument habe, 
das in Deutschland die Erhöhung der Mehrwert-
steuer erzwingt. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt versuchen Sie dasselbe wieder, indem Sie sa-
gen: Sie wissen doch genau, daß die Europäische 
Union am Ende nicht dulden wird, daß wir die Ge-
werbekapitalsteuer im Osten Deutschlands noch 
eine gewisse Zeit aussetzen. 

Ja, verflixt noch mal, was wollen Sie eigentlich 
sein? Auf der einen Seite stellen Sie sich immer hin 
und sagen: Wir haben eine starke Posi tion in der Eu-
ropäischen Union. Auf der anderen Seite, wenn es 
Ihnen politisch in den Kram paßt, gerieren Sie sich 
als willenloser Knecht. Tun Sie doch nicht so, als hät-
ten Sie keine Chance, auf die Europäische Union 
Einfluß zu nehmen, und hören Sie end lich auf, für 
Ihre Fehlentscheidungen die Europäische Union ver-
antwortlich zu machen und auf der anderen Seite zu 
beklagen, daß die Leute mit Europa nichts am Hut 
hätten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Also sage ich Ihnen: Wenn Sie mit uns darüber im 
Rahmen eines durchgreifenden Unternehmensteuer-
konzepts reden wollen und wenn zu diesem Konzept 
gehören sollte, daß Sie für eine gewisse Zeit, viel-
leicht ein oder zwei Jahre, die Gewerbekapitalsteuer 
im Osten Deutschlands noch aussetzen wollen, dann 
werden Sie uns gesprächsbereit finden. Das ist über-
haupt nicht der Punkt. Aber was Sie hier machen, ist 
nichts anderes als der Versuch einer Demons tration, 
weil Sie bestimmten Wirtschaftsverbänden verspro-
chen haben, Sie würden jetzt dieses „bedeutende Si-
gnal" setzen. Man  kann sich angesichts der Tatsa-
che, daß Sie bei den Unternehmen über die Ver- 
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schlechterung der Abschreibungsbedingungen mehr 
Geld abholen wollen, als Sie ihnen mit der Abschaf-
fung der Gewerbekapitalsteuer geben wollen, nur an 
den Kopf greifen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Das könnte man auch Unternehmen für Unterneh-
men durchrechnen. 

Warum beispielsweise soll ein großes Unterneh-
men wie Thyssen mit den verschlechterten Ab-
schreibungsbedingungen und der abgeschafften 
Gewerbekapitalsteuer am Schluß möglicherweise 
270 Millionen DM mehr Steuern zahlen, ein Unter-
nehmen, das im internationalen Wettbewerb steht, 
ein Unternehmen, das Arbeitsplätze erhalten muß, 
ein Unternehmen, von dem wir erwarten, daß es Aus-
bildungsplätze erhalt? Es geht um H andwerk und 
Mittelstand, und es geht auch um die investierenden 
Großunternehmen in Deutschland. 

Wenn Sie allerdings der Meinung sind, daß der 
Wirtschaftsstandort Deutschland dadurch gestärkt 
wird, daß man seine Investitionen reduziert, daß man 
die Belastung auf Investitionen durch Steuern er-
höht, dann sage ich Ihnen: Das ist in vielerlei Hin-
sicht ein ganz offenkundig mißratenes, wirtschafts-
politisch unsinniges Konzept. Sie werden uns dazu 
nie bereit finden. Das wi ll  ich Ihnen für alle Zukunft 
und nicht nur für den heutigen Tag sagen. Wir wer-
den nichts mehr mitmachen, was die Investitionstä-
tigkeit der Unternehmen belastet. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden nichts mehr mitmachen, was die Ar-
beitskosten hochtreibt. Wir werden nichts mehr mit-
machen, was Sie an Politik nach dem Motto „Ein 
Häppchen hier, ein Häppchen da" verfolgen, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Unverfrorenheit!) 

urn damit Ihre konzeptionelle und politische Unfä-
higkeit und die tiefe Zerstrittenheit innerhalb dieser 
Koalition zu bemänteln. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wir sind nicht dazu da, Ihnen einen Blankoscheck 
auszustellen. Sie haben die Pflicht, ein Konzept vor-
zulegen. Das haben Sie bisher nicht getan. Solange 
Sie das nicht tun, werden Sie von uns niemals einen 
Blankoscheck bekommen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS - Zuruf von der 
CDU/CSU: Schwache Rede, starker Beifall!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Vorsitzende der F.D.P.-Fraktion, Dr. Sohns. 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Scharping, nach dieser Rede bin ich nun wirk-
lich enttäuscht. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich hatte erwartet, daß Sie als jahrelanger Minister-
präsident in Rheinland-Pfalz, der ja auch für die Ge-
meindefinanzen verantwortlich war, eine gewisse 
Ahnung von den Gemeindefinanzen haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das, was Sie hier geboten haben, zeigt, daß Sie die 
ganzen steuerlichen Wirkungen überhaupt nicht ver-
stehen oder bewußt falsch darstellen. Das ist dann 
schon ein Skandal. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zunächst einmal: Aus dem sinkenden Körper-
schaftsteueraufkommen auf eine zu niedrige Be-
steuerung der Gewerbebetriebe zu schließen ist ja 
wirklich eine Umdrehung der Tatsachen. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Das habe ich nicht 
getan! - Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ja, die 

F.D.P. und die Kommunalpolitik!) 

- Sie haben das sinkende Körperschaftsteueraufkom-
men dargelegt und gesagt, das müsse ja wohl in die-
sem Zusammenhang stehen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Reden Sie die 
Wahrheit!) 

Sie wissen anscheinend gar nicht, wie hoch die Ge-
werbebetriebe in Deutschland, insbesondere die Be-
triebe des produzierenden Gewerbes, besteue rt  wer-
den. Durch die Kumulierung von Körperschaftsteuer 
mit Gewerbeertragsteuer, Gewerbekapitalsteuer, So-
lidaritätszuschlag, betrieblicher Vermögensteuer und 
anderen Abgaben ergibt sich locker eine Besteue-
rungshöhe von 70 %. Wenn bei dieser hohen Be-
steuerung das Steueraufkommen sinkt, dann zeigt 
das zwingend, daß die Bet riebe nicht mehr genug 
Gewinne erzielt haben. Wenn sie keine Gewinne er-
zielt haben, können sie nicht investieren, und wenn 
die Investitionen zu hoch besteue rt  werden, dann ge-
hen Arbeitsplätze verloren. Das ist der Zusammen-
hang. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Schlußfolgerung müßte sein, daß Sie uns bei 
dem Bemühen unterstützen, die Besteuerung der In-
vestitionen zu senken, denn nur so können Arbeits-
plätze geschaffen werden, nur durch Investitionen, 
nicht durch staatliche Aktivitäten. 

(Joachim Poß [SPD]: Gucken Sie sich ein

-

mal das Beispiel BMW an!) 

Sie haben im „Handelsblatt" vom 10. Mai 1995 zur 
Gewerbesteuer ausgeführt - ich wi ll  das zitieren -: 

Technisch wäre die Einführung der Gewerbeka-
pitalsteuer in den neuen Ländern möglich. 

(Joachim Poß [SPD]: Ja, ist sie auch!) 

Zudem zahlten Betriebe, denen es schlechtgehe, 
diese Steuer nicht. 

Dazu ist zweierlei zu sagen. Die Einführung der 
Gewerbekapitalsteuer in den neuen Bundesländern 
verlangt eine Einheitsbewertung, und zwar für jedes 
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einzelne Grundstück. Kein Mensch in diesem Lande, 
auch keiner in der Finanzverwaltung, ist der Mei-
nung, daß dies in einem halben Jahr oder in einem 
Jahr machbar wäre. 

(Joachim Poß [SPD]: Auch das ist so nicht 
richtig!) 

Der einzige, der das behauptet hat, ist Herr Schleu-
ßer. Er hat dies getan, um zu verhindern, daß es im 
Bundesrat eine Zustimmung für eine solche Geset-
zesänderung gibt. 

Das zweite ist noch dreister, nämlich daß Bet riebe, 
denen es schlechtgehe, keine Gewerbekapitalsteuer 
zahlen müßten. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Das ist nicht 
nur dreist, sondern auch doof!) 

Herr Scharping, entweder wissen Sie es nicht, 

(Zuruf von der F.D.P: Ja, er hat keine Ah

-

nung!) 

oder Sie führen die Öffentlichkeit bewußt in die Irre. 

(Beifall bei der F.D.P.  und der CDU/CSU) 

Das nennt man die Unwahrheit verbreiten. 

(Zuruf von der SPD: Das machen Sie dau

-

ernd!) 

Es ist ja gerade der Charakter der Gewerbekapital-
steuer, daß sie nicht an den Gewinnen, sondern am 
Kapital anknüpft. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Richtig! - Zu

-

ruf der Abg. Ingrid Matthäus-Maier [SPD]) 

- Warum sagt er es dann nicht? Frau Matthäus, Sie 
wissen das; das weiß ich. 

Noch wichtiger ist folgendes - das sage ich den 
Kollegen aus den neuen Bundesländern, die sich mit 
der Gewerbekapitalsteuer vielleicht noch nicht be-
faßt haben -: Die Gewerbekapitalsteuer muß nicht 
nur auf das Eigenkapital, sondern auch auf das 
Fremdkapital gezahlt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

Gerade in den neuen Bundesländern sind viele Be-
triebe durch die Zurverfügungstellung auch von 
staatlich finanziertem Fremdkapital erhalten worden. 
Sie sind also extrem fremdkapitalisiert. Diese Be-
triebe würden durch die Gewerbekapitalsteuer na-
türlich überproportional be troffen. Sie würden durch 
die Einführung der Gewerbekapitalsteuer in ihrer 
Existenz gefährdet. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Richtig!) 

Ich kann nur an  die Kollegen aus den neuen Bun-
desländern, und zwar in allen Fraktionen, appellie-
ren: Lassen Sie sich nicht von Herrn Scharping und 
anderen aus der SPD hinters Licht führen; 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Detlev von Larcher [SPD]: Unverschämt ist 

das!) 

die Einführung der Gewerbekapitalsteuer in den 
neuen Bundesländern würde die Einführung einer 
Gewerbevertreibungssteuer bedeuten. Genau das 
würde nämlich passieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Investoren, die gegenwärtig überlegen, in den 
neuen Bundesländern zu investieren, werden von 
diesem Vorhaben sehr schnell ablassen, 

(Zuruf von der SPD: Wir wollen sie doch 
weiter aussetzen, nicht einführen! Lassen 

Sie doch diese Argumenta tion!) 

wenn sie hören, daß die Begünstigungen, die ihnen 
noch befristet zur Verfügung stehen, reduziert wer-
den und daß eine zusätzliche Steuer eingeführt wird, 
mit der sie natürlich nicht gerechnet hatten. 

(Zustimmung bei der F.D.P. - Widerspruch 
bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das sind die Fakten. Im 
übrigen hören wir seit Jahrzehnten die Forderungen 
aus den Kommunen nach einer Beteiligung an  der 
Umsatzsteuer. Warum? - Weil die Umsatzsteuer eine 
stabile, eine gleichmäßig fließende, eine wachsende 
Steuer ist. Das Umsatzsteueraufkommen ist in den 
letzten zehn Jahren um 100 % gestiegen. Die Gewer-
besteuer ist in den letzten Jahren im Aufkommen al-
lerdings gesunken. Die Gewerbesteuer ist zyklisch; 
die Gemeindekämmerer können mit ihr nicht planen. 
In einem Jahr bekommen sie etwas, im nächsten Jahr 
nichts oder müssen sogar zurückzahlen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Deswegen wollen sie an der Umsatzsteuer beteiligt 
werden. Jetzt wollen wir ihnen dazu die Chance er-
öffnen. Viele von Ihren Stadtkämmerern haben das 
immer unterstützt. Weil es Ihnen aber ins parteitakti-
sche Konzept nicht paßt, lehnen Sie das Ganze nun 
ab. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Traurig, 
traurig!) 

Meine Damen und Herren, dahinter ist langfristig 
kein Sinn zu erkennen, höchstens der, daß die SPD 
über eine Blockadepolitik versucht, sich an die 
Macht zu schleichen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Üble Machart!) 

Aber so wird es nicht gehen. Das werden wir nicht 
zulassen. Die Verfassungsänderung zur Einführung 
der Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer 
ist ein Verfassungsgebot für die Gemeindefinanzen. 
Wer dies nicht mitmacht, der versündigt sich an den 
Gemeindefinanzen und an einer stabilen Gemeinde-
finanzierung in der Zukunft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Das sagt die F.D.P.!) 

Weil Sie sich etwas unsicher sind, ob Sie nicht viel-
leicht doch zustimmen sollten, kommen Sie mit Hilfs-
argumenten, die da beispielsweise heißen, dahinter 
müsse aber auch ein Konzept stehen, das beinhaltet, 
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was konkret getan werden muß. Diese Ausrede gilt 
nicht. Die Verfassungsänderung ist allein eine Er-
mächtigung für den Gesetzgeber, eine Finanzverfas-
sung im konkreten, im materiellen Recht zu regeln. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Darm  legen Sie 
das erst einmal vor! - Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Ja, legen Sie das doch einmal vor!) 

- Frau Fuchs, bei allen einzelnen materiellrechtli-
chen Regelungen ist der Bundesrat zustimmungsbe-
rechtigt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aber wir nicht!) 

Das heißt, daß Sie sowieso daran beteiligt sind, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nein, wir nicht!) 

- sicher, Ihre Fraktion nicht, aber die Bundesländer. 
Das würde Sie nicht daran hindern, jetzt dieser Er-
mächtigung zuzustimmen, 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

weil Ihnen der Weg nicht genommen wäre, an der 
konkreten Gesetzgebung mitzuwirken. 

(Beifall bei der F.D.P. - Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Sagen Sie erst einmal, was Sie wol

-

len!) 

- Wir haben ja vorgeschlagen, was wir wollen. 

Wir wollen die Gewerbekapitalsteuer abschaffen. 
Wir wollen die Gewerbeertragsteuer mittelstands-
freundlich senken. Wir wollen dies für die Gemein-
den vernünftig, sogar mit einem Mehraufkommen 
von 2 Milliarden DM, wie Herr Waigel dargestellt 
hat, gegenfinanzieren. Wir wollen auch insgesamt 
eine Gegenfinanzierung durch eine geringfügige 
Senkung der AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter 
haben. Auch das ist nicht mittelstandsfeindlich. 

Die Vertreter des Handwerks haben in der Anhö-
rung des Finanzausschusses eindeutig erklärt, daß 
sie diese Linie unterstützen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sehr richtig! Herr 
Scharping, zuhören! Das Handwerk unter

-

stützt das! Das ist genau das Gegenteil des

-

sen, was Sie vorhin gesagt haben!) 

Warum? Weil das Handwerk im Prinzip nicht kapital-
intensiv ist und von der Abschaffung der Gewerbe-
kapitalsteuer daher nicht so sehr be troffen ist, aber 
durch die Senkung der Gewerbeertragsteuer deut-
lich entlastet wird. 

Herr Scharping, Ihre Aussage hinsichtlich der  16% 
führt an der Wahrheit vorbei. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Warum steht sie 
dann in der Begründung der Bundesregie

-

rung?) 

Allein in Westdeutschland zahlen 350 000 Be triebe 
Gewerbekapitalsteuer. Sie können mir doch nicht er-
zählen, daß wir in Westdeutschland 350 000 Großun-
ternehmen haben. Nein, es sind viele Handwerksbe

-

triebe, viele kleine und mittlere Unternehmen dabei, 
die unter dieser Steuer leiden und die gerne hätten, 
daß wir sie beseitigen. Denn nur so kann der Investi-
tionsprozeß in Gang kommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wenn Sie nach Nordrhein-Westfalen schauen, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist Ihre 
Sorge, ja, das glaube ich auch!) 

dann sehen Sie, daß in den letzten drei Jahren die 
Zahl der Arbeitsplätze netto um 233 000 gesunken 
ist, 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Hört! Hört! 
- Detlev von Larcher [SPD]: Jetzt sagt er, 

warum er diese Debatte heute will!)  

das Handwerk und das Dienstleistungsgewerbe al-
lerdings knapp 100 000 zusätzliche Arbeitsplätze ge-
schaffen haben. Sie sehen daraus, daß neue Arbeits-
plätze nur von kleinen und mittleren Bet rieben, vom 
Handwerk und vom Dienstleistungsbereich geschaf-
fen werden können, weil die Großindustrie weiter 
Arbeitsplätze abbaut. Sie müssen die Investitionsbe-
dingungen für diese Betriebe also erleichtern, weil 
nur so neue Arbeitsplätze geschaffen werden kön-
nen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Dr. Sohns, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Bitte schön. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Poß, bitte. 

Joachim Poß (SPD): Kollege Sohns, könnten Sie 
dem Hohen Haus denn sagen, wie viele Arbeits-
plätze in diesem Zeitraum in Baden-Württemberg 
verschwunden sind, da Sie die Zahl aus Nordrhein

-

Westfalen zitieren? 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Die kann ich Ih-
nen nicht nennen, weil ich die Zahlen nicht aus allen 
Bundesländern auswendig weiß. 

(Lachen bei der SPD) 

Aber diese Zahl steht heute in der Presse - deswegen 
trage ich sie Ihnen noch einmal vor -, und sie hat ak-
tuelle Bedeutung. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das hat 
aber mit Wahlkampf nichts zu tun?) 

Im übrigen, Herr Poß, betrachten Sie im Zusam-
menhang mit der Steuerpolitik der SPD doch nur die 
Stadt Bonn, in der wir uns befinden: Kaum ist eine 
rot-grüne Regierung an  die Macht gekommen, wer-
den die Hebesätze angehoben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Logisch!) 
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In Bonn werden die Hebesätze für die Gewerbe-
steuer und für die Grundsteuer angehoben. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Ja, 
Grundsteuer auch! - Zuruf von der CDU/ 

CSU: Mieterhöhungen!) 

In einer betonten Dienstleistungs- und keiner Indu-
striestadt werden die Hebesätze bei der Gewerbe-
steuer auf 450 % angehoben. Das ist nach Frankfurt 
der zweithöchste Satz in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Hört! Hört!) 

Das ist für eine solche Stadt einfach ein Skandal, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Und hilft der 
F.D.P. trotzdem nicht!) 

und das wird natürlich auch hier die Arbeitsplätze 
stärker belasten, als das akzeptabel wäre. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Kollegen Poß? 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Ja, bitte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Solms, können 
Sie denn bestätigen, daß Sie in einem B rief an Frei-
berufler in Nordrhein-Westfalen die Steuerpläne der 
SPD falsch, irreführend dargestellt haben, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Die SPD hat doch gar keine!) 

indem Sie z. B. die Vermögensabgabe und andere 
Dinge, die die SPD nie beschlossen hat, in diesem 
Schreiben der SPD in die Schuhe geschoben haben, 
um so durch Wählertäuschung am kommenden 
Sonntag noch über die Hürde zu kommen? 

(Beifall bei der SPD - Ul rich Heinrich 
[F.D.P.]: Ihr seid euch doch nie einig gewor

-

den!) 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Herr Poß, ich will 
Ihnen gerne bestätigen, daß ich neben anderen an 

 die Freiberufler einen Brief geschrieben habe, in 
dem ich steuerpolitische Forderungen der SPD rich-
tig dargelegt habe. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Nein, gelo

-

gen! - Joachim Poß [SPD]: Das ist Satz für 
Satz gelogen, was Sie da gesagt haben!) 

Im Zusammenhang mit der Vermögensabgabe 
darf ich Sie an die Äußerungen des Ministerpräsi-
denten aus dem Saarland - der hier anwesend ist - 

erinnern, der im Bundestagswahlkampf auf eine Ver-
mögensabgabe abgestellt hat. A lles ist zitterfähig. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD]: Nein, alles ist gelogen! - Joachim 
Poß [SPD]: Satz für Satz ist gelogen; das 

werden wir noch nachweisen!) 

Sie müssen sich schon darum kümmern, welche 
steuerpolitischen Forderungen in den unterschied-
lichsten Kreisen Ihrer Partei und Ihrer Länder erho-
ben werden. 

(Joachim Poß [SPD]: Sie haben das als Be

-

schluß der SPD dargestellt!) 

Bei der SPD ist leider das Steuerchaos ausgebrochen. 
Da weiß die linke Hand nicht mehr, was die rechte 
macht. 

(Lachen bei der SPD) 

Deswegen können Sie sich nur noch in der Ableh-
nung von steuerpolitischen Forderungen anderer, 
von wem auch immer die kommen, einigen, weil die 
Verneinung gegenwärtig die einzige Basis der Eini-
gung in der SPD ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Dr. Solms, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 
des Kollegen von Larcher? 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Bitte schön. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Kollege Sohns, 
würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß in mei-
nem Wahlkreis Hebesätze und Gebühren von Ge-
meinden angehoben werden, unabhängig davon, 
wie die Mehrheiten sind, daß also Ihre Argumenta-
tion mit der Stadt Bonn an  der Sache völlig vorbei-
geht? 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: So hätten 
Sie es gerne!) 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Ich halte diese 
Aussage für glaubwürdig. Das heißt aber nicht, daß 
man in einer Stadt wie Bonn, einer Dienstleistungs-
stadt, für Gewerbebetriebe den zweithöchsten Hebe-
satz einführen muß, den es in der Bundesrepublik 
gibt. Dafür gibt es keine Begründung außer der, 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Daß die 
CDU vorher schlecht gewirtschaftet hat!)  

daß man planlos und undisziplinie rt  weiter das Geld 
der Bürger ausgeben wi ll, daß man nicht kräftig ge-
nug und bereit genug ist, eine Sparpolitik zu ma-
chen, die notwendig ist, um die Haushalte in Ord-
nung zu bringen. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 
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Dr. Hermann Otto Solms 
Aber ich sage Ihnen: Dieser Weg, immer weiter neue 
Ausgaben, neue Wahlgeschenke zu beschließen und 
diese durch Schulden zu finanzieren, führt in die Irre. 
Denn das heißt, heute auf Kredit in Saus und Braus 
zu leben und dann unseren nachfolgenden Genera-
tionen, unseren Kindern, die Verantwortung zu über-
lassen, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das ist die Poli

-

tik dieser Bundesregierung!) 

die Rückzahlung der Schulden zu finanzieren und 
die Suppe auszulöffeln. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Wer re

-

giert hier denn? Wer regiert seit Jahren?) 

Wir betreiben eine disziplinierte Finanzpolitik. 

(Zuruf von der SPD: Weltmeister im Schul

-

denmachen!) 

Wir wollen sparen, Aufgaben privatisieren, Steuern 
und Schulden senken. Das ist die einzig glaubwür-
dige Politik in dieser Situa tion. Wenn Sie dazu nicht 
in der Lage sind, dann sollten Sie hier nicht die Öf-
fentlichkeit mit falschen Behauptungen und Verdre-
hungen vorführen und hinters Licht führen. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Oswald Metzger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst 
ist zu konstatieren, daß diese Debatte heute auf An-
trag der rechten Seite dieses Hauses zustande 
kommt - von wegen Wahlkampf in Nordrhein-West-
falen! Das Konzept, hier die Opposi tion vorzuführen, 
ist gescheitert, Herr Waigel. Man  muß schon einmal 
die direkten Verantwortlichkeiten nennen. Ein Mini-
ster, der in den letzten Wochen als Finanzminister 
dieser Republik die größte Pleite erlebt hat, weil er 
nicht nur von der Opposi tion zerrissen wurde, son-
dern auch von der Fachpresse 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Ich 
bin noch völlig ganz!) 

und in den Redebeiträgen der Teilnehmer an  der An-
hörung des Finanzausschusses, hat nicht das Recht, 
sich hier hinzustellen und Krokodilstränen über die 
Opposition zu vergießen, die den Gemeinden angeb-
lich einen reellen Ausgleich für die Einnahmeverlu-
ste aus der Gewerbekapitalsteuer vorenthält. 

Nach meiner Auffassung ist das eine absolut unzu-
lässige Verquickung von zweierlei Dingen. Zum ei-
nen sind Sie gegenüber den Unternehmen in 
Deutschland im Obligo, die Gewerbesteuer abzu-
schaffen. Sie wissen, daß selbst die Deutsche Bun-
desbank in ihrer Erklärung zur Anhörung im Finanz-
ausschuß Ihnen ins Stammbuch geschrieben hat, daß 
die Unternehmensteuerreform mit ihrer Gegenfinan

-

zierung zu einer Mehrbelastung der Betriebe führt 
und damit in ihrem Sinn überhaupt nicht ideologisch 
gerechtfertigt ist. Das ist die erste große Schwach-
stelle bei der ganzen Geschichte. 

Die zweite Schwachstelle ist natürlich, daß Sie ei-
nen Sachzusammenhang herstellen, indem Sie die 
Grundgesetzänderung favorisieren und ohne Not ei-
nen Vorratsbeschluß fassen, den die Gemeinden nie 
und nimmer mittragen können, weil die Gemeinden 
keine Gewißheit haben, sie vielmehr vor allem aus 
Erfahrung wissen, daß auf diese Bundesregierung 
und im Zweifelsfall sogar auf den gesamten Bundes-
tag kein Verlaß ist, wenn es um eine korrekte Finanz-
ausstattung der Kommunen geht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Ein Finanzminister, der gestern im Vermittlungs-
ausschuß noch einmal ganz deutlich in Erinnerung 
gerufen hat, daß er an  seiner Absicht festhält, die Ar-
beitslosenhilfe zeitlich zu befristen, und damit eine 
Milliarde DM, wie es im Bundeshaushalt dieses Jah-
res verankert ist und von der Mehrheit hier beschlos-
sen worden ist, den Gemeinden aufbürdet - das 
macht, auf das Jahr gerechnet, vier Milliarden DM -, 
hat nicht das Recht, zu sagen, die Gemeinden wür-
den, wenn das Gesetzesvorhaben der Regierung 
greift, in den nächsten vier Jahren, also bis 1999 - zu 
diesem Zeitraum liegen endgültige Statistiken vor -, 
insgesamt zwei Milliarden DM Mehreinnahmen ha-
ben. Das ist doch ein Beschiß der Öffentlichkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 

Heute steht im „Handelsblatt", daß dieser Finanz-
minister mit der ärgerlichsten Flickschusterei in die 
Steuergeschichte eingehen wird, mit dem, was in 
den letzten Wochen und Monaten hier vorexerziert 
wurde. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Eine Beleidigung der Flick

-

schuster! - Gegenruf des Bundesministers 
Dr. Theodor Waigel: Sie wären froh, wenn 

Sie einer wären!) 

Vor dem Hintergrund, daß diese Pleite dera rt  offen-
kundig wird, muß heute Ihr Fraktionsvorsitzender in 
die Bütt, um der aufkommenden Unzufriedenheit in 
der CSU entgegenzuwirken, die da sagt: Die Unions-
fraktion läßt ja unseren Finanzminister im Regen ste-
hen. - In der Tat, so ist es. Sie haben den Kopf hinzu-
halten; allerdings haben Sie es in Ihrem Haus selbst 
verschuldet. Ich denke, bestimmte Leute haben Sie 
ins offene Messer laufen lassen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Metzger, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Bitte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte sehr. 
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Friedrich Merz (CDU/CSU): Herr Kollege Metzger, 
können Sie bestätigen, daß in demselben Artikel des 
„Handelsblattes", aus dem Sie gerade zitiert haben, 
die Koalition und die Opposi tion aufgefordert wer-
den, diesem Grundgesetzänderungsantrag zuzustim-
men? 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
kann dies bestätigen. Ich kann Ihnen ebenfa lls sa-
gen, daß im „Handelsblatt" darüber hinaus steht, 
daß die Unternehmen auch die Verschlechterung bei 
der Abschreibung akzeptieren sollten, weil der stra-
tegische Ausstieg aus der Gewerbekapitalsteuer im 
Sinne der Betriebe ist. Das weiß ich. Aber ich sage 
auch, trotz Wahlkampfdiskussion in diesem Rahmen, 
weil ich insofern auch reell sein wi ll: Ober die Unter-
nehmensteuerreform können Sie mit uns als Opposi-
tion diskutieren, wenn Sie die unzulässige Verkop-
pelung mit der Gemeindefinanzreform beerdigen, 
eine saubere Gesetzesvorlage schaffen, gemeinde-
scharfe Modellrechnungen vorlegen, eine Experten-
runde unter Beteiligung der Kommunen zusammen-
treten lassen und dann, vielleicht zum 1. Januar 
1997, eine entsprechende Reform machen. Die unzu-
lässige Verquickung schadet der Sache, und vor al-
lem werden die Kommunen in die Situa tion ge-
bracht, daß sie sich künftig bei den Beiträgen und 
Gebühren von den Bürgerinnen und Bürgern noch 
mehr holen müssen, weil die Regierungskoalition mit 
der Kostenverlagerung auf die kommunale Seite ein-
fach eine Fortsetzung der Politik der Vergangenheit 
betreibt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Zuruf 

von der F.D.P.: Völliger Unsinn!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Metzger, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Bitte. 

Hans Michelbach (CDU/CSU): Herr Kollege Metz-
ger, ist Ihnen bekannt, daß auch der Deutsche Städ-
tetag mit dem SPD-Oberbürgermeister Burger an 
seiner Spitze für die Abschaffung der Gewerbekapi-
talsteuer in Verbindung mit einer Beteiligung an der 
Umsatzsteuer ist? 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das ist nicht richtig. Ich habe in der Tickermeldung 
gelesen, was Herr Burger gestern für den Städtetag 
gesagt hat. Er forde rt  uns auf, dieser Grundgesetzän-
derung nicht zuzustimmen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

weil die Gemeinden nicht daran glauben, daß die ge-
meindescharfen Ausgleiche tatsächlich geleistet wer-
den. Ich war in der Anhörung des Finanzausschus-
ses. Der Kollege Wimmer hat dort für den Städtetag 
auf Ihre Stichwortfrage - ich glaube, es war der Kol

-

lege Uldall oder der Kollege Hauser, der gefragt hat, - 
gesagt, der Grundgesetzänderung stimme er zu, aber 
nur im Zusammenhang mit einer Gemeindefinanzre-
form, die durchdacht und durchkalkuliert ist. 

Ich darf fortfahren. Die Mate rie ist deshalb so pro-
blematisch, weil im Prinzip heute in der Debatte die 
Finanzpolitik der Regierung zur Disposi tion steht 
und Sie aus der Not eine Tugend machen: Sie wollen 
die Opposition als Blockierer vorführen und sich als 
Kommunalpartei aufführen. Aber dieses Recht hat 
die Mehrheit dieses Hauses nicht. 

Ich denke an die Haushaltsberatungen in der letz-
ten Märzwoche zurück. Sie haben damals einen In-
vestitionskostenzuschuß für die Kommunen abge-
lehnt, der darauf abzielte, den Kommunen bei dem 
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuungseinrichtungen 
Unterstützung zu geben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Da waren doch bei Ihnen die Gegenstimmen und 
nicht bei der Opposition. Ab dem nächsten Jahr wer-
den dadurch Milliardenbeträge für die kommunale 
Seite verursacht. Von daher ist es einfach verlogen, 
sich als Regierungskoalition hier hinzustellen und so 
zu tun, als ob Sie plötzlich die Kommunalfreundlich-
keit entdeckt hätten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Ein Wort  zum Vorredner, dem Kollegen Solms. Er 
kommt erst später dran. Aber die F.D.P. ist auch mit 
ihren Eckpunkten zur Steuerreform zu spät gekom-
men. Ich habe gestern gedacht, ich lese nicht recht. 
Als Regierungskoalitionspartner setzen Sie sich kurz 
vor der nordrhein-westfälischen Landtagswahl noch 
einmal in Szene und tun so, als ob Sie mit diesem 
Jahressteuergesetz überhaupt nichts zu tun hätten, 
das Sie doch gemeinsam in der Regierungskoalition 
hier eingebracht haben. 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.I: Wir ha

-

ben es doch bestätigt!) 

Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben oder der 
Wähler bzw. die Wählerin. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Noch ein Wort  zum Thema Einführung der Gewer-
bekapitalsteuer im Osten. Der Kollege Scharping hat 
in seiner Rede darauf hingewiesen, daß der Finanz-
minister vielleicht mehr Verhandlungsdruck darauf 
richten sollte, bei der EU eine Verlängerung dieser 
Freistellung im Osten zu versuchen, als sich hier hin-
zustellen und einen Entscheidungsdruck auf den 
Bundestag für eine Grundgesetzänderung zu provo-
zieren, die überhaupt nicht gerechtfertigt ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 
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Oswald Metzger 
Sie sagen hier, das führe zu einem bürokratischen 
Aufwand im Osten. Sie erwecken den Eindruck, man 
müßte drüben die Gewerbekapitalsteuer einführen, 
was aber nicht zwingend ist; denn man kann sie aus-
setzen. 

Im Westen brauchen wir eine Fülle von statisti-
schen Erhebungen - die nicht da sind -, um über-
haupt den gemeindescharfen Ausgleich für die Kom-
munen zu erreichen. Das wissen Sie doch ganz ge-
nau. Der statistische Aufwand ist auf jeden Fall da. 
Sie spielen mit gezinkten Karten, wenn Sie hier der 
Opposition vorwerfen, wir würden den bürokrati-
schen Aufwand erhöhen, indem wir im Osten die 
Einführung der Gewerbekapitalsteuer hinnehmen, 
die nicht zwingend ist. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD  - 
Dr.  Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das 
waren aber wenige! Die haben zu Ihrem 

Drink geklatscht!) 

- Jawohl, Kollege Schäuble. Ich habe einen trok

-k

enen Mund, das gebe ich zu. Mit Einwilligung des 
Finanzministers trinke ich ein Glas. 

(Heiterkeit) 

Ich denke, die heutige Debatte ist so unnö tig wie 
ein Kropf. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Was? - Zuruf von der 
CDU/CSU: Jedenfalls Ihre Rede!) 

Der Zusammenhang mit der am Sonntag stattfinden-
den Wahl in Nordrhein-Westfalen und Bremen ist of-
fensichtlich. Die Ergiebigkeit von der Substanz her 
ist nicht sonderlich hoch, was Sie feststellen können, 
wenn Sie die Redebeiträge nachlesen. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das ist 
bei Ihnen der Fall! Das ist wahr! Das ist im 

Moment der  Fall!)  

Bei Waigel und Solms war das der Fall. Ich denke, 
die substantiellste Rede bis dato hat der Kollege 
Scharping gehalten. 

(Beifall bei der SPD - Carl-Ludwig Thiele 
[F.D.P.]: Nein, Herr Metzger! Das verstehe 

ich jetzt aber nicht!) 

Vor dem Hintergrund kann ich nur sagen: Dieser 
Grundgesetzänderung wird unsere Fraktion nicht 
zustimmen, weil das heute nicht nötig ist. Wir reden 
dann über eine Änderung des Grundgesetzes hin-
sichtlich der Beteiligung der Kommunen an der Um-
satzsteuer, wenn die statistischen Voraussetzungen 
gegeben sind und gemeindescharfe Rechnungen 
vorliegen. Erst dann nämlich wissen die Kommunen, 
daß sie nicht wie in der Vergangenheit von der glei-
chen Koalition beschissen werden, die die Austrock-
nung der Gewerbesteuer in den letzten 13 Jahren sy-
stematisch provoziert hat und dies heute als Argu-
ment benutzt, um zu sagen: Die Gewerbesteuer ist 
im Gegensatz zur Umsatzsteuer keine Wachstums-
steuer. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Sie, Herr Bundesminister Waigel, 
haben in Ihrem Vortrag erklärt, daß es der Opposi-
tion um Wahlkampf ginge. Nun muß ich Sie einmal 
ernsthaft fragen, weshalb Sie eigentlich darauf be-
standen haben, diese Grundgesetzänderung auf die 
heutige Tagesordnung zu setzen, obwohl das Jahres-
steuergesetz, über das Sie die ganze Zeit diskutieren, 
wenn Sie von der Streichung der Gewerbekapital-
steuer und der Senkung der Gewerbeertragsteuer 
sprechen, erst im Juni auf der Tagesordnung steht. 
So kann man keine Politik machen. 

Sie ziehen einen einzelnen Punkt künstlich vor, um 
ihn rechtzeitig vor den Wahlen in Nordrhein-Westfa-
len und Bremen auf der Tagesordnung zu haben, 
und verschieben die Beratung aller anderen Rege-
lungen. Sie können doch nicht im Ernst erwarten, 
daß wir dieses alberne Spiel mitmachen. Das ist, 
glaube ich, ein bißchen viel verlangt. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Es gibt keinen anderen Grund für die Eile in diesem 
Punkt; das hätten Sie ehrlicherweise sagen sollen. 

Natürlich ist das Ganze höchst problematisch. Man 
muß über Unternehmensteuerkorrekturen ebenso re-
den wie über eine neue Gemeindefinanzordnung. 
Das geht aber nicht durch einen solchen Einzel-
schritt, wie er hier geplant ist, da man nicht weiß, 
was folgen wird. Man muß sich schon an  ein paar Da-
ten halten. 

Sie, Herr Sohns, haben darüber gesprochen, daß 
die Gewerbekapitalsteuer eine Belastung darstellt. 
Es ist aber nun einmal eine Tatsache, daß nicht mehr 
als 16 % der Unternehmen sowie Banken und Versi-
cherungen die Gewerbekapitalsteuer zahlen. 

(Dr. Hermann Otto Sohns [F.D.P.]: 350 000!) 

Das heißt: Wenn Sie diese abschaffen, entlasten Sie 
16 % der Unternehmen, nicht mehr. Dabei h andelt es 
sich im wesentlichen um die Großunternehmen. Was 
hindert  Sie als Regierungskoalition daran, die Freibe-
träge bei der Gewerbekapitalsteuer so zu gestalten, 
daß die kleineren Unternehmen steuerbefreit sind 
und die Gewerbekapitalsteuer nur noch von den 
Großunternehmen gezahlt wird? 

(Beifall bei der PDS - Dr. Hermann Otto 
Sohns [F.D.P.]: Weil die Großunternehmen 

auch Arbeitsplätze schaffen!) 

Was die Gewerbeertragsteuer anbetrifft: Bisher 
zahlen diese Steuer 30 % der Unternehmen, also we-
sentlich weniger als die Hälfte. Es ist doch völlig klar: 
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Dr. Gregor Gysi 

Da wollen Sie nur eine Senkung. Räumen Sie aber 
doch einmal ein, daß das der Beginn des Ausstiegs 
ist. Sie wollen die Gewerbesteuer generell abschaf-
fen, nichts anderes. 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Richtig! 
Das wollen wir! - Joseph Fischer [Frankfurt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das steht so 

in der Koalitionsvereinbarung!) 

Ich sage Ihnen: Bei der Kompensation handelt es 
sich um einen üblen Trick. 

(Dr. Hermann Otto Sohns [F.D.P.]: Es gibt 
kein anderes Land auf der Welt, das eine 

solche Steuer hat!)  

- Lassen Sie mich aussprechen, oder stellen Sie eine 
richtige Frage. 

Passen Sie auf, Herr Sohns, Sie machen folgendes: 
Sie sagen, daß Sie das Geld, das Ihnen durch die Ent-
lastung verlorengeht, auf irgendeine Weise zurück-
holen müssen, weil Sie es brauchen. Deshalb wollen 
Sie die Abschreibungssätze von 30 % auf 25 % sen-
ken. Damit erwecken Sie den Eindruck - Sie, Herr 
Scharping, wenden sich in aller Schärfe dagegen -, 
daß die Unternehmen so wieder belastet würden, 
während sie doch durch die Steuersenkung entlastet 
werden sollen. 

Man muß aber auf zwei Dinge hinweisen: Erstens. 
Wenn diese Abschreibungssätze gesenkt werden, 
zahlen das alle Unternehmen, also auch jene, die gar 
keinen Vorteil davon haben, wenn die Gewerbekapi-
talsteuer abgeschafft und die Gewerbeertragsteuer 
gesenkt wird. Das heißt: Sie versuchen, Großunter-
nehmen zu Lasten der schwächeren Unternehmen zu 
begünstigen. 

Zweitens - das ist ein Ansatz, der bisher noch nicht 
genannt worden ist, auch von Ihnen nicht, Herr 
Scharping: Das Ganze ist nur vorübergehend. Sie 
wissen genau, was danach passiert. Die Abschrei-
bungssätze werden gesenkt, alle Unternehmen 
schreien irgendwann auf und sagen: Das ist nicht 
auszuhalten! Der Standort Deutschland kann auf 
diese Art  und Weise nicht erhalten werden! Wir sind 
durch viel zu niedrige Abschreibungssätze, die uns 
aufgedrückt worden sind, enorm belastet. - Was wird 
die Regierungskoalition dann tun? Sie wird sagen: 
Das ist wahr. Wir müssen die Abschreibungssätze 
wieder erhöhen. - Im Ergebnis wird sie die Mehr-
wertsteuer erhöhen. Das heißt: Der Ausgleich wird 
letztlich durch die sozial Schwachen und die Lohn-
abhängigen in dieser Gesellschaft bezahlt werden, 
durch keinen anderen. 

(Beifall bei der PDS - Dr. Hermann Otto 
Sohns [F.D.P.]: Die Mehrwertsteuer wird von 

uns nicht erhöht!) 

Daß das kein Hirngespinst ist, kann ich Ihnen be-
stätigen. Ich habe hier eine Meldung von ddp/ADN - 
der  CDU-Wirtschaftsrat hat ja getagt -; da heißt es 
ganz eindeutig, daß man  verlangt, daß die Senkung 
der Abschreibungssätze nur für das Jahr 1996 gelten 
darf und danach die Mehrwertsteuer erhöht werden 
muß. Als Argument wird herangezogen, daß sie in 
der Europäischen Union im Durchschnitt bei 19,1 % 

liegt und bei uns noch niedriger ist. Das heißt, der 
Weg ist klar: Vorübergehend werden die Abschrei-
bungssätze für ein Jahr gesenkt, damit müssen die 
Unternehmen scheinbar das bezahlen, was sie als 
Entlastung bekommen. Nach einem Jahr aber wer-
den die Unternehmen weiter entlastet und die Bürge-
rinnen und Bürger zur Kasse gebeten. Das ist der 
Plan der Koalition. Machen Sie es doch wenigstens 
gleich, und führen Sie bei Ihrer Steuerreform kein 
Schummeljahr ein. 

(Beifall bei der PDS) 

Sie nehmen alle ostdeutschen Abgeordneten in 
Geiselhaft und sagen: Ihr belastet die ostdeutschen 
Unternehmen auf furchtbare A rt  und Weise, wenn 
ihr der Grundgesetzänderung nicht zustimmt, 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Ja, das tut 
ihr!) 

weil wir dann ab 1. Januar 1996 die Gewerbekapital-
steuer auch in den neuen Bundesländern einführen 
müssen. Das wird dort  wirtschaftliche Strukturen zer-
stören. 

Diese Art  von Nötigung mißfällt mir in höchstem 
Maße. Sie wissen auch, daß es eine Täuschung ist. 
Wir haben eine Aussetzung der Gewerbekapital-
steuer in den neuen Bundesländern, und das ist kor-
rekt. Es ist überhaupt kein Problem, bis zur Klärung 
aller Fragen, die anstehen, für weitere zwei Jahre die 
Gewerbekapitalsteuer in den neuen Bundesländern 
auszusetzen, was die Opposi tion auch fordert. Die 
Genehmigung der Kommission der Europäischen 
Union werden Sie dafür auch bekommen, weil sich 
die Situation in den neuen Bundesländern ganz er-
heblich von der Situa tion in der übrigen Euro-
päischen Union unterscheidet. 

Ich weiß noch, wie das war, als die Kommission 
ganz erhebliche Bedenken gegen den Kalifusions-
vertrag, die Schließung von Bischofferode und ande-
res hatte. Da ist Ihr Bundeswirtschaftsminister min-
destens zweimal, wenn nicht sogar dreimal bei der 
Kommission gewesen, um die Genehmigung der Fu-
sion und die Schließung in Bischofferode durchzuset-
zen. Da haben Sie weder Kosten noch Mühe ge-
scheut. 

Nun strengen Sie sich, Herr Waigel, einmal an. 
Fahren Sie nach Brüssel und sorgen Sie dafür, daß 
die Kommission zustimmt, die Aussetzung der Ge-
werbekapitalsteuer in den neuen Bundesländern um 
zwei Jahre zu verlängern. Ändern Sie hier nicht das 
Grundgesetz. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Wenn Sie in dieser Richtung wirklich etwas tun 
wollten, dann gäbe es doch ganz andere Möglichkei-
ten. Zunächst ist es doch gar nicht wahr, daß die Ge-
winne immer höher besteuert  werden. Es ist auch 
nicht wahr, daß wir weniger Gewinne haben. Die Ge-
winne steigen seit 15 Jahren, sie werden nur nicht in 
die Wirtschaft investiert, sondern zu den Banken ge-
tragen, weil wir in diesem Lande nur noch spekulie-
ren und nicht mehr wirtschaften. 
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Das liegt daran, daß Sie nicht Spekulationen, son-
dern Wirtschaftstätigkeiten besteuern. Da müßten 
Sie mit Ihrer Reform ansetzen. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich komme nun auf die Kommunen zu sprechen. 
Wir haben einen grundgesetzwidrigen Zustand. Im 
Grundgesetz ist die kommunale Selbstverwaltung 
verankert. Ich frage Sie: Welche Kommune kann sich 
heute noch selbst verwalten? Sie haben doch über 
Jahre hinweg immer wieder - man muß sagen, in Ge-
meinschaftsarbeit zwischen Bundesregierung, Bun-
desrat und Bundestag - zu Lasten der Kommunen 
entschieden. 

Dadurch ist eine Situa tion entstanden, in der sich 
die Kommunen nicht mehr selbst verwalten können - 
das ist eine Tatsache -, weil sie nicht mehr über die 
entsprechenden finanziellen Mittel verfügen. Das 
ließe sich andern, gegebenenfalls auch über eine Be-
teiligung an der Umsatzsteuer. Aber dafür muß eine 
Gesamtfinanzreform her. 

Wir haben gestern den Antrag eingebracht, eine 
Enquete-Kommission für eine Gemeindefinanzre-
form einzusetzen. Er ist in erster Lesung behandelt. 
Sie haben die Gelegenheit, diese Enquete-Kommis-
sion einzusetzen. Dann werden wir auch sehr schnell 
zu Ergebnissen kommen. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich sage Ihnen, was Sie alles ändern können: Ihr 
elend bürokratisches Herumwirtschaften mit ver-
schiedenen Fördertöpfen, das zugleich die Kommu-
nen demütigt. Geben Sie den Kommunen Pauschal-
beträge, damit sie selber entscheiden können, wie 
sie das Geld verwenden wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Andernfalls kommen völlig irre Sachen dabei heraus. 

Der Bund bezahlt z. B. Brücken. Jetzt erlebe ich im 
Osten, daß jeder Ort eine Brücke beantragt, weil der 
Bund diese bezahlt, dabei fließt durch diese Orte 
noch nicht einmal ein Fluß. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Aber das, was sie wirklich brauchen würden, näm-
lich Kulturhäuser und Jugendclubs, wird nicht ge-
baut, weil dafür keine Fördermittel zur Verfügung 
stehen. Nehmen Sie doch einmal die Kommunen 
ernst. 

(Beifall bei der PDS) 

Geben Sie ihnen das Geld und lassen Sie sie nicht 
nur Anträge stellen, dann werden sie das auch rich-
tig verwalten. Wenn nicht, werden die Mandatsträ-
ger abgewählt. Das macht dann auch die Kommunal-
wahlen sinnvoller. 

Solange das hier in Bonn so läuft, müssen wir 
ernsthaft darüber nachdenken, ob wir nicht doch 
eine weitere Kammer benötigen, in der die Kommu-
nen vertreten sind. Es geht nicht länger an, daß sich 
die Parteien im Bundestag, die Bundesregierung und  

die Länder im Bundesrat letztlich immer zu Lasten 
der Kommunen verständigen. Das muß irgendwann 
aufhören, deshalb brauchen sie eine eigenständige 
Vertretung. 

(Beifall bei der PDS) 

Im übrigen kommen Verschlechterungen durch 
bürokratische oder andere Änderungen zustande, 
die absurd sind. Da wir hier schon Wahlkampf betrei-
ben, will  ich Ihnen etwas über Bremen erzählen. Bre-
men war immer Geberland und durchaus gut saniert. 

Dann gab es unter der SPD-geführten Brandt-Re-
gierung eine kleine Änderung, nämlich daß man die 
Einkommensteuer am Wohnsitz und nicht mehr am 
Arbeitsort orientiert bezahlte. Folge: Von einem Tag 
zum anderen war Bremen pleite, weil die meisten 
Leute zwar in Bremen arbeiteten, aber do rt  nicht 
wohnten. Folglich zahlten sie do rt  keine Einkom-
mensteuer mehr. Seitdem hat sich Bremen immer 
stärker verschuldet. 

Mit solchen Änderungen können Sie katastrophale 
Folgen herbeiführen. Vielleicht sollte man hier über 
eine Korrektur nachdenken. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das hat nichts mit Wahl

-

kampf zu tun?) 

- Das habe ich doch extra gesagt. So habe ich das 
doch eingeleitet. Das habe ich zugegeben, Herr Fi-
scher. So leicht bin ich nicht zu überführen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der PDS) 

Ich sage Ihnen noch etwas: Sie wollen den Stand-
ort schützen. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
das einzige Land, das einzige OECD-Mitglied, das 
die zulässigen Subventionen für den Schiffbau nicht 
einmal zur Hälfte zahlt. Alle anderen Länder schöp-
fen den Rahmen voll aus. Das heißt, Sie benachteili-
gen den Schiffbau weltweit auf den Märkten, weil 
Sie an dem Schiffbau nicht interessiert sind, sondern 
nur ganz bestimmte Unternehmen im Süden unter ei-
nen besonderen Schutz stellen wollen. Das ist ja nun 
besonders auffällig. 

(Beifall bei der PDS - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Seit wann interessiert  sich Gregor Gysi für 
Schiffbau? - Ein Berliner auf hoher See!) 

Wir sind für eine Reform. Wir sind auch dafür, daß 
die Kommunen wirklich selbstverwaltet werden. Wir 
sind dafür, daß sie deshalb auch finanziell wesentlich 
besser ausgestattet werden. Aber wir werden einer 
Grundgesetzänderung nicht zustimmen, solange wir 
überhaupt nicht wissen, wie das Ganze laufen soll 
und völlig offen ist, ob am Schluß nicht wieder die 
sozial Schwachen und die Lohnabhängigen a lles 
durch eine Mehrwertsteuererhöhung bezahlen und 
darüber hinaus die Kommunen erheblich benachtei-
ligt bleiben. 

Das ist so mit uns nicht machbar. Deshalb sagen 
wir zumindest heute nein zu dieser Grundgesetzän- 
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derung. Unter anderen Voraussetzungen kann man 
gegebenenfalls darüber reden. 

(Beifall bei der PDS - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gregor Gysi, ich wußte gar nicht, daß du et

-

was von Schiffbau verstehst! - Ina Albowitz 
[F.D.P.]: Er versteht ja nichts davon! Deshalb 

redet er so!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Dr. Wolfg ang 
Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Viel-
leicht darf man in all der Aufregung ein paar Dinge 
klarstellen. Der Termin dieser Debatte hat einen ein-
fachen Grund. Wir könnten uns auch sofort darüber 
verständigen, zu einem anderen Termin abzustim-
men. Das könnten wir sogar jetzt noch machen. 

Eine grundlegende Neugestaltung des Einkom-
mensteuerrechts und des Gewerbesteuerrechts zum 
1. Januar 1996 muß rechtzeitig von Bundestag und 
Bundesrat verabschiedet werden. Bis jetzt haben wir 
aber von der Opposi tion im Bundestag und der 
Mehrheit im Bundesrat in allen Fristen- und Termin-
fragen nicht die geringste Kooperationsbereitschaft 
erfahren, 

(Widerspruch bei der SPD) 

sondern das Gegenteil ist der Fall: Jede Verzögerung 
wird genutzt. Ich wiederhole: Jede Verzögerung wird 
genutzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. - Er

-
neuter Widerspruch bei der SPD) 

Sie haben keinerlei Bereitschaft erklärt mitzuwir-
ken. 

(Zurufe von der SPD) 

- Ich will  Ihnen die Argumente sagen, damit Sie 
nicht die Lüge verbreiten, der Termin dieser Debatte 
sei lediglich wahlkampfbestimmt. 

(Widerspruch bei der SPD und der PDS - 
Joachim  Poß [SPD]: Nur!) 

Nein, der Termin dieser Debatte hat seinen Grund 
darin, daß wir alles, was in unserer Macht steht, tun 
wollen, damit diese Gesetzgebung bis zur Jahres-
mitte verabschiedet ist, so daß sich die Steuerverwal-
tung, die steueranwendende Wirtschaft und die Be-
rater rechtzeitig auf die neue Gesetzeslage einstellen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie erklären, Sie möchten nicht heute ab-
stimmen, sondern lieber erst in 14 Tagen, weil es Ih-
nen ja offenbar doch unangenehm ist, wie der Eier-
tanz zeigt, den Sie hier aufführen, dann sagen Sie 
bitte, daß Sie in den Fristenfragen bereit sind, mitzu-
wirken, daß die Verabschiedung der Gesetzgebung 
zur Jahresmitte sichergestellt ist. Dann können wir 

uns sofort darauf verabreden, daß wir die Sache hier 
unterbrechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Solange Sie aber so verfahren wie der Bundesrat in 
Sachen Verabschiedung des Haushalts 1995, ist das 
nicht in Ordnung. Der Haushalt 1995 ist vom Deut-
schen Bundestag im März verabschiedet worden, 
meine Damen und Herren. Die Mehrheit im Bundes-
rat hat bisher noch nicht einmal einen Vermittlungs-
vorschlag bzw. einen Antrag im Vermittlungsaus-
schuß zur Abstimmung gestellt. 

Sie verzögern und vertagen mit Ihrer Mehrheit. Sie 
wollen die Verabschiedung des Haushalts jetzt am 
liebsten weit in den Juni schieben. Wir können das 
Jahressteuergesetz aber nicht erst Ende September 
verabschieden. Deswegen müssen wir die Gesetzes-
beratung und die Grundgesetzänderung so be-
schleunigen wie irgend möglich. Im übrigen sieht 
das Grundgesetz für eine solche Änderung längere 
Fristen als für nicht grundgesetzändernde Gesetze 
vor. Diese Änderung wollen wir schon heute verab-
schieden, damit wir, wenn Sie Ihre Möglichkeiten 
der Verzögerung so extensiv wahrnehmen, trotzdem 
eine Verabschiedung bis zur Jahresmitte erreichen. 
Das ist der Grund, warum wir es auf heute vorziehen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Nein, das ist er 
nicht!) 

- Aber natürlich. Ich bin derjenige gewesen, der vor-
geschlagen hat, so zu verfahren. Ich werde doch 
meine eigenen Gründe kennen! - Wenn Sie die Ab-
stimmung nicht wollen, wenn Sie sagen, Sie wirken, 
was die Termine betrifft, mit, so daß wir bis Ende 
Juni fertig sind, dann sagen Sie es jetzt. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Was wir machen 
wollen, hat Herr Scharping doch gesagt! - 
Michael  Glos [CDU/CSU]: Der Mann da 

drüben ist lauter als sachkundig!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Dr. Schäuble, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 
Frau Matthäus-Maier? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Kollege Schäu-
ble, halten Sie es eigentlich nicht für eine Verdre-
hung der Tatsachen, wenn Sie uns vorwerfen, wir 
würden verzögern, während Ihr Bundesfinanzmi-
nister bis heute weder einen diskussionswürdigen 
Steuertarif noch einen Gesetzentwurf zur steuerli-
chen Entlastung der Familien mit Kindern vorgelegt 
hat? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 
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Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Matthäus-Maier, wir reden im Moment eigentlich 
über die Unternehmensteuerreform 

(Lachen bei der SPD) 

und über die notwendige Grundgesetzänderung, um 
einen fairen Ausgleich für die Gemeinden zu schaf-
fen. Der Bundesfinanzminister, die Bundesregierung 
wie die Koalition haben sehr wohl einen Gesetzent-
wurf zur steuerlichen Freistellung des Existenzmini-
mums vorgelegt. Er ist auch viel diskutiert worden. 
Ich kann Ihnen dazu im einzelnen etwas sagen. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Dies als Antwort auf Ihre Frage. Es ist nicht wahr, 
daß wir keinen Gesetzentwurf vorgelegt haben. 

Ich halte den von uns vorgelegten Gesetzentwurf 
nach wie vor für einen wohlerwogenen. Wir stehen 
bei der steuerlichen Freistellung des Existenzmini-
mums vor dem Problem - - 

(Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Es ging um 
die Verzögerung, Herr Kollege!) 

- Wir haben doch einen Gesetzentwurf vorgelegt. Er 
liegt zur Beratung im Finanzausschuß. Ich antworte 
auf Ihre Frage. Ihre Frage war, warum nicht rechtzei-
tig ein Gesetzentwurf vorgelegt worden sei. Er ist 
vorgelegt, er ist in der Beratung. Unser Entwurf stößt 
auch auf Kritik. Aber die Kritik gründet sich im Ke rn 

 darauf, daß wir uns gemeinsam - auch Sie - dafür 
entschieden haben, die Steuerfreistellung des Exi-
stenzminimums bei der Lohn- und Einkommensteuer 
ohne Kompensation vorzunehmen. Deswegen kön-
nen wir nicht ein Ausfallvolumen von 40 Milliarden 
DM entstehen lassen. Jede Regelung, ob der Schleu-
ßer-Tarif, der Tarif des Ins tituts Finanzen und Steuern 
oder der von der Koalition vorgeschlagene Tarif bzw. 
Grundentlastungsbetrag, hat ihre Probleme. Man 

 kann über sie vernünftig diskutieren. 

Für den Familienleistungsausgleich haben wir ei-
nen Gesetzentwurf noch nicht vorgelegt, weil wir ge-
meinsam eine Verabredung ge troffen haben. Unser 
Modell ist klar. Ihre Partei hat in dieser Sache vor der 
Bundestagswahl plakatiert. Wir haben gesagt, die 
Frage, ob wir eine Regelung unter Einbeziehung der 
Finanzämter treffen oder uns für eine Kombination 
von Arbeitsverwaltung und Steuerverwaltung ent-
scheiderf, soll zunächst einvernehmlich mit den Län-
dern erörtert werden. Das war ein länderfreundliches 
Verhalten der Bundesregierung und des Bundesfi-
nanzministers. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt haben die L ander - übrigens vor allem Ihre - 
gesagt, sie wollten eine Finanzamtslösung nicht. 
Deswegen wird der Bundesfinanzminister die Vor-
schläge der Koalition in Form eines Gesetzentwurfs 
sehr kurzfristig vorlegen, der eine verwaltungsmä-
ßige Regelung wie bisher in Kombination von Ar-
beitsverwaltung und Steuerverwaltung vorsieht. - 
Soweit die Antwort auf Ihre Frage. 

Zurück zur Unternehmensteuerreform. Herr Mi-
nisterpräsident Lafontaine oder Herr Scharping - die 
Troika sitzt gerade zusammen; überlegen Sie es sich 
noch einen Moment -, ich biete Ihnen ausdrücklich 
an, meiner Fraktion und auch den Kollegen von der 
F.D.P. vorzuschlagen, daß wir, wenn Sie Ihre Bereit-
schaft erklären, die Gesetzesberatung bis zur Jahres-
mitte abzuschließen, heute nicht abzustimmen brau-
chen. Sie können darauf antworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweite Bemerkung. Sie führen einen Eiertanz vor. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Nein, den füh

-

ren Sie vor, schon die ganze Zeit! - Weitere 
Zurufe von der SPD) 

- Herr Präsident, helfen Sie mir ein bißchen. Ich mag 
nicht in einen Wettbewerb eintreten, wer am laute-
sten schreien kann. Es gibt ein paar Schreihälse, mit 
denen ich in dieser Beziehung nicht konkurrieren 
kann. Bei mir besteht der Kopf nicht nur aus Kehl-
kopf wie bei einigen dieser Schreihälse. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Außer Luxemburg - Luxemburg hat eine spezifi-
sche Situation und Konstellation - gibt es in der Euro-
päischen Union kein anderes Land, das gewerbliche 
Erträge und gewerbliche Investitionen steuerlich 
doppelt erfaßt und belastet. Es gibt kein zweites 
Land außer Deutschl and. 

(Ministerpräsident Oskar Lafontaine [Saar

-

land]: Wir haben halt die Führungsrolle!) 

- Ach, Herr Lafontaine, machen Sie doch keine so 
dummen Sprüche! Das ist ja nun wirk lich albern. Mit 
der Führungsrolle hat das nichts zu tun, sondern es 
hat damit zu tun, daß wir zu wenige Arbeitsplätze in 
Deutschland haben und daß die Gefahr besteht, daß 
noch mehr Arbeitsplätze abwandern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das wissen Sie im übrigen selber. Deswegen sagen 
Sie ja, man solle den Versuch machen, die Zustim-
mung der Europäischen Union dafür zu erlangen, 
daß die Einführung der Gewerbekapitalsteuer in 
den neuen Bundesländern vielleicht doch noch um 
zwei Jahre verschoben werden kann. Damit geben 
Sie selbst zu, daß die Gewerbekapitalsteuer in den 
neuen Ländern ein Übel ist. Weil sie ein Übel ist, 
muß sie abgeschafft werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dieses Übel wird auch in zwei Jahren nicht besser, 
selbst wenn Sie es vielleicht, was keiner weiß, noch 
einmal schafften, sie um zwei weitere Jahre zu ver-
schieben. 

(Zuruf des Abg. Joachim Poß [SPD]) 

- Hören Sie doch einen Moment zu, Herr Poß! Wollen 
Sie die Gewerbekapitalsteuer in zwei Jahren ab-
schaffen? Dann lassen Sie sie uns doch gleich ab-
schaffen. Oder wollen Sie sie in zwei Jahren einfüh-
ren? Dann hilft die Aufschiebung auch nichts. Nein, 
die Entscheidung ist für jedermann klar: Die Gewer- 
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bekapitalsteuer muß abgeschafft werden, wenn wir 
mehr Investitionen in Deutschland (West) und in 
Deutschland (Ost) haben wollen und wenn wir die 
Voraussetzung für mehr wirtschaft liches Wachstum 
und mehr Arbeitsplätze schaffen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Darum und um nichts anderes geht es, und dem kön-
nen Sie nicht ausweichen. 

Um diese Entscheidung geht es, und da wissen 
Sie, daß Sie in Wahrheit ganz alleine stehen. Herr 
Scharping - - 

(Ministerpräsident Oskar Lafontaine [Saar

-

land]: Er muß im Moment mal hinausgehen! 
- Zuruf von der CDU/CSU: Er geht gerade 

hinaus! Er flüchtet!) 

- Gut, das ist in Ordnung. Trotzdem bleibt falsch, 
was er gesagt hat. Kürzlich habe ich in einem Inter-
view von ihm gelesen, daß nur Betriebe, denen es 
gutgeht, Gewerbekapitalsteuer zahlen müßten. Da 
muß ich ihm sagen, daß das leider falsch ist. Die Ge-
werbekapitalsteuer muß auch ein Unternehmen zah-
len, das überhaupt keinen Gewinn, sondern nur Ver-
luste hat. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es werden sogar die Dauerschulden dem Einheits-
wert des Betriebsvermögens hinzugerechnet. Ihre 
These von den 16 %, die Sie von irgend jemandem 
gehört haben, beruht auf ziemlich alten Gewerbe-
steuerstatistiken; wir haben leider keine neuen. 

(Lachen des Abg. Joseph Fischer [Frank

-
furt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich will  Ihnen sagen: Ein Betrieb mit einem Einheits-
wert des Betriebsvermögens von etwa 100 000 DM ist 
im Durchschnitt bereits gewerbekapitalsteuerpflich-
tig, weil ja noch ein paar Hinzurechnungen dazu-
kommen. Das ist schon ein mittlerer Betrieb. Wir ha-
ben etwa 350 000 Betriebe mit einem Einheitswert 
des Betriebsvermögens, das deutlich über 100 000 
DM liegt, und das sind nicht alles Großunternehmen. 

Deren Investitionen werden doppelt belastet: nicht 
nur durch die betriebliche Vermögensteuer, sondern 
auch durch die Gewerbekapitalsteuer. Wenn deren 
Einführung in Ostdeutschland droht, ob zum 1. Ja-
nuar 1996 oder vielleicht um ein oder zwei Jahre ge-
schoben, dann ist das für alle potentiellen Investoren 
im In- und Ausland ein abschreckendes Signal, das 
den Aufschwung Ost und die Vollendung der deut-
schen Einheit behindert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen kann ich wirklich nur an Sie appellieren: 
Schauen Sie es sich ein bißchen genauer an und hö-
ren Sie ein bißchen auf Leute, die etwas davon ver-
stehen! 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

- Entschuldigung, Herr Lafontaine hat sich im letzten 
Jahr so bemüht, eine gewisse Kompetenz in Wirt

-schaftsfragen für die SPD zu erringen. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Aber nur „eine ge

-

wisse''!) 

Sie setzen alles aufs Spiel, weil jeder, der weiß, daß 
Investitionen die Grundlage der Arbeitsplätze von 
morgen sind, auch weiß, daß die Gewerbesteuer ge-
senkt und die Gewerbekapitalsteuer abgeschafft 
werden muß, und zwar je früher, desto besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Alle, die sich den Gemeinden gegenüber fair ver-
halten wollen - das haben wir immer gesagt -, 

(Zurufe von der SPD) 

müssen für jede Senkung bei der Gewerbesteuer ei-
nen fairen Ausgleich für die Gemeinden sicherstel-
len. Es gibt keinen besseren, verläßlicheren und dau-
erhafteren Ausgleich für die Gemeinden als die Be-
teiligung an der Mehrwertsteuer. Das sagen die Ge-
meinden selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Scharping, Sie haben auf die Zwischenfrage 
eines Kollegen aus meiner Fraktion gesagt 

(Abg. Joachim Poß [SPD] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

- Moment, jetzt antworte ich erst dem Herrn Schar-
ping, denn die Unwahrheit muß ausgeräumt werden 
-, Herr Rommel habe nicht die Meinung des Deut-
schen Städtetages wiedergegeben, als er Ihnen und 
vielen anderen geschrieben hat, Sie möchten der 
Grundgesetzänderung zustimmen, die eine Beteili-
gung der Gemeinden an der Umsatzsteuer über-
haupt erst ermöglicht. Ich habe mir das Protokoll der 
Anhörung des Finanzausschusses noch einmal 
durchgelesen. Da ist für den Deutschen Städtetag 
der Finanzdezernent Wimmer aufgetreten. Der hat 
auf eine Frage meines Kollegen Hauser - ich habe es 
wörtlich auf meinem Abgeordnetenplatz liegen; ich 
kann es herholen - geantwortet, daß der Deutsche 
Städtetag die vorgeschlagene Grundgesetzänderung 
begrüßt und unterstützt, daß er den Bundestag auf-
fordert, diese Änderung vorzunehmen, und an Sie 
appelliert, dem zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist die Wahrheit. Was Sie gesagt haben, ist die 
Unwahrheit. 

(Zuruf des Abg. Detlev von Larcher [SPD]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Dr. 
Schäuble, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol

-

legen Poß? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Wenn der Kol-
lege hinter Ihnen das Schreien aufgibt, würde ich Ih-
nen gerne antworten. Können Sie ihm das liebens-
würdigerweise sagen? 
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Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Schäuble, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß der Deut-
sche Städtetag am 8. oder 9. Mai - ich habe die Un-
terlage gerade dem Kollegen Lafontaine gegeben - 
ausdrücklich festgestellt hat, daß er der von Ihnen 
vorgelegten Konzeption nicht zustimmen wird, son-
dern daß sie vollkommen unannehmbar ist? Ich zi

-

tiere -: 

... mit einer Übergangsregelung, die den end-
gültigen Ausgleich nicht festlegt, sind für den 
Deutschen Städtetag unannehmbar. 

Sind Sie bereit und in der Lage, dies zu akzeptieren? 
Ich bin gerne bereit, Ihnen den vollen Wortlaut, den 
ich jetzt nicht zitieren kann, zur Verfügung zu stel-
len. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Oswald 
Metzger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Ich bin für al-
les dankbar, was Sie mir zur Verfügung stellen, denn 
ich kann natürlich nicht alle Presseerklärungen, die 
irgendwann abgegeben werden, kennen. 

(Joachim Poß [SPD]: Nein, das ist eine Stel

-

lungnahme!) 

- Aber doch wohl eine Stellungnahme in der Form 
einer Presseerklärung. 

(Zuruf des Abg. Detlev von Larcher [SPD]) 

Herr Kollege Poß, es ist doch so, daß der Deutsche 
Bundestag, um die Stellungnahmen der Verbände zu 
kennen, keine Presseerklärungen sammelt, sondern 
eine Anhörung durchführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dahin schicken die Verbände diejenigen, die legiti-
miert sind, die Auffassung der Verbände zu vertre-
ten. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Detlev von Lar

-

cher [SPD]) 

Hier habe ich nun, Sie Schreihals, das Protokoll 
aus dem Finanzausschuß vom 9. Mai. - Nein, es 
wurde am 9. Mai verteilt; die Sitzung war am 
28. April, Herr Vorsitzender Thiele. In dem Protokoll 
lese ich: 

Sv Wimmer, 

- das heißt wohl Sachverständiger Wimmer - 

Finanzreferent beim Deutschen Städtetag: Herr 
Hauser, ich freue mich, Ihnen heute zustimmen 
zu können. 

- Der Kollege hatte nach der Umsatzsteuerbeteili-
gung gefragt. - 

Der  Deutsche Städtetag begrüßt den Vorschlag 
der Bundesregierung, das Grundgesetz zu ergän-
zen, um eine kommunale Umsatzsteuerbeteili-
gung auf diesem Weg zu ermöglichen. 

Das ist die Aussage des Deutschen Städtetages. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn wir schon dabei sind - der Kollege Hörster 
hat mir meine Unterlagen gebracht -, lese ich Ihnen 
noch etwas ganz anderes vor: Der Kollege Klaus-Die-
ter Kühbacher - das war auch ein netter Mensch, als 
er im Bundestag war; das ist er als Minister der Fi-
nanzen des Landes Brandenburg sicher geblieben - 
hat  im Deutschlandfunk in einem Interview am 
11. Mai zur Reform der Gewerbesteuer auf die Frage, 
welche Gegenfinanzierung er sich vorstelle, gesagt: 

Ich glaube schon, 

- so Herr Kühbacher - 

daß eine Gegenfinanzierung für die Kommunen 
auf der Basis von Umsatzsteueranteilen eine sehr 
faire und gerechte wäre. 

Wo er recht hat, hat er recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Dr. 
Schäuble, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Nein, jetzt 
will ich gern noch ein paar Sätze sagen. 

Meine Damen und Herren, um die Gemeinden fair 
und gerecht an der Umsatzsteuer zu beteiligen, müs-
sen wir das Grundgesetz ergänzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Um nicht mehr und nicht weniger geht es heute. 
Dem können und müssen Sie zustimmen, sonst kön-
nen wir die Gemeinden nicht an der Umsatzsteuer 
beteiligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie sagen, Sie würden vielleicht doch zustim-
men, aber Sie seien noch nicht so weit, dann geben 
Sie uns die Zusage 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sie sind 
noch nicht so weit!) 

- wir sind so weit, Frau Matthäus-Maier -, daß die 
Gesetzesberatungen zur Grundgesetzänderung im 
Bundestag und im Bundesrat rechtzeitig zur Jahres-
mitte abgeschlossen werden. Dann sage ich Ihnen 
zu, daß wir heute nicht abzustimmen brauchen. Sie 
müssen nur Ihre Verzögerungstaktik aufgeben, nicht 
mehr und nicht weniger. Aber das eine oder das an-
dere müssen Sie tun, sonst werden Sie völlig un-
glaubwürdig. Dies werden wir Ihnen nicht ersparen. 
Alles andere ist Nebelwerferei. 

(Zurufe von der SPD) 

- Nein, es ist doch wahr. 

Ich wiederhole das, weil Sie es offensichtlich nicht 
gern hören: Wir haben den Bundeshaushalt 1995 be-
reits im März im Bundestag verabschiedet. Er kann 
noch immer nicht in Kraft treten. Noch immer muß 
nach den Regeln der vorläufigen Wi rtschaftsführung 
gehandelt werden. Notwendige Investitionen unter-
bleiben, weil die zuständigen Stellen noch nicht die 
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vollen Titel nutzen können. Das ist eine Einschrän-
kung. Auch das behindert dringend notwendige 
Maßnahmen. Sie verzögern das ohne jeden Sinn und 
Verstand - aus bloßer Obstruktion und Boykott. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Dr. 
Schäuble, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Dr. Sohns? 

(Zuruf von der SPD: Er wollte keine mehr 
zulassen!) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Doch! Bitte 
sehr. 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Herr Kollege 
Schäuble, können Sie bestätigen, daß die Mitglieder 
der SPD gestern im Vermittlungsausschuß Anträge 
zum Vermittlungsverfahren hinsichtlich des Haushal-
tes 1995 eingebracht haben, die Abstimmung über 
ihre eigenen Anträge aber durch einen von ihnen ge-
stellten weiterführenden Vertagungsantrag verhin-
dert haben? 

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege 
Solms, ich bin über die Sitzung des Vermittlungsaus-
schusses unterrichtet, 

(Ministerpräsident Oskar Lafontaine [Saar

-

land]: Ich war sogar dabei, stellen Sie sich 
das mal vor!) 

und ich bin hinreichend empört. Denn, meine Damen 
und Herren, dieses hat wiederum zur Konsequenz - - 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- Ich weiß nicht, was es da zu lachen gibt. 

Wenn der Vermittlungsausschuß sein Verfahren 
gestern abgeschlossen hätte, dann hätte heute im 
Bundestag - vielleicht auch im Bundesrat - darüber 
befunden werden können, und der Haushalt könnte 
in Kraft treten. So haben wir aber die Situa tion, daß 
der Haushalt noch immer nicht verabschiedet ist. Es 
besteht die Gefahr, daß es Pfingsten oder noch später 
wird, bis der Haushalt verabschiedet ist und in Kraft 
treten kann. 

Ich sage Ihnen mit allem Ernst: Das ist kein verant-
wortliches Verhalten. Das ist kein kooperativer Föde-
ralismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie mißbrauchen Ihre Geschäftsordnungsmehrheit 
im Bundesrat und im Vermittlungsausschuß zum 
Zwecke der parteipolitischen Obstruktion - ohne 
Rücksicht auf die Bürger in diesem Lande, auf die 
wirtschaftliche Entwicklung und auf die Entwicklung 
am Arbeitsmarkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

- Ich will  ein Ergebnis erzielen. Es geht um nichts an-
deres, als ein posi tives Ergebnis zu erreichen. Ich 
sage es zum wiederholten Mal, damit niemand be-
haupten kann, es sei nicht hinreichend deutlich an-
geboten worden: Sagen Sie zu, daß wir die Gesetzes-
beratungen über die Grundgesetzänderung einver-
nehmlich bis zur Jahresmitte noch vor der Sommer-
pause abschließen können. Mit gutem Willen ist das 
möglich. Man kann über alle Fragen reden. Wenn 
Sie heute nicht abstimmen wollen, dann brauchen 
wir heute auch nicht abzustimmen. 

(Zuruf des Abg. Rudolf Scharping [SPD]) 

- Herr Scharping, lehnen Sie sich nicht so selbstzu-
frieden zurück! 

(Lachen bei der SPD) 

Was Sie hier be treiben, ist eine Politik der Obstruk-
tion zu Lasten der Menschen in diesem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Unruhe) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, darf ich um ein bißchen mehr 
Ruhe bitten. Ich verstehe, daß es gelegentlich lebhaft 
wird; das hängt auch von Zeitläuften ab. Aber seien 
Sie bitte ein bißchen ruhiger! 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Be

-

wußte Störung ist das!) 

Bitte, Herr Kollege Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent, ich sage es zum fünftenmal - - 

(Zuruf von der SPD: Es wird dadurch nicht 
besser! - Weitere Zurufe von der SPD) 

- Tun Sie nicht so, als wäre eine Unternehmenssteu-
erentlastung nicht dringend notwendig! Wir sind mit 
dem Arbeitsmarkt noch nicht über den Berg. Wir ha-
ben eine gute wirtschaftliche Entwicklung, aber wir 
haben noch zuwenig Bewegung am Arbeitsmarkt. 
Wir brauchen mehr Arbeitsplätze. Dazu brauchen 
wir eine Verbesserung der Investitionsbedingungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mehr Arbeitsplätze zu schaffen, das geht nicht auf 
die Art, Herr Scharping - das war wirklich unter je-
dem Niveau -, 

(Widerspruch bei der SPD) 

hier zu sagen, die Stärke der D-Mark behindere den 
Export  und sei schuld an unseren wirtschaftlichen 
Problemen. In einem haben Sie recht. Das habe ich 
in den letzten Wochen des öfteren gedacht, als wir 
gewisse Probleme an den Devisenmärkten hatten, 
weil die D-Mark stark und der Dollar eher schwach 
ist. Wäre Herr Lafontaine Finanzminister, hätten wir 
die Sorgen nicht, denn dann hätten wir keine starke 
D-Mark. Das ist wohl wahr! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Die Tatsache, daß wir über die Auswirkungen ei-
ner starken D-Mark diskutieren, ist ein Gütesiegel 
für den Finanzminister Theo Waigel, für die Regie-
rung von Helmut Kohl und für die ganze Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage Ihnen auch: Eine schwache D-Mark heißt 
Inflation, und Inflation ist die brutalste Form der Aus-
beutung der sozial Schwächeren. Unsere Stabilitäts-
politik ist eine soziale Großtat, und wir werden sie 
fortsetzen. 

Ich sage Ihnen ein Zweites: Sie haben sich lange 
genug gewundert, warum wir in den 80er Jahren ei-
nen langanhaltenden, stetigen Aufschwung hatten. 
Wenn Sie sich jetzt darüber wundern, daß es wirt-
schaftlich schon wieder nachhaltig bergauf geht, und 
zwar bei Preisstabilität - Sie haben uns ja vor einem 
Jahr noch verspottet, als wir sagten, wir würden 1994 
wieder Wachstum in Stabilität schaffen -, dann hat es 
damit zu tun - das sollten Sie wirklich einmal begrei-
fen -, daß man nicht zwischen Wachstum oder Stabi-
lität wählen kann, sondern daß Stabilität die Voraus-
setzung für dauerhaftes Wachstum ist. Deswegen 
sind es keine Gegensätze, sondern das eine ist die 
Bedingung für das andere. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen müssen wir diesen Weg fortsetzen. Des-
wegen sind die Erfolge Ihrer Politik dort, wo Sie Ver-
antwortung tragen, schlechter als die Erfolge unserer 
Politik. 

Sie können doch bei allen Schwierigkeiten, die wir 
auch finanzpolitisch mit den gewaltigen Belastungen 
nach 40 Jahren Teilung und Sozialismus haben, nicht 
darüber hinwegsehen, Herr Kollege Scharping, daß 
die Staatsquote am Ende sozialdemokratischer Re-
gierungszeit 1982 ohne Wiedervereinigung wesent-
lich höher war, als sie mit Helmut Kohl und Theo 
Waigel im Jahre 1995 mit Wiedervereinigung ist. Das 
zeigt doch, wie erfolgreich wir sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie können im übrigen ja auch nicht bestreiten - 
wenn Sie schon über Nordrhein-Westfalen reden 
wollen -, daß in der Regierungszeit des Ministerprä-
sidenten Rau das Wachstum in Nordrhein-Westfalen 
um 10 % hinter dem durchschnittlichen Wachstum al-
ler westdeutschen Bundesländer zurückgeblieben 
ist. Das ist der „Erfolg" von sozialdemokratischer Po-
litik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie können auch nicht bestreiten, daß wir im ver-
gangenen Jahr in Deutschland nicht nur ein reales 
Wachstum von 1,5 % - wie im Jahreswirtschaftsbe-
richt vorhergesagt - hatten, sondern daß wir deutlich 
über 2 % lagen. Wahr aber ist, daß Nordrhein-West-
falen unter allen westdeutschen Ländern den zweit-
letzten Platz hatte. Schlußlicht war das Saarland, das 
eine besondere Struktur hat. Aber das zweitletzte 
Land war Nordrhein-Westfalen, und das kann am 

Sonntag geändert werden, wenn es do rt  einen neuen 
Anfang gibt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Lachen und lebhafter Wider

-

spruch bei der SPD) 

Weil ich die beiden Ministerpräsidenten, Herrn 
Lafontaine und Herrn Schröder, am Ende dieser Wo-
che zum erstenmal persönlich sehe, muß ich noch 
eine Bemerkung loswerden. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Es ist nett, daß Sie heute hier sind. Meine Herren Mi-
nisterpräsidenten, es wäre schön gewesen, wenn Sie 
am Montag auch in Berlin gewesen wären. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist doch unglaublich!  - 
Dr.  Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Unfair! 
- Weitere Zurufe von der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich finde das nicht in Ordnung. Zum 50. Jahrestag 
des Endes des Zweiten Weltkrieges veranstaltet die 
Bundesrepublik Deutschland einen Staatsakt - - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schäuble, ich bitte um Nachsicht, ich muß Sie unter-
brechen. Ich bin sehr nachsichtig, aber dies gehört 
wirklich nicht mehr zur Sache. Ich bitte Sie, das zu 
beachten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Hartmut Schauerte [CDU/ 
CSU]: Unglaublich! - Dr. Heiner Geißler 
[CDU/CSU]: Besteht im Parlament keine 
Redefreiheit? - Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: 
Wir haben die freie Rede hier! - Bundesmi-

nister Dr. Theodor Waigel: Das geht nicht, 
Herr Präsident, bei einer Grundgesetzde

-

batte!) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent, ich will  Ihnen nicht widersprechen. Die gute 
Sitte im Haus gebietet, dem Präsidenten nicht zu wi-
dersprechen. Aber vielleicht darf ich mich entschul-
digen: Es hat etwas mit dem Verhältnis im kooperati-
ven Föderalismus zu tun. Ich glaube schon, daß die 
Ministerpräsidenten bei gesamtstaatlichen Veran-
staltungen eine Präsenzverpflichtung haben. Nicht 
zu erscheinen ist nicht in Ordnung. Deswegen habe 
ich das hier angesprochen. 

Ich möchte in allem Ernst dafür werben, daß wir 
unseren Föderalismus nicht verkommen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zurufe von der 
SPD: Oh!) 

Das setzt voraus, daß wir alle unsere Pflichten wahr-
nehmen und, bei allem Streit in der Sache, in Verfah-
ren und Fristen verantwortungsvoll, kooperationsbe-
reit zusammenwirken. Das Instrument der Blockade, 
der Verzögerung, des Boykotts darf nicht zur Norma- 
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lität im Verhalten der gesetzgebenden Kammern, 
Bundestag und Bundesrat, werden; denn so ver-
kommt der Föderalismus. Die Leidtragenden wären 
die Menschen in Deutschland. 

Wir brauchen eine Verbesserung der steuerlichen 
Rahmenbedingungen für weiteres wirtschaftliches 
Wachstum, für mehr Arbeitsplätze, weil wir nur so 
die Grundlagen von Wohlstand und sozialer Sicher-
heit erhalten können. Deswegen werbe ich: Machen 
Sie den Weg frei zu einer Unternehmenssteuerre-
form! Helfen Sie mit, die Gewerbekapitalsteuer ab-
zuschaffen! Machen Sie den Weg frei für eine faire, 
sachgerechte Beteiligung der Gemeinden an der 
Mehrwertsteuer! Stimmen Sie der Grundgesetzände-
rung heute oder, wenn Sie wollen, in acht Tagen zu; 
aber stimmen Sie zu, damit wir in diesem Lande wie-
der einen Schritt vorankommen! 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU - 
Beifall bei der F.D.P. - Hans Büttner [Ingol

-

stadt] [SPD]: Pfui!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, es steht dem Präsidenten nicht 
zu - ich will das auch nicht tun -, eine Debatte zu be-
werten. Das wäre jenseits seines Amtes. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber ich weise darauf hin, daß wir in vielen Formu-
lierungen - von allen Seiten - ha rt  am Rande des Er-
träglichen sind. Ich habe ein paarmal die Experten 
hinter mir gefragt, ob ich das nun rügen muß. Wir ha-
ben es immer durchgehen lassen. Aber es wäre 
schön, wenn sich das alles in Grenzen hielte. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Nein, nein, 
freie Rede!) 

Was meine Intervention von vorhin angeht, Herr 
Kollege Schäuble, so verweise ich nur auf § 36 unse-
rer Geschäftsordnung. Ich habe nichts anderes ge-
tan, als auf den Verhandlungsgegenstand hinzuwei-
sen. Wir reden über eine Änderung des Grundgeset-
zes und über nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Ina Albowitz [F.D.P.]: Das ist 
ein weites Feld, Herr Präsident!) 

Herr Kollege Schäuble, wollen Sie das Wort zu ei-
ner Zwischenbemerkung? - Sie haben das Wort. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent, damit kein Mißverständnis bleibt, möchte ich 
fragen: Hat sich Ihre Bemerkung, Sie hätten wäh-
rend meiner Rede mehrfach nach hinten gefragt, ob 
Sie das rügen müßten, auf Äußerungen von mir bezo-
gen oder auf Äußerungen von Kollegen? Ich bitte, 
das klarzustellen. Ich unterstelle Ihnen keine Ab-
sicht. Aber ich glaube, daß ich nicht einen Satz ge-
sagt habe, der Sie auch nur zu einer Frage hätte ver-
anlassen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.] - Widerspruch 

bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schäuble, es bezog sich nicht auf Sie, 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Vielen 
Dank!)  

sondern auf mancherlei Zwischenrufe, die ich gehört 
habe. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Da 
teile ich Ihre Meinung!) 

Es kamen Worte vor wie „Nötigung", „Beschiß", 
„Leute beschissen", „Schreihals", „unter jedem Ni-
veau". 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] [auf die CDU/CSU zeigend]: 

Schreihals, Schreihals!) 

Ich habe es nicht gerügt, und ich habe nicht die Ab-
sicht, es zu rügen. Ich habe nur die Bitte, daß sich die 
Debatte im Rahmen hält. 

Jetzt hat der Ministerpräsident des Saarlandes, Os-
kar Lafontaine, das Wo rt. 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland) 
(von der SPD mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erlauben 
Sie mir zunächst eine Vorbemerkung zu den Schluß-
bemerkungen des Kollegen Schäuble. Ich bin jetzt 
über zehn Jahre im Amt des Ministerpräsidenten. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Viel zu lange!) 

- Viel zu lange aus Ihrer Sicht. Aber darüber ent-
scheidet die Bevölkerung. Sie hat nun einmal so ent-
schieden. Sie haben das zu respektieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe in dieser Funktion an vielen offiziellen 
Staatsakten der Bundesrepublik teilgenommen und 
mich selbstverständlich immer wieder bemüht, mit-
zuhelfen, daß wir möglichst komplett vertreten wa-
ren. Ich erinnere mich an die Veranstaltung zum Tag 
der Deutschen Einheit bei uns an der Saar. Da fehl-
ten eine Reihe von Kollegen, auch aus den neuen 
Bundesländern. Ich habe aber Verständnis dafür ge-
habt, daß andere Terminverpflichtungen sie von ei-
ner Teilnahme abgehalten haben. Was Sie hier ge-
macht haben, Herr Kollege Schäuble, war schlicht 
und einfach kleinkariert und unter jeglichem Niveau. 
Mehr habe ich dazu nicht zu sagen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Dies bezieht sich leider nicht nur auf die juristi-
schen Finessen, die Sie immer wieder in elegante 
Formulierungen zu kleiden versuchen; es bezieht 
sich auch auf Ihren Sachvortrag. Sie haben an uns 
appelliert, wir sollten auf den Sachverstand hören. 
Schauen Sie sich die Dinge genauer an und hören 
Sie auf die Leute, die etwas davon verstehen. Ich will 
Ihnen zwei Zitate vortragen: 

Kleine und mittlere Betriebe, die bislang von den 
Freibeträgen bei der Gewerbesteuer profitiert ha-
ben, müssen nach den Plänen Waigels künftig 
deutliche Einbußen in Kauf nehmen. Offensicht- 
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lich hat sich die Bundesregierung mit ihrem Steu-
erkonzept einseitig an den Interessen der mul ti

-nationalen Konzerne orientiert und nicht an den 
Interessen der kleinen und mittleren Unterneh-
men. 

Dieses Zitat stammt vom Bundesvorsitzenden der 
Mittelstandsvereinigung der CDU/CSU, Klaus Breg-
ger. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/ 
CSU]: Das ist ein Kronzeuge, Donnerwet

-

ter!)  

Sie mögen selber beurteilen, ob diejenigen, die in Ih-
rer Partei Mittelstandspolitik zu verantworten haben, 
von der Sache etwas verstehen oder nicht. 

Da Sie sicherlich auch aus unseren Reihen Zitate 
bringen können - das haben Sie auch getan -, die 
nicht unbedingt mit der Mehrheitsmeinung überein-
stimmen - das hat man immer -, zitiere ich eine an-
dere Einrichtung, die mir sogar wich tiger ist: 

Mit der sogenannten dritten Stufe der Reform 
der Unternehmensbesteuerung will die Bundes-
regierung zur Sicherung des Wirtschaftsstand-
orts Deutschland beitragen. Diese Reform sieht 
unter anderem vor, daß die Gewerbekapitalsteu-
er abgeschafft wird sowie die Gewerbeertrag-
steuer gesenkt und zur Gegenfinanzierung die 
degressive Abschreibung auf bewegliche Wirt-
schaftsgüter herabgesetzt wird. Hierdurch wird 
die hohe Belastung der Großunternehmen mit 
Substanzsteuern zwar vermindert, doch werden 
die Unternehmen insgesamt durch die Ver-
schlechterung der Abschreibungsbedingungen 
nach einer geringen Entlastung im kommenden 
Jahr in der mittleren F rist um bis zu 5 Milliarden 
DM pro Jahr schlechtergestellt werden. Effektiv 
stärker belastet werden die investierenden Un-
ternehmen, insbesondere die des Mittelstandes. 
Deshalb dürfte die Sachkapitalbildung gedämpft 
werden. 

So der Sachverständigenrat. Und Sie wollen uns hier 
ernsthaft erklären, Ihr Vorhaben diene der Förde-
rung der Investitionen und der Stärkung des Stand-
ortes Deutschland. Sie haben nicht mehr alle Tassen 
im Schrank, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Es ist ja nicht nur so, daß Ihre Steuerpolitik vom 
gesamten Sachverstand verrissen worden ist. Es ist 
auch so, daß Ihre Steuerpolitik, was die Förderung 
der Unternehmen angeht, mehr und mehr auf völli-
ges Unverständnis in der Wirtschaft stößt. Herr Kol-
lege Schäuble, die Bilanz hinsichtlich der Entwick-
lung der deutschen Wirtschaft, die Sie vorgetragen 
haben, wobei insbesondere der Expo rt  Motor der 
bisherigen Entwicklung war, ist richtig. Aber diese 
Erholung ist trotz dieser Bundesregierung zustande 

gekommen und nicht wegen dieser Bundesregie-
rung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Minister-
präsident, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Hauser? 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland): Ich 
bitte um Entschuldigung; meine Redezeit ist so kurz 
bemessen, daß ich auf Zwischenfragen nicht einge-
hen kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das wird nicht 
angerechnet. Ich halte die Uhr an. 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland): 
Bitte sehr, dann selbstverständlich, Herr Kollege 
Hauser. 

Hansgeorg Hauser (Rednitzhembach) (CDU/CSU): 
Herr Ministerpräsident, würden Sie bitte zur Kennt-
nis nehmen, daß der Zentralverband des Deutschen 
Handwerks - - 

(Zurufe von der SPD: Frage!) 

- Darf ich Sie fragen, ob Sie zur Kenntnis genommen 
haben, daß der Zentralverband des Deutschen Hand-
werks sowie der Bundesverband des Deutschen 
Groß- und Außenhandels in der Anhörung ausdrück-
lich gesagt haben, daß es eine falsche Behauptung 
ist, daß die kleinen Betriebe die großen Be triebe bei 
der Entlastung über die Gewerbekapitalsteuer finan-
zieren müssen? 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland): Es 
gibt zu diesem Thema unterschiedliche Stellungnah-
men. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Erlauben Sie mir aber die Feststellung, daß das Vo-
tum des Sachverständigenrates hier ein besonderes 
Gewicht hat. Ich darf sehr wohl darauf hinweisen, 
daß es einzelne interessengeleitete Stellungnahmen 
gibt, während es sich beim Sachverständigenrat um 
Wissenschaftler handelt, die versuchen, losgelöst von 
parteipolitischen Bindungen und Interessen ein ob-
jektives Votum abzugeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen, meine Damen und Herren: Diese Steu-
ererhöhung für die Unternehmen, für die Sie hier so 
leidenschaftlich kämpfen, wäre unter verteilungspo-
litischen Gesichtspunkten durchaus diskutabel; ich 
komme darauf noch zu sprechen. Aber diese Steuer-
erhöhung ist deshalb überhaupt nicht akzeptabel, 
weil sie falsch angesetzt ist, weil sie die Investitionen 
schmälern würde und weil sie Arbeitsplätze beseiti- 
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gen würde. Genau dies müssen wir verhindern, und 
deshalb werden wir es verhindern. Nehmen Sie zur 
Kenntnis: Dieser Ansatz hat nicht die geringste 
Chance der Realisierung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Sie wissen ja noch nicht einmal, was Sie wollen. 
Wollen Sie nur die Gewerbekapitalsteuer abschaf-
fen? Wollen Sie die Gewerbeertragsteuer mindern, 
was wir in den letzten Jahren mit Zustimmung des 
Bundesrates schon getan haben? Oder wollen Sie die 
Gewerbesteuer insgesamt abschaffen? 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard 
Hirsch) 

Wenn wir hier ernsthaft über den Gegenstand der 
Diskussion reden wollen, darf es nicht so sein, daß 
die Sprecher der Koalitionsparteien Unterschiedli-
ches vortragen. Die einen reden über die totale Ab-
schaffung der Gewerbekapital- und der Gewerbeer-
tragsteuer - sprich: über 30 Milliarden DM -, die an-
deren reden vornehmerweise nur über die Abschaf-
fung der Gewerbekapitalsteuer und über eine Redu-
zierung der Gewerbeertragsteuer. Einigen Sie sich in 
der Koalition erst einmal darüber, was Sie überhaupt 
wollen! Sonst werden Sie nie zu einer seriösen Steu-
erpolitik in der Lage sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Minister-
präsident, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland): Ich 
möchte diese paar Minuten noch im Kontext vortra

-
gen. 

Wenn Sie sich darüber verständigt haben - dies ist 
für uns und für die Gemeinden von großem Interesse; 
die völlige Abschaffung der Gewerbesteuer ist bei-
spielsweise im Städtetag überhaupt nicht mehrheits-
fähig -, müssen Sie uns auch noch sagen, wie die Ge-
genfinanzierung für die völlige Abschaffung der Ge-
werbesteuer aussehen soll. Darüber haben wir über-
haupt nichts gehört. 

Wenn wir heute in den Zeitungen lesen, daß der 
Wirtschaftsrat der CDU dringend rät, die Mehrwert-
steuer anzuheben, dann bleiben wir bei unserer Fest-
stellung, daß vieles dafür spricht, daß Sie die Gewer-
besteuer insgesamt besei tigen und die Mehrwert-
steuer anheben wollen. Dies kann in der gegenwärti-
gen Situation überhaupt keine Zustimmung finden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, muß diese 
Diskussion eingebettet werden in den Gesamttext 
der Steuererhöhungen und Steuersenkungen der 
letzten Jahre. Sie haben hier stolz vorgetragen, daß 
die betriebliche Vermögensteuer gesenkt worden ist 
- mit unserer Zustimmung. Sie haben vorgetragen, 
daß die Staffel beim Gewerbeertrag gesenkt worden 

ist - mit unserer Zustimmung. Wir haben eingebracht 
- weil das offensichtlich unsere Aufgabe ist -, daß die 
Freibeträge für die vielen Meinen Unternehmen an-
gehoben werden, von denen Sie zu Recht gesagt ha-
ben, daß sie den Löwenanteil der Arbeitsplätze stel-
len. Denken Sie wirklich daran: Die kleinen Unter-
nehmen sind es. Deshalb muß man in erster Linie die 
kleinen Unternehmen stärken und fördern. Das ist 
unsere Position. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben die Sätze bei der betrieblichen Einkom-
mensteuer geändert, wir haben die Sätze bei der Kör-
perschaftsteuer geändert. Aber wie das nun einmal 
so ist: Jedes Jahr wird erneut darüber geredet, daß 
wir die Unternehmensteuern immer weiter senken 
müssen, weil sonst der Standort Deutschland un-
glaublich in Gefahr gerät. 

Nun will  ich Ihnen einmal die Gesamtbilanz auf-
machen. Trotz Ihrer Versprechungen haben wir die 
Steuern und Abgaben, aufs Jahr gerechnet, um 
116 Milliarden DM erhöhen und damit die Bürgerin-
nen und Bürger dieses Landes unerträglich belasten 
müssen. In demselben Zeitraum haben wir die Unter-
nehmensteuern netto um über 10 % gesenkt. Vor 
diesem Hintergrund - ich sage das in aller Klarheit - 
gibt es derzeit keinen Spielraum für weitere Netto-
senkungen bei den Unternehmensteuern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Es geht nicht, daß eine Lobby, die von einer klei-
nen Partei in diesem Staat vertreten wird, die Steuer- 
und Sozialgesetzgebung für das gesamte Land ma-
chen kann. Das kann auf diese Art und Weise nicht 
weitergehen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Herr Kollege Waigel, Sie haben mich vorhin zitiert. 
Ich hatte bei der Erwähnung des Franz Josef Strauß 
selig etwas anders formuliert. Man erinnert sich an 
manche Männerfreundschaft. Ich habe nicht gesagt: 
Das waren noch Zeiten", sondern ich habe gesagt: 
Das war noch ein Minister! 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Das war insoweit ein etwas anderer Zwischenruf; er 
hatte eine etwas andere Inten tion. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Ich 
habe das schon richtig verstanden!) 

Sie haben dann gesagt, Franz Josef Strauß werde 
wohlgefällig auf mich herabblicken, weil ich ihn 
erstens lobe und zweitens hinzugelernt habe. Ich 
wünschte, Sie könnten mit gutem Gewissen behaup-
ten, er werde auch auf Sie wohlgefällig herabblik-
ken. Ich bin mir da nicht ganz sicher, Herr Kollege 
Waigel. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 
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Sie sind in der Presse bisher manchmal liebevoll 

beschrieben worden - ich wi ll  das hier gar nicht so 
ernst machen - als der Herr der Löcher. Ich muß Ih-
nen jetzt einen neuen Titel geben. Sie sind der Mini-
ster der unerledigten Hausaufgaben. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn zu allem, was aufgegeben worden ist, liegen 
keine überprüfbaren Vorlagen vor. Deshalb kommt 
die ganze Steuer-, Finanz- und Haushaltspolitik nicht 
weiter. Ich sage dies, um es einmal in a ller Klarheit 
festzustellen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Es ist doch überhaupt nicht zu bestreiten, daß die 
Verpflichtung, das Existenzminimum freizustellen, 
also die Überbelastung der großen Mehrheit unserer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer end lich ein-
mal abzuschaffen, von Ihnen seit Jahren nachlässig 
behandelt worden ist und bis zum heutigen Tage 
kein mehrheitsfähiger Entwurf vorliegt. Das ist ein 
Skandal. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ihr Entwurf ist ja nicht nur von der Fachwelt zerris-
sen und von der Opposition als nicht akzeptabel be-
zeichnet worden - er ist nach unserer Auffassung 
auch nicht kompatibel mit den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichtes; wir sollten nicht nur auf die 
Fachleute, sondern auch auf das Bundesverfassungs-
gericht hören -, er ist auch in Ihren eigenen Reihen 
völlig umstritten. Das ist eine Feststellung, die ich 
hier nicht treffe, weil wir uns im Vorfeld irgendwel-
cher Wahltermine befinden, sondern weil sie schlicht 
und einfach wahr ist. Das ist kein gutes Zeugnis. 
Franz Josef würde vielleicht mit dem Kopf wackeln, 
aber nicht beifällig nicken, wenn er diesem Treiben 
zusehen müßte. 

(Beifall bei der SPD) 

Der zweite Punkt - auf ihn hat die Kollegin Matt-
häus-Maier bereits hingewiesen - ist doch wirklich 
nicht akzeptabel. Wenn wir in den Gemeinden und 
Ländern - das ist der Kontext - über die Einnahme-
entwicklung und die Ausgabenentwicklung der 
nächsten Jahre reden, dann müssen wir doch wissen, 
mit welchen Zahlen wir zu rechnen haben, sowohl 
beim Existenzminimum als auch beim Familienla-
stenausgleich. Daß noch kein überprüfbarer Entwurf 
zum Familienlastenausgleich vorliegt, sondern nur 
Eckdaten bekannt sind, ist doch ein Skandal gegen-
über den Familien, die seit Jahren darauf warten, 
daß sie bessergestellt werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ihre Aufforderung, Herr Schäuble, hat bereits der 
Parteivorsitzende der SPD beantwortet. - Herr Kol-
lege Schäuble, wenn Sie mir jetzt die Gnade erwei-
sen würden, mir Ihr Ohr zu leihen. Vielen Dank. - 

Das steht nachlesbar in allen unseren Programmen. 
Sie schlagen jetzt eine Steuererhöhung für die Un-
ternehmen längerfristig in einer Größenordnung von 
5 Milliarden DM vor, wobei das insbesondere aus der 
Verschlechterung der Bedingungen für die Investitio-
nen finanziert werden soll. So sagt es der gesamte 
Fachverstand. 

Wir halten dies in der Sache für völlig unakzepta-
bel. Wir halten das gerade in der jetzigen konjunktu-
rellen Situa tion für völlig unannehmbar. Gerade die 
Sachkapitalbildung, die der Sachverständigenrat an-
mahnt, ist insbesondere im Osten erforderlich. Oder 
glauben Sie tatsächlich, daß im Osten überhaupt 
nicht investiert wird und daß die Verschlechterung 
der Investitionsbedingungen die investierenden Un-
ternehmen im Osten nicht treffen würde? Da Sie aus 
vordergründigen Motiven immer wieder so tun, als 
wären Sie der einzige Sachwalter der neuen Bundes-
länder, Herr Kollege Schäuble, nehmen Sie zur 
Kenntnis: Aus fachlichen Gründen brauchen die 
neuen Bundesländer gerade bessere Investitionsbe-
dingungen, als Sie sie in Ihren Gesetzentwürfen an-
bieten. So platt ist das. 

(Beifall bei der SPD) 

Da die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
überkompensiert wird, Herr Kollege Schäuble - es ist 
ja manchmal schwer zu rechnen -, ist das nach Adam 
Riese mit einer Mehrbelastung für diejenigen ver-
bunden, die bisher von der Gewerbekapitalsteuer 
ganz befreit waren. Aber vielleicht ist es schon etwas 
zu hoch, wenn man an dieser Stelle solche simplen 
Zusammenhänge vorträgt. 

Meine Damen und Herren, es hat einfach keinen 
Sinn, so weiterzumachen und insbesondere immer 
wieder den Bundesrat dafür verantwortlich zu ma-
chen, daß bestimmte Vorlagen nicht rechtzeitig kom-
men, da Sie selber untereinander völlig uneinig sind. 
Was Sie - um Ihnen das einmal zu sagen - bisher zu-
stande gebracht haben, ist ein Absenken der S trom-
preise. Eine wirklich ungeheuer gescheite Leistung 
zur Stärkung des Standortes Deutschland nach al-
lem, was wir von den Klimagipfeln der Welt gehört 
haben! Das zweite, was Sie hier jetzt vorschlagen, ist 
eine Unternehmensteuererhöhung, und die F.D.P. 
macht sich besonders stark dafür. Welch ein Trep-
penwitz der Weltgeschichte vor einer Landtagswahl! 
Ich hätte Sie für etwas klüger gehalten, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie dann noch den Vermittlungsausschuß 
ansprechen und immer wieder sagen, wir seien 
schließlich verantwortlich, entgegne ich Ihnen als 
Ministerpräsident eines Bundeslandes für den Bun-
desrat: Wir sind in den Vermittlungsausschuß mit ei-
nem Forderungskatalog von 1,4 Milliarden DM ge-
gangen. Er be traf Kindergartenplätze, BAföG, Wohn-
geld, Förderung des Wohnungsbaus usw. Wir haben 
Gegenfinanzierungsvorschläge in der Größe von 
1,7 Milliarden DM vorgelegt. Man kann über die 
eine oder andere Zahl diskutieren. Das war das Be-
gehren des Bundesrates. 
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Ich will  insofern indiskret sein: Ein Mitglied Ihrer 

Fraktion sagte: Wir wollen überhaupt nicht mehr 
über Ihre Vorschläge reden. Das ist aber nicht der 
Sinn einer Sitzung des Vermittlungsausschusses. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie so weitermachen, wenn Sie glauben, Sie 
können den Bundesrat so behandeln, daß noch nicht 
einmal über unsere Vorschläge geredet wird, nur 
weil Sie formalrechtlich darauf verweisen können, 
daß der Bundestag ihn letztendlich überstimmen 
kann, dann sage ich Ihnen: Dann wird Ihre Steuer-
politik nicht nur vor der ganzen Fachwelt keinen Be-
stand haben, sondern sie wird in diesem Lande keine 
Chance auf Realisierung haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort hat 
der Bundesminister für Wirtschaft, Dr. Günter Rex-
rodt. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, in dieser Debatte geht es nicht darum, festzu-
stellen, wer von welchem Verband wann was gesagt 
hat und zu welchem Prozentsatz heute oder morgen 
eine Entlastung stattfindet, sondern in dieser Debatte 
geht es um eine Grundgesetzänderung, die ihrerseits 
Voraussetzung dafür ist, daß wir end lich die Unter-
nehmensteuerreform weiterführen, daß wir endlich 
etwas für die Arbeitsplätze und den Standort 
Deutschland tun. 

Es gibt keinen Tag, an  dem die SPD nicht Bekennt-
nisse zu diesem Standort ablegt: gegenüber den Ar-
beitnehmern zur Sicherung der Arbeitsplätze, ge-
genüber dem Mittelstand und der Indust rie, weil es 
dort  zu hohe Kosten, zu hohe Abgaben und Steuern 
gibt. Heute nun wäre eigentlich der Tag der Opposi-
tion. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das ist er 
auch! Das haben Sie nur noch nicht be

-

merkt!) 

Das wäre der Tag, wo Sie eine Chance haben, Mit-
verantwortung zu tragen. 

Heute steht eine Grundgesetzänderung zur De-
batte, und das ist eine Nagelprobe. Am heutigen Tag 
könnten Sie zeigen, daß Sie Verantwortung tragen, 
daß Sie Format haben und daß Sie sich über tages-
politische Interessen hinwegsetzen. Es könnte heute 
ein Tag sein, an dem Sie nicht nur mit Worten, son-
dern auch mit Taten, mit einem Engagement, mit ei-
nem Abstimmungsverhalten, das in diesem Land 
auch wahrgenommen würde, für die Schaffung und 
die Erhaltung von Arbeitsplätzen eintreten. Aber of-
fensichtlich ist das Gegenteil der Fall. 

Wir brauchen, obwohl die Konjunktur insgesamt in 
keiner schlechten Verfassung ist, auch ein Stück Sta-
bilisierung auf konjunkturellem Gebiet. Die Tarifab-
schlüsse, die es insbesondere in einigen Bereichen 

gab, mögen die Partner hinsichtlich ihrer Auswirkun-
gen selbst bewerten. Die Turbulenzen an den Devi-
senmärkten haben zusätzliche Risiken für die Kon-
junktur entstehen lassen. 

Wir wollen etwas tun, um nicht nur strukturell, son-
dern auch konjunkturell die Dinge nach vorne zu 
bringen. Die steuerliche Freistellung des Existenzmi-
nimums bringt 16 Milliarden DM, und die Verbesse-
rung beim Familienleistungsausgleich bringt noch 
einmal 6 Milliarden DM. Zusammen mit dem Wegfall 
des Kohlepfennigs vermindert sich die Belastung der 
Wirtschaft und der Bürger damit um 1 % des Brutto-
inlandsprodukts. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Frage ist nun: Ist das genug? Ich sage Ihnen: 
Ich glaube, nein. Wir müssen in diesem Lande in der 
Lage sein, nach innen und nach außen ein Signal zu 
setzen, ein Signal, das zeigt, daß wir in der Lage 
sind, mit den Problemen des Standorts Deutschland 
fertigzuwerden, das zeigt, daß wir nicht nur reden, 
sondern die Probleme auch angehen und handeln. 
Dazu bedarf es der Kraft der Veränderung. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Man hat in Deutschland wohl wahrgenommen, 
daß deutsche Unternehmen 24 Milliarden DM pro 
Jahr im Ausland, daß aber ausländische Unterneh-
men bei uns nur 5 Milliarden DM investieren. Das 
hängt mit den Standortbedingungen zusammen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wer regiert denn hier seit 

12 Jahren?) 

Diese Standortbedingungen sind zu einem gut Teil 
dadurch geprägt, daß wir zu hohe Steuern und Abga-
ben haben. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ja, warum denn?) 

Wir wollen eine Veränderung einleiten und eine Ent-
lastung der Unternehmen bewirken. Dies gilt insbe-
sondere für den Mittelstand. 

Was hier gesagt wird, daß nämlich die Abschaf-
fung der Gewerbekapitalsteuer allein eine Entla-
stung für die Großbetriebe bedeuten würde, ist Un-
sinn und unwahr. 350 000 Unternehmen zahlen Ge-
werbekapitalsteuer. Wer wi ll  uns denn erzählen, daß 
es in Deutschland 350 000 Großunternehmen gibt? 
Das ist doch Unsinn. Dabei geht es Ihnen darum, ei-
nen tagespolitischen Erfolg zu erzielen, und um 
nichts anderes. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wir wollen von der Staatsquote in Höhe von über 
50 % und von der Abgabenquote in Höhe von 46 % 
herunter. Dabei müssen wir mit der Unternehmen-
steuerreform beginnen. Wir wollen auch eine steuer-
liche Entlastung durch eine Verbesserung der Über-
tragungsmöglichkeiten bestehender Unternehmen 
an die nachfolgende Genera tion erreichen. Wir wol- 
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len so schnell wie möglich vom Solidarzuschlag her-
unter. Letztlich wollen wir eine Entlastung über den 
gesamten Tarif. In diese Steuerreform müssen wir 
über die Gewerbesteuer einsteigen. 

Die Gewerbesteuer ist ein Anachronismus; sie ist, 
auch im internationalen Vergleich, eine Sonderbela-
stung der deutschen Wirtschaft. Diese Art von Steuer 
gibt es nirgendwo mehr in Europa und in der Welt. 
Bei ihr handelt es sich um eine doppelte Besteuerung 
der Investitionsfähigkeit der Unternehmen und da-
mit der Arbeitsplätze. Dieser Abschaffung wollen Sie 
sich, meine Damen und Herren von der Opposi tion, 
widersetzen. Die Gewerbesteuer ist auf Dauer weder 
den Unternehmen noch den Arbeitslosen zuzumu-
ten. Sie gehört so schnell wie möglich abgebaut. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Sie wollen das Gegenteil davon. Irgendwann ist 
heute morgen schon einmal gesagt worden, daß es, 
wenn wir die Gewerbekapitalsteuer in den neuen 
Bundesländern einführen müßten, die natürliche 
Konsequenz wäre, daß wir Tausende von neuen Ar-
beitsplätzen bekämen, aber bei den Finanzämtern. 
Außerdem ist die Einschätzung nicht richtig, daß wir 
dafür eine Genehmigung von der Europäischen 
Kommission bekommen würden. Das Gegenteil ist 
der Fall. Die Aussetzung der Gewerbekapitalsteuer 
für die neuen Länder genehmigt zu bekommen hat 
schon das letzte Mal ungeheuer viel Überzeugungs-
arbeit notwendig gemacht. Darauf können Sie sich 
nicht zurückziehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Bundes-
minister, es haben sich zwei Kollegen gemeldet, die 
Fragen stellen wollen. Sind Sie einverstanden? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön. 

Dietmar Thieser (SPD): Herr Bundesminister Rex-
rodt, ist Ihnen bekannt, daß die Gewerbesteuer nach 
Kapital und Ertrag nach allen Umfragen des Deut-
schen Industrie- und Handelstages als Kriterium für 
Standortentscheidungen an 16. Stelle liegt und daß 
sie - das sage ich Ihnen als Oberbürgermeister einer 
mittleren Großstadt - bei allen wirtschaftspoli tischen 
Entscheidungen eine völlig unbedeutende Ro lle 
spielt? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Ina Al

-

bowitz [F.D.P.]: Warum schreien die Ge

-

meinden dann so, wenn es so wäre?) 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Nein, das ist mir nicht bekannt; das genaue Gegen-
teil ist bekannt. 

(Otto Schily [SPD]: Da weiß er eben nicht 
Bescheid!) 

Das ergibt sich nicht nur aus irgendwelchen Umfra

-

gen, sondern aus der Tatsache, daß ich mit Vertretern 
von Dutzenden, ja Hunderten von Unternehmen aus 

dem Mittelstand und aus dem großbetrieblichen Be-
reich gesprochen habe. Alle unterstreichen immer 
wieder, daß diese Steuer ein Anachronismus ist, daß 
sie dazu führt, daß sich die deutsche Wirtschaft mehr 
und mehr ins Ausland orientiert. Der Mittelstand hat 
das Gefühl, daß er in bezug auf den Ertrag, der ja die 
Investitionsfähigkeit bedingt, immer mehr durch ein 
Übermaß an Besteuerung gerade des gewerblichen 
Ertrags erdrückt wird. Das ist die Situa tion. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Bundes-
minister, die zweite Zusatzfrage, dieses Mal vom Kol-
legen Spiller, steht noch aus. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte schön. 

Jörg-Otto Spiller (SPD): Herr Minister, sind Sie be-
reit, einen Widerspruch darin zu sehen, daß Sie auf 
der einen Seite sagen, die Gewerbekapitalsteuer sei 
in Europa etwas nahezu Einmaliges, eine Sonderbe-
lastung der deutschen Unternehmen, und daß Sie auf 
der anderen Seite sagen, es werde in Brüssel nicht 
gelingen, die Aussetzung dieser Sondersteuer, von 
der Sie sprechen, in den neuen Bundesländern wei-
terhin befristet genehmigt zu bekommen? Die Brüs-
seler Kommission hat doch nur darauf zu achten, daß 
es innerhalb der Europäischen Gemeinschaft keine 
Wettbewerbsverzerrungen gegenüber anderen Kon-
kurrenten gibt. Warum soll denn die weitere Ausset-
zung der Gewerbekapitalsteuer eine Wettbewerbs-
verzerrung gegenüber französischen, italienischen 
oder englischen Konkurrenten sein? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Kollege, in dem Fall sind Sie nicht über das in-
formiert, was Gegenstand der Prüfung der Europä-
ischen Union ist. Die Europäische Union hat über 
Subventionen zu befinden. Sie ist der Auffassung - 
und muß darüber eine Prüfung anstellen -, daß durch 
die Aussetzung einer Steuer in einer bestimmten Re-
gion eine Subvention entsteht, die gegenüber kon-
kurrierenden Unternehmen, hier gegenüber den Un-
ternehmen im westdeutschen Raum, einen Vorteil 
bedeutet. Das wird sie feststellen. 

Damit wird sie aus einer naturgegebenen Notwen-
digkeit des Entscheidungsprozesses - ohne daß ich 
das antizipieren will - diese Aussetzung für ein wei-
teres Mal aller Voraussicht nach unterbinden müs-
sen, weil sonst ein nicht zu rechtfertigender Vorteil 
von ostdeutschen Unternehmen gegenüber anderen 
Unternehmen, in dem Fall in Westdeutschland, ent-
steht. Das hat in diesem Fall überhaupt keine inter-
nationale Komponente. Ich mache mir diese Auffas-
sung ja nicht zu eigen. Ich will Ihnen nur darstellen, 
wie der Entscheidungsprozeß in Brüssel erfolgen 
wird. 

Wenn Sie gestatten, würde ich gern in der Bewer-
tung der Gewerbesteuer fortfahren. Ich muß die Op-
position in diesem Zusammenhang fragen, warum 
denn sämtliche Vertreter des Mittelstands in der 
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Sachverständigenanhörung des Finanzausschusses 
die vorgesehene Unternehmensteuerreform auch un-
ter Berücksichtigung der Gegenfinanzierung befür-
wortet haben. Ihre „Argumenta tion" fußt auf zwei 
Argumenten. Sie sagen zum einen, die Gegenfinan-
zierung ginge zu Lasten der kleinen Unternehmen. 
Das ist unwahr. Ich habe schon darauf hingewiesen, 
daß 350 000 Unternehmen von der Gewerbekapital-
steuer entlastet würden. 

Zum anderen habe ich den Eindruck, daß Sie das 
System der Veränderung der Abschreibungsbedin-
gungen steuerpolitisch und steuertheoretisch gar 
nicht richtig verstanden haben. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sehr wahr!) 

Wenn wir die Abschreibungsbedingungen ver-
schlechtern, dann bedeutet das, daß der Staat den 
Unternehmen weniger Möglichkeiten gibt, einen 
steuerfreien Kredit in Anspruch zu nehmen. Eine 
steuerliche Mehrbelastung erfolgt dadurch in kei-
nem Fall. Lediglich der steuerfreie Kredit wird zeit-
lich anders strukturiert. Wenn wir aber an die Gewer-
besteuerreform her angehen, d. h. die Gewerbekapi-
talsteuer abschaffen, die Gewerbeertragsteuer nach-
haltig senken und am Ende möglicherweise ganz ab-
schaffen, dann ist das ein Verzicht auf Dauer und da-
mit eine Entlastung auf Dauer. 

Das liegt in jedem Fall im Interesse der betroffenen 
Wirtschaft. Das ist auch der Grund dafür, daß sich die 
Wirtschaft ingesamt und vor allen Dingen auch die 
mittelständischen Unternehmen für dieses Modell 
ausgesprochen haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ebenso vordergründig ist Ihre Sorge um die Finan-
zierung der Städte und Gemeinden. Die Städte und 
Gemeinden - das ist hier wiederholt gesagt worden - 
erhalten einen fairen Ausgleich. Warum sperren Sie 
sich dagegen, den Kommunen einen konjunkturun-
abhängigen Einnahmenzuwachs für ihre Investiti-
onsentscheidungen zu geben? Rund zwei Drittel - 
das wissen auch Sie - der öffentlichen Investitionen 
werden in den Kommunen getätigt. Damit bietet die 
Beteiligung der Kommunen an der Umsatzsteuer die 
Chance, zu einer Verstetigung der öffentlichen Inve-
stitionen in diesem Bereich, damit auch zu einer Ver-
stetigung der Wirtschaftsentwicklung und damit zu 
mehr Arbeitsplätzen zu kommen. Auch das verhin-
dern Sie, indem Sie sich dieser Grundgesetzände-
rung verweigern. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie bitten, 
in diesem Zusammenhang die Gefechtslage nicht zu 
verschieben. Tagespolitisch bedingt sind Sie darauf 
aus zu verhindern, daß deutlich wird, daß die Koali-
tion mit dieser Verfassungsänderung eine Regelung 
beabsichtigt, die darauf abzielt, Unternehmen, insbe-
sondere den Mittelstand, langfristig von Belastungen 
zu befreien. Es handelt sich um eine Reform, die Vor-
aussetzung dafür ist, daß wir den Standort Deutsch-
land nicht nur durch Worte, sondern durch Taten ver-
bessern. Diese Reform hat zum Ziel, in allen Berei-
chen Arbeitsplätze zu schaffen, die internationale 
Konkurrenzfähigkeit Deutschlands herzustellen und 

nach innen und außen - das ist das Entscheidende - 
ein Signal zu geben, daß die Deutschen in der Lage 
sind, mit den Problemen, die ihr Standort mit sich 
bringt, fertig zu werden - nicht nur in Sonntagsre-
den, sondern durch parlamentarische Arbeit und fak-
tische Umsetzung. Dies und nichts anderes wollen 
wir. 

Wir bitten dabei um Ihre Zustimmung. Es wäre 
eine Zustimmung im Interesse der Menschen, der Ar-
beitsplätze und der deutschen Wirtschaft. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Meine Kolle-
ginnen und Kollegen, ich wollte den Redner nicht 
unterbrechen, muß aber sagen, daß die Nebenunter-
haltungen inzwischen ein Maß angenommen haben, 
das nicht mehr ohne weiteres akzeptiert werden 
kann. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Dieses 
Eingreifen hätte ich mir bei meiner Rede 
gewünscht! Da wurde permanent dazwi

-

schengerufen, und der Präsident hat nichts 
gesagt!) 

Sie machen es nicht nur dem Redner schwer - das 
muß man  hinnehmen -, sondern vor allen Dingen 
den Kolleginnen und Kollegen, die zuhören wollen. 
Wenn sich hier ganze Gruppen bilden, empfehle ich 
doch, die Gespräche außerhalb des Plenarsaals zu 
führen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Kann das an  der 
Rede liegen?) 

- Herr Kollege, ich habe ja gesagt, daß man es als 
Redner hinnehmen muß. Sie machen es aber auch 
denen schwer, die zuhören wollen. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Das ist unhöflich! - 
Unruhe) 

- Wir haben genug Zeit; wir können einen Augen-
blick warten. - 

Ich erteile nun dem Abgeordneten Joseph Fischer 
das Wort . 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Lassen Sie mich, bevor ich zur Sache komme, 
mit einer Bemerkung zum Kollegen Schäuble begin-
nen. 

Herr Kollege Schäuble, Sie haben die Anwesenheit 
zweier Ministerpräsidenten beim Staatsakt am 8. Mai 
mit der Frage in Verbindung gebracht: Wie hältst du 
es mit einer Grundgesetzänderung? Das halte ich 
von der Sache her für völlig daneben und von der po-
litischen Inten tion her für infam. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 36. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. Mai 1995 	2847 

Joseph Fischer (Frankfurt ) 
Ausgerechnet Sie als Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion haben dies getan, obwohl im 
Vorfeld des 8. Mai Äußerungen jenseits des Erträgli-
chen gefallen sind. Dabei denke ich nur an den ab-
wesenden Ehrenvorsitzenden Ihrer Fraktion und 
seine geplante Rede. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS - Widerspruch bei der CDU/CSU und 

der F.D.P.) 

Gerade Sie, Herr Schäuble, der Sie in einem Inter-
view eine abgeschmackte Äußerung dergestalt ge-
macht haben, als wolle man  den Kriegerwitwen mit 
der Frage „Befreiung oder Niederlage? „  noch vor-
schreiben, welche Speisenfolge sie an  diesem Tag 
einzuhalten haben, haben uns hier keine Belehrun-
gen vorzutragen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der -PDS - Dr. Wolfgang 
Schäuble [CDU/CSU]: Was ist das eigent

-

lich für ein Präsident?) 

Doch nun zur Sache. Meine Damen und Herren, 
Sie tun gerade so, als würden wir hier über eine nor-
male Gesetzesänderung sprechen. Wir sprechen je-
doch über eine Grundgesetzänderung. Dafür brau-
chen Sie eine Zweidrittelmehrheit. Diese Mehrheit 
haben Sie nicht. Wenn Sie wirklich Interesse an einer 
Grundgesetzänderung haben - diese Grundgesetz-
änderung soll nach den Äußerungen Ihrer Redner 
zum Gegenstand haben, daß die Gemeindefinanzen 
neu geordnet werden und daß es zu einer Entlastung 
der Unternehmen kommt -, dann müssen Sie einen 
Entwurf vorlegen, der zweidrittelmehrheitsfähig ist. 
Ansonsten muß ich Ihnen vorwerfen: Sie haben gar 
kein Interesse an dieser Änderung, sondern wollen 
im wesentlichen Wahlkampf machen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Das ist auch sehr einfach zu beweisen. Der Finanz-
minister nimmt große Worte in den Mund. Es geht 
um die Verantwortung für Deutschland. Es geht um 
den Industriestandort. Der Wirtschaftsminister hält 
der Opposition vor, wir müßten zustimmen, sonst 
würde der Industriestandort Deutschland gefährdet 
sein. Dann erklärt uns der Kollege Schäuble, wir 
blockierten, verzögerten und verhinderten eine or-
dentliche Beschlußfassung. 

Herr Kollege Schäuble, leihen Sie mir einmal für 
einen kurzen Augenblick ein Öhrchen; denn ich 
möchte Ihnen zwei Daten vorlesen. Wenn die Oppo-
sition blockiert und verhindert, dann frage ich Sie: 
Was hat Sie in den letzten drei Jahren, seit dem 
25. September 1992, daran gehindert, das Existenz-
minimum zu regeln? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Das Bundesverfassungsgerichtsurteil zum Kinder-
geld ist am 29. Mai 1990 ergangen. Bis heute liegt 
kein beschlußfähiger Vorschlag dieser Koalition vor, 

trotzdem spricht Schäuble von Blockade durch die 
Opposition. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Ich spreche nun von dem Punkt, um den es heute 
geht. Es geht um die Frage: Was wird aus den Ge-
meindefinanzen? Da muß sich der Finanzminister 
schon vorhalten lassen, daß der Vorschlag, den er ge-
macht hat, nicht zustimmungsfähig ist. 

Alle Redner der Opposition haben hier heute ge-
sagt - ich wiederhole das -: Wir sind zu einer durch-
gerechneten Reform der Gemeindefinanzen bereit, 
aber was nicht sein kann, ist, daß die Katze zu Lasten 
der Gemeinden im Sack gekauft wird, daß wir heute 
eine Grundgesetzänderung machen, daß der Kern 
der kommunalen Selbstverwaltung in der Frage des 
eigenen Hebesatzrechts bei der Gewerbesteuer end-
gültig abgeschafft wird - das ausgerechnet vom Par-
teivorsitzenden der CSU, der sich in Brüssel so viel 
auf seine Subsidiarität zugute hält -, daß demnach 
die Kommunalfreiheit, der Kern der Demokratie, an 
einem entscheidenden Punkt geschwächt wird, ohne 
daß wir wissen, was darauf folgt. 

Ich sage Ihnen: Wir trauen dieser Regierung und 
dieser Koalition in dieser Frage nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Wenn es einen gemeinsamen Vorschlag gibt, der 
eine durchgerechnete Grundgesetzänderung mit 
entsprechenden spezifischen Ausgleichsformen für 
die Gemeinden beinhaltet, dann sind wir bereit, die-
sen mitzutragen. Aber der Methode Waigel stimmen 
wir nicht zu. 

Abschließend möchte ich noch ein Wort zum Bun-
desfinanzminister sagen. Wir erleben in dieser Situa-
tion zum erstenmal, daß die Koalition eine Struktur-
reform anpackt. Ich verstehe jetzt auch, warum der 
Bundeskanzler in seiner ersten Regierungserklärung 
so vage war. Schauen wir uns doch das Schicksal die-
ses famosen Reformgesetzes an, schauen wir uns an, 
was aus dem Waigel-Entwurf geworden ist. Nicht ein 
einziger Sachverständiger hat sich in der Anhörung 
für die Posi tion der Bundesregierung und der Koali-
tion ausgesprochen. Nicht ein einziger! Der Vor-
schlag von Waigel und seinem Haus ist doch nicht 
nur wie eine Weihnachtsgans gerupft, sondern ad 
acta gelegt worden. 

Auf der anderen Seite erklärt uns sein Staatssekre-
tär Faltlhauser, nun werde die Regierung aufhören 
zu regieren, man werde keinen geänderten Entwurf 
mehr vortragen, die Opposition solle nun gefälligst 
vorschlagen, wie es weitergeht. Das ist Regierungs-
kunst à la Waigel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS - Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Das 
hat keiner gesagt! - Eduard Oswald [CDU/ 
CSU]: Was reden Sie für einen Unsinn!) 
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Dazu kann ich Ihnen nur sagen: Die Handlungs-

fähigkeit Ihrer Koalition, Herr Bundeskanzler, nach-
dem Sie aus dem äußeren Raum des historischen Ge-
denkens wieder auf dem Boden der Tatsachen ange-
kommen sind - - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Fischer, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Faltlhauser? 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich komme gerade zum Schluß, Herr 
Faltlhauser. Wir besprechen das nachher gemeinsam 
à deux. 

(Zurufe von der CDU/CSU - Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl: Nein, klaren Tisch  ma

-

chen!) 

- Herr Kohl meint, ich müßte Ihnen eine Frage ge-
statten. Ich gestatte es. Allerhöchster Wi lle. 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Kollege Fi-
scher, würden Sie nach dieser ersten Freundlichkeit 
noch eine zweite Freundlichkeit besitzen, nämlich 
die, klarer- und richtigerweise festzustellen, daß ich 
in der Öffentlichkeit ebenso wie im Finanzausschuß 
darauf hingewiesen habe, daß der Finanzminister ei-
nen im Gesetzblatt stehenden Vorschlag gemacht 
hat, daß ich darauf wa rte, daß die Opposition endlich 
auch einmal einen Alternativvorschlag vorlegt, auf 
dessen Basis wir diskutieren können, und daß der Fi-
nanzminister keinerlei Veranlassung hat, parallel zur 
Debatte einen zweiten Vorschlag vorzulegen? 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nachdem wir hier jetzt schon um die 
Frage der zweiten Freundlichkeit ringen, kann ich 
Ihnen nur sagen: Sie haben mir in gemessenen Wor-
ten recht gegeben, und dafür danke ich Ihnen, Kol-
lege Faltlhauser. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD) 

Sie wissen doch so gut wie ich - ich habe hier jede 
Menge Zeitungsausschnitte mit wörtlichen Zitaten 
von Kollegen aus der F.D.P., aus der CDU und aus 
der CSU, die sich alle von diesem Entwurf absetzen -, 
daß dieser Entwurf nicht haltbar ist. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das ist doch 
alles gar nicht wahr!) 

Ich wußte nicht, daß sich daraus wirk lich eine Dis-
kussion ergibt. Die Zeit ist bei mir an dem Punkt lei-
der nicht gegeben. 

Ich komme zum Schluß - für mich ist das der ent-
scheidende Punkt -: Hier stellt sich zum erstenmal 
die Frage der Handlungs- und Reformfähigkeit die-
ser Koalition. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das sagt der richtige 
Vertreter!) 

Diese Handlungs- und Reformfähigkeit, meine Da-
men und Herren, werden Sie in Ihrer Politik der Be-
vorzugung der oberen Einkommen gegen die Kom-
munen in der sozialen Unausgewogenheit gegen die 
Opposition nicht durchbekommen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Davon können Sie ausgehen. Wir wollen eine solide 
Reform der Gemeindefinanzen. Dafür stehen wir zur 
Verfügung. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sie? Seit wann sind 
Sie denn solide?) 

Diese Grundgesetzänderung werden wir aber heute 
und auch zu einem anderen Termin ablehnen, weil 
wir sie für nicht tragbar halten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Ina Albowitz 
[F.D.P.]: Fischer und solide, da lachen ja die 

Hühner!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
nun der Abgeordnete Dr. Horst Waffenschmidt. 

Dr. Horst Waffenschmidt (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Fischer, wenn Sie einmal einen Augenblick 
zuhören, möchte ich zunächst Ihre völlig unqualifi-
zierten Angriffe gegen unseren Fraktionsvorsitzen-
den zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der hat in seiner Rede ganz klare Feststellungen 
getroffen, denen ich nur zustimmen kann. Das war 
ein sehr unqualifizierter Einstieg durch Sie. Die 
Vorwürfe gegen Wolfgang Schäuble weise ich mit 
großem Nachdruck zurück, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Nun zur Sache: Herr Kollege Fischer, daß Sie sich 
hier hinstellen und zur Entwicklung in den Gemein-
den und all diesen Fragen reden, könnte man mit 
den Worten „schlechter Scherz" ausdrücken; denn 
Sie und Ihre Parteifreunde sind doch am allermeisten 
die, die Entwicklungen in den Gemeinden und für 
die Wirtschaft behindern. Deshalb sind Sie hier der 
völlig falsche Anwalt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.  - 
Zuruf des Abg. Joseph Fischer [Frankfu rt ] 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Meine Damen und Herren, zu dem entscheiden-
den Thema der heutigen Sitzung: Herr Kollege 
Scharping, auch wenn Sie das heute morgen kriti-
siert und beklagt haben, sage ich es auch als langjäh-
riger Kommunalpolitiker und als einer, der etliche 
Jahre einen großen kommunalen Spitzenverband 
führen durfte, noch einmal: Die Änderung des 
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Grundgesetzes, um die Kommunen unmittelbar an 
der Umsatzsteuer zu beteiligen, ist eine historische 
Chance für die kommunale Selbstverwaltung in 
Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist ja nicht so, als wenn das nun plötzlich über 
Sie gekommen wäre. Das wird ja bereits jahrelang 
verhandelt. Jeder Kundige weiß, daß die Städte und 
Gemeinden sowie die kommunalen Spitzenverbände 
das in vielen Ausschüssen behandelt haben. 

Wenn ich hier heute höre, daß immer der Städtetag 
zitiert wird, dann will ich einmal einen Grundtatbe-
stand hier darlegen. Den kann niemand - auch Sie 
nicht, Herr Scharping - bestreiten. Das, was die Ko-
alition vorschlägt, und das, was der Finanzminister 
im Regierungsentwurf formuliert hat, geht im 
Schwerpunkt ganz allein auf einen Vorschlag des 
Deutschen Städtetags zurück. Das ist das Interes-
sante. Der Deutsche Städtetag hat ja selber diesen 
Vorschlag gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der FDP: Das hat der Scharping 

nie verstanden!) 

Nun ist es doch nur ein politisches Taktikspiel, 
wenn man sich hier heute hinstellt und sagt: Im Prin-
zip ist das ja alles schön, aber dies oder jenes fehlt 
uns noch. Wissen Sie, was des Rätsels Lösung ist? Sie 
gönnen der Koalition den Erfolg in dieser histori-
schen Weichenstellung nicht. Das ist der Tatbestand, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN - Ina Albowitz 
[F.D.P.]: Und die Gemeinden müssen damn

-
ter leiden!) 

Ich wi ll  Ihnen etwas sagen: Wenn wir heute das 
Grundgesetz für die Kommunen ändern können, 
dann ist allein diese Weichenstellung ein Riesener-
folg; denn wie auch immer Sie rechnen, eines steht 
fest: Die Beteiligung an der Umsatzsteuer wird den 
Städten und Gemeinden - das zeigen schon die kla

-ren Rechnungen in der Vorlage - Milliarden D-Mark 
an Mehreinnahmen bringen. Sie wissen das selbst - 
das haben Sie in x Gremien bestätigt -: Wer das ab-
lehnt, handelt gegen die Interessen der Städte und 
Gemeinden, damit gegen die Interessen der Bürger 
und damit gegen das Allgemeinwohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie sagen immer: Wir müssen aber bis zur letzten 
Gemeinde rechnen und Klarheit haben. Finanzmini-
ster und Abgeordneter Theo Waigel hat heute mor-
gen bei seiner Rede und vorher - ich war bei den Ge-
sprächen mit den Spitzenverbänden dabei - ganz 
deutlich gemacht: Es wird keine Verlierer geben! - 
Deshalb lassen Sie uns doch die Weichenstellung 
vornehmen, lassen Sie uns das Grundgesetz ändern, 
dann können wir alle Einzelheiten in diesem Sinne 
klären! Tun Sie doch nicht so, als wenn Sie nach ei

-

ner Grundgesetzänderung von der politischen Bühne 
abtreten und gar nicht mehr mitspielen würden! 

Ich will  einen Satz noch zu der Kritik sagen, die im-
mer wieder von der SPD kommt. Meine Damen und 
Herren, ich war schon im Deutschen Bundestag, als 
der SPD-Bundeskanzler Helmut Schmidt mit dem 
SPD-Finanzminister Matthöfer quasi in einer Nacht-
und-Nebel-Aktion die Lohnsummensteuer abge-
schafft hat. Sie hatten Ihre Bürgermeister noch nicht 
einmal gefragt. Die Bürgermeister mußten mühsam 
zum Kanzleramt kommen und um einen Ausgleich 
werben. 

Ich kann Theo Waigel nur loben. Ich danke zum 
Abschluß meiner Darlegungen - ich habe nur wenig 
Zeit zur Verfügung - Theo Waigel ausdrücklich da-
für, daß er sich in vielen Gesprächen mit den Städten 
und Gemeinden für diese historische Chance einge-
setzt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich richte an Sie von der SPD noch einmal den Ap-
pell, daß Sie zustimmen. Meine Damen und Herren, 
die Verweigerungshaltung werden Sie nicht l ange 
durchhalten. Wir werden jeder Stadt, jeder Ge-
meinde und jeder Region in Deutschland sagen, was 
sie mehr hätte, wenn die Kommunen an der Umsatz-
steuer beteiligt wären. Ich fordere Sie noch einmal 
auf: Stimmen Sie zu, dann tun Sie etwas Gutes für 
die Städte und Gemeinden in Deutschl and! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
der Abgeordnete Volker Kröning. 

Volker Kröning (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auf den alten kommu-
nalpolitischen Fuhrmann Herrn Waffenschmidt ist 
noch eine Antwort nötig. Nachdem Herr Schäuble 
den kooperativen Föderalismus beschworen hat, 
möchte ich auch noch ein Wort  zu den Bund-Länder-
Finanzbeziehungen sagen. 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Ent-
wurf einer Verfassungsänderung - Sie haben zu ver-
antworten, daß nur er heute Thema der Debatte ist 
und daß nur er heute einer Ablehnung anheimfällt - 
greift tief in die Finanzbeziehungen zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden ein. Dem ist keine Abstim-
mung mit den Ländern und keine Abstimmung mit 
den Gemeinden vorangegangen, die als repräsenta-
tiv und seriös gelten kann. 

Ich erinnere daran, Herr Kollege Waigel, daß Sie 
sich vor einem Jahr der Bitte Ihrer Länderkollegen 
widersetzt haben, eine gemeinsame, die Spitzen-
verbände der Gemeinden und alle Länder umfas-
sende Kommission zur Gewerbesteuerreform ein-
zusetzen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Hört! Hört!) 

Seitdem hat sich Mißtrauen aufgebaut. Der Bund 
darf sich deshalb über die Härte der Länder nicht 
wundern. Die SPD-Bundestagsfraktion ist entschlos- 
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sen, die Rechte der Gemeinden und Länder in unse-
rer Verfassungsordnung zu wahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Hauruckverfahren, das Sie wählen, ist vor al-
lem deshalb unangemessen, weil Änderungen der 
Finanzverfassung zu den sensibelsten Themen der 
Finanzpolitik gehören. 

(Otto Schily [SPD]: Sehr wahr!) 

Der Vorschlag der Regierungskoalition ist nicht so 
harmlos, wie er scheint. Er macht nur Sinn, wenn 
man die Gewerbesteuer weiter abbauen - das ist aus-
führlich erörtert worden - und sogar ganz abschaffen 
will, wie es die Koalition in zwei Stufen beabsichtigt 
und meines Wissens noch nicht widerrufen hat. Herr 
Kollege Faltlhauser hat im Finanzausschuß aus-
drücklich erklärt, bei Inangriffnahme der nächsten 
Stufe - nämlich der gänzlichen Abschaffung der Ge-
werbesteuer - bedürfe es keiner weiteren Verfas-
sungsänderung. 

Was heißt das denn? Es heißt, Gemeinden und 
Ländern wird eine Reise in eine ungewisse Zukunft 
in drei Etappen zugemutet: Übergangsregelung bis 
2000 ohne Kenntnis der Effekte für die einzelnen 
Gemeinden - darauf lege ich die Betonung -, da-
nach Beteiligung an der Umsatzsteuer ohne bere-
chenbaren Verteilungsschlüssel und dann - ja, was 
dann? 

Die Gemeinden lehnen dies ab. Um den S treit dar-
über, was der Deutsche Städtetag, der nur einer von 
mehreren kommunalen Spitzenverbänden ist, die 
das allesamt abgelehnt haben, zu entscheiden, zi-
tiere ich aus einer eindeutigen Quelle, nämlich aus 
dem Gemeindefinanzbericht 1995. Do rt  heißt es 
zwar: "Die vorgeschlagene Grundgesetzänderung ist 
zu begrüßen" ; das leugnen wir nicht. Aber es heißt 
ferner- diese Formulierung gebe ich hier zu Proto

-

koll -: 

Auch wenn angekündigt wird ..., für eine Über-
gangszeit einen vollen Ausgleich der Gewerbe-
steuerverluste sicherzustellen . . ., ist es einfach 
nicht vermittelbar, daß auf einen Großteil der 
wichtigsten Steuerquelle der Städte und Gemein-
den verzichtet werden soll, ohne zu wissen, wie 
der Ausgleich endgültig und tatsächlich dann im 
Jahre 2000 aussehen wird. 

Es wird Sie vielleicht ergötzen: Dies hat Herr Wim-
mer unterschrieben. 

Dies bedeutet - ich sehe es ganz nüchtern -: Die 
Gemeinden wollen wohl springen, aber sie wissen 
nicht, ob sie das andere Ufer erreichen. Das ist auch 
verständlich, denn der Bund kann zur Zeit nur die 
Masse, die er zum Ausgleich bereitstellen will, nicht 
aber die Verteilung angeben. Daher, Herr Kollege 
Schäuble, auch die Forderung des Vertreters des 
Deutschen Städtetages im Rechtsausschuß, den Ge-
meinden Finanzierungssicherheit kurz-, mittel- und 
langfristig zu geben. Dies widersp richt überhaupt 
nicht der Äußerung von Herrn Wimmer im Finanz-
ausschuß. Man muß nur beides zusammennehmen, 

und Herr Wimmer hatte in diesem Moment - wahr-
scheinlich nicht ganz ohne parteipolitischen Eifer - 
die  andere Hälfte der Stellungnahme des Deutschen 
Städtetages vergessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was die einzelnen Gemeinden gegenwärtig nur 
wissen, ist, daß sie in der Übergangszeit je nach Qua-
lität der örtlichen Konjunktur Anfang der 80er Jahre 
mehr oder weniger erhalten und daß dies für die 
nächsten Jahre festgeschrieben wird. Das kann bö-
ses Blut schaffen. Auch wenn die Basisjahre, wie im 
Finanzausschuß andeutungsweise gesagt worden ist, 
um 1993 erweitert werden könnten, erhalten damit 
gerade strukturschwache Regionen Steine statt Brot. 

Wenn nun gesagt wird - das hat der Bundesfinanz-
minister eingangs bereits erklärt -, das Umsatzsteuer-
aufkommen sorge für eine Überkompensation, dann 
sage ich: Schön, bloß was hat der Kämmerer in sei-
nen Büchern, wenn er in diesem Jahr seinem Rat den 
Finanzplan bis 1999 vorlegen muß? Er weiß über den 
Spitzenausgleich, den Sie nun ergänzend in Aus-
sicht stellen, nichts Präzises und nichts Verläßliches. 

Was das andere Ende angeht, so sehen wir uns 
doch abschließend noch einmal die Gegenfinanzie-
rung durch die Verschlechterung der Abschrei-
bungsbedingungen an. Die Drucksache zum Jahres-
steuergesetz zeigt auf Seite 108 zugegebenermaßen 
erfreuliche Mehreinnahmen in Milliardenhöhe bis 
1999. Aber alles, was in den ersten Jahren an Steuer-
mehreinnahmen einkommt, führt am Ende der Ab-
schreibungszeit zu Steuermindereinnahmen. Wir 
verlangen deshalb, meine Damen und Herren - auch 
das ist ein Grund dafür, daß die Sache nicht entschei-
dungsreif ist -, eine Be trachtung auf zehn Jahre. 
Wenn Sie dies verweigern, bleibt der Verdacht, daß 
Sie doch die Erhöhung der Mehrwertsteuer im Hin-
terkopf haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Doch nicht nur das Verfahren, auch die Sache be-
rührt die Länder. Sie haben nicht nur im Gesetzge-
bungsprozeß die Rechte der Gemeinden zu schützen, 
sondern sie haben auch die Finanzhoheit über die 
Gemeinden. Die Effekte, die aus der Beteiligung der 
Gemeinden an der Umsatzsteuer resultieren, sind 
bisher nicht im mindesten abschätzbar. Fachleute der 
Bremer Finanzverwaltung - ich weiß, daß ich mich 
auf sie verlassen kann - sagen mir schlicht: „Die fi-
nanziellen Auswirkungen der Reform können weder 
auf der Ebene der einzelnen Gemeinden noch auf 
der Ebene der einzelnen Länder abgeschätzt wer-
den. " 

Meine Damen und Herren der Koalition, Sie mu-
ten dem Bundesgesetzgeber zu, blind etwas zu be-
schließen, was neue Bund-Länder-Konflikte über die 
Finanzverteilung hervorrufen kann. Davon haben Sie 
eigentlich genug. Oder nicht? 

(Beifall bei der SPD) 

Seit der Verfassungsreform 1994 sind die Länder 
zumindest mit dem Bund für die Gewährleistung der 
finanziellen Eigenverantwortung der Gemeinden 
verantwortlich. Dies steht nun in einem Zusatz zu 
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Art. 28 Abs. 2 GG. Damit verträgt es sich aber nicht, 
und zwar weder im Verfahren noch in der Sache, daß 
Sie den Druck auf den kommunalen Finanzaus-
gleich erhöhen, wenn und soweit die Gemeinden die 
erhoffte Kompensation nicht erhalten. 

Doch schwerer wiegt, daß Sie die Gemeinden un-
ter dem Vorwand, Ihnen auf der Einnahmenseite zu 
helfen, auf der Ausgabenseite im Stich lassen. Einer 
der Vertreter der kommunalen Verbände hat im 
Rechtsausschuß unmißverständlich erklärt - ich darf 
noch einmal und zuletzt zitieren -: 

Die Frage einer sachgerechten Einnahmevertei-
lung kann man nur beurteilen, wenn man hinrei-
chend Verständigung über eine richtige Lasten-
verteilung im Grundgesetz erzielt hat. Das The-
ma des Art . 104 Abs. 3 umfaßt ... auch die Fremd-
bestimmung des kommunalen Bereichs durch 
Bundesgesetze. 

Darauf hat der Ministerpräsident Lafontaine im Vor-
feld dieser Debatte zu Recht nachdrücklich hinge-
wiesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gibt die Stimmung bei den Gemeinden wieder. 
Wir Sozialdemokraten verwechseln wahrhaftig kom-
munale Selbstverwaltung und Föderalismus nicht, 
aber wir nehmen die Gemeinden so ernst, daß wir 
ihre Einnahmeentwicklung an ihrer Ausgabenent-
wicklung und an den ihnen vom Gesetzgeber über-
tragenen Aufgaben und deren Erfüllung messen wol-
len. Ich frage mich, warum Sie das verweigern. Ich 
frage das nicht zuletzt die F.D.P. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben, Herr Dr. Schäuble, mit Pathos die Ge-
werbesteuerreform mit der Standortdebatte ver-
knüpft. Doch was muten Sie den Gemeinden und 
den Regionen der Bundesrepublik zu? Nach A rt. 109 
Abs. 2 GG tragen die Länder mit ihrer Haushaltswirt-
schaft - ihnen fehlt weithin das wi rtschaftspoli tische 
Instrumentarium - Mitverantwortung für das gesamt-
wirtschaftliche Gleichgewicht. 

Wie sollen Sie das leisten, wenn der Bundesgesetz-
geber Ihnen einen Torso hinstellt, wenn er seiner Ge-
samtverantwortung nicht gerecht wird? Die gleich-
zeitige und gleichgewich tige Unternehmensteuer- 
und Gemeindefinanzreform, die Sie Ihrer Fraktion 
und der Öffentlichkeit noch vor Weihnachten ver-
sprochen haben, ist eine Phrase. Deshalb stimmen 
wir der Grundgesetzänderung hier und heute und 
unter diesen Prämissen nicht zu. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe damit die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. eingebrach-
ten Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes, 
Drucksachen 13/900 und 13/1313 in zweiter Lesung, 
wofür die einfache Mehrheit ausreicht. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung in zweiter Lesung zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - 
Stimmenthaltungen? - Damit ist der Gesetzentwurf 
in zweiter Beratung mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak-
tionen und der Gruppe der PDS angenommen wor-
den. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich weise darauf hin, daß 
nach Art . 79 Abs. 2 GG zur Annahme des Entwurfs 
die Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Bundestages erforderlich ist. Das sind mindestens 
448 Stimmen. 

Die Fraktion der CDU/CSU verlangt namentliche 
Abstimmung. - Ehe ich die Abstimmung eröffne, 
möchte ich darauf aufmerksam machen, daß im An-
schluß an die Abstimmung noch über Entschließun-
gen abzustimmen ist. Ich bitte also, wenn Sie an die-
sen Abstimmungen teilnehmen wollen, das Haus 
nicht zu verlassen. 

Ich eröffne die Abstimmung. - 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? - Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, wir 
haben noch über zwei Entschließungen abzustim-
men. Das können wir tun, weil der Inhalt dieser 
Entschließungen nicht von dem Ergebnis der Ab-
stimmung zur Verfassungsänderung abhängt. Ich 
habe allerdings wegen der Bedeutung einer Grund-
gesetzänderung vor, den nächsten Punkt der Tages-
ordnung erst dann aufzurufen, wenn mir das Ab-
stimmungsergebnis zu diesem Tagesordnungspunkt 
vorliegt. 

Wir setzen damit die Beratungen fo rt  und kommen 
zur Abstimmung. 

(Unruhe) 

- Darf ich einen Augenblick um Aufmerksamkeit bit-
ten? Ansonsten unterbreche ich die Sitzung. - Wir 
kommen zur Abstimmung über den Entschließungs-
antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/1346. 
Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Der Entschlie-
ßungsantrag ist mit den Stimmen der Koalition abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 13/1314. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag? - Die Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Damit ist auch dieser Entschlie-
ßungsantrag mit den Stimmen der Koalition abge-
lehnt. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 
Meine Kolleginnen und Kollegen, ich unterbreche 

jetzt die Sitzung, bis das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über die Verfassungsänderung be-
kanntgegeben werden kann. 

(Unterbrechung von 12.01 Uhr bis 12.06 Uhr) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Wir können die 
unterbrochene Sitzung fortsetzen. 

Ich gebe das von den Schriftführern und Schrift-
führerinnen ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den von den Fraktionen CDU/ 
CSU und F.D.P. eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Änderung des Grundgesetzes, Drucksachen 13/900 
und 13/1313, bekannt: Abgegebene Stimmen: 654. 
Mit Ja haben gestimmt: 337. Mit Nein haben ge-
stimmt: 317. Enthaltungen: Keine. - Damit hat der 
Gesetzentwurf die für die Annahme erforderliche 
Zweidrittelmehrheit des Deutschen Bundestages 
nicht erreicht und ist abgelehnt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 652 

ja: 	336 

nein: 	316 

Ja 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Peter Altmaier 
Anneliese Augustin 
Jürgen Augustinowitz 
Dietrich Austermann 
Heinz-Günter Bargfrede 
Franz Peter Basten 
Dr. Wolf Bauer 
Brigitte Baumeister 
Meinrad Belle 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Hans-Dirk Bierling 
Dr. Joseph-Theodor Blank 
Renate Blank 
Dr. Heribert Blens 
Peter Bleser 
Dr. Norbert Blüm 
Friedrich Bohl 
Dr. Maria Böhmer 
Jochen Borchert 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
Wolfgang Bosbach 
Dr. Wolfgang Bötsch 
Klaus Brähmig 
Rudolf Braun (Auerbach) 
Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Klaus Bühler (Bruchsal) 
Dankward Buwitt 
Manfred Carstens (Emstek) 
Peter H. Carstensen 

(Nordstrand)  

Wolfgang Dehnel 
Hubert  Deittert 
Gertrud Dempwolf 
Albert  Deß 
Renate Diemers 
Wilhelm Dietzel 
Werner Dörflinger 
Hansjürgen Doss 
Dr. Alfred Dregger 
Maria Eichhorn 
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Heinz Dieter Eßmann 
Horst Eylmann 
Anke Eymer 
Ilse Falk 
Dr. Kurt  Faltlhauser 
Jochen Feilcke 
Dr. Karl H. Fell 
Ulf Fink 
Dirk Fischer (Hamburg) 
Klaus Francke (Hamburg) 
Herbert  Frankenhauser 
Dr. Gerhard Friedrich 
Erich G. Fritz 
Hans-Joachim Fuchtel 
Michaela Geiger 
Norbert Geis 
Dr. Heiner Geißler 
Michael Glos 
Wilma Glücklich 
Dr. Reinhard Göhner 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang Götzer 
Joachim Gres 
Kurt-Dieter Grill 
Hermann Gröhe 
Claus-Peter Grotz 
Manfred Grund 
Horst Günther (Duisburg) 
Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 

Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 

Gerda Hasselfeldt 

Rainer Haungs 
Otto Hauser (Esslingen) 
Hansgeorg Hauser 
(Rednitzhembach) 

Klaus-Jürgen Hedrich 
Manfred Heise 
Dr. Renate Hellwig 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Josef Hollerith 
Dr. Karl-Heinrich Hornhues 
Siegfried Hornung 
Heinz-Adolf Hörsken 
Joachim Hörster 
Hubert  Hüppe 
Peter Jacoby 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Helmut Jawurek 
Dr. Dionys Jobst 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Michael Jung (Limburg) 
Ulrich Junghanns 
Dr. Egon Jüttner 
Dr. Harald Kahl 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Peter Keller 
Eckart  von Klaeden 
Dr. Bernd Klaußner 
Hans Klein (München) 
Ulrich Klinkert 
Dr. Helmut Kohl 
Hans-Ulrich Köhler 

(Hainspitz) 
Manfred Kolbe 
Norbert  Königshofen 
Eva-Maria Kors 
Hartmut Koschyk 
Manfred Koslowski 
Thomas Kossendey 
Rudolf Kraus 
Wolfgang Krause (Dessau) 
Andreas Krautscheid 
Arnulf Kriedner 
Heinz-Jürgen Kronberg 
Dr.-Ing. Paul Krüger 
Reiner Krziskewitz 
Dr. Hermann Kues 
Werner Kuhn 
Dr. Karl A. Lamers 
(Heidelberg) 

Karl Lamers 
Dr. Norbert  Lammert  
Helmut Lamp 
Armin Laschet 
Herbert  Lattmann 
Dr. Paul Laufs 
Karl-Josef Laumann 
Werner Lensing 
Christian  Lenzer 
Peter Letzgus 
Editha Limbach 
Walter Link (Diepholz) 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus W. Lippold 

(Offenbach) 
Dr. Manfred Lischewski 
Wolfgang Lohmann 

(Lüdenscheid) 
Julius Louven 
Sigrun Löwisch 

Heinrich Lummer 
Dr. Michael Luther 
Erich Maaß (Wilhelmshaven 
Dr. Dietrich Mahlo 
Erwin Marschewski 
Günter Marten 
Dr. Martin Mayer 
(Siegertsbrunn) 

Wolfgang Meckelburg 
Rudolf Meinl 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Friedrich Merz 
Rudolf Meyer (Winsen) 
Hans Michelbach 
Meinolf Michels 
Dr. Gerd Müller 
Elmar Müller (Kirchheim) 
Engelbert Nelle 
Bernd Neumann (Bremen) 
Johannes Nitsch 
Claudia Nolte 
Dr. Rolf Olderog 
Friedhelm Ost 
Eduard Oswald 
Norbert  Otto (Erfurt) 
Dr. Gerhard Päselt 
Dr. Peter Paziorek 
Hans-Wilhelm Pesch 
Ulrich Petzold 
Anton Pfeifer 
Angelika Pfeiffer 
Dr. Gero Pfennig 
Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Dr. Winfried Pinger 
Ronald Pofalla 
Dr. Hermann Pohler 
Ruprecht Polenz 
Marlies Pretzlaff 
Dr. Albert Probst 
Dr. Bernd Protzner 
Dieter Pützhofen 
Thomas Rachel 
Hans Raidel 
Dr. Peter Ramsauer 
Rolf Rau 
Helmut Rauber 
Peter Harald Rauen 
Otto Regenspurger 
Christa Reichard (Dresden) 
Klaus Dieter Reichardt 
(Mannheim) 

Dr. Bertold Reinartz 
Erika Reinhardt 
Hans-Peter Repnik 
Roland Richter 
Roland Richwien 
Dr. Norbert Rieder 
Dr. Erich Riedl (München) 
Klaus Riegert 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Hannelore Rönsch 
(Wiesbaden) 

Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Dr. Klaus Rose 
Kurt  J. Rossmanith 
Adolf Roth (Gießen) 
Norbert  Röttgen 
Dr. Christian Ruck 
Volker Rühe 
Dr. Jürgen Rüttgers 
Roland Sauer (Stuttgart) 
Ortrun Schätzle 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Hartmut Schauerte 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 36. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. Mai 1995 	2853 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 
Heinz Schemken 
Karl-Heinz Scherhag 
Gerhard Scheu 
Norbert  Schindler 
Dietmar Schlee 
Ulrich Schmalz 
Bernd Schmidbauer 
Christian Schmidt (Fürth) 
Dr.-Ing. Joachim Schmidt 
(Halsbrücke) 

Andreas Schmidt (Mülheim) 
Hans-Otto Schmiedeberg 
Hans Peter Schmitz 

(Baesweiler) 
Michael von Schmude 
Birgit Schnieber-Jastram 
Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Rupert  Scholz 
Reinhard Freiherr 
von Schorlemer 

Dr. Erika Schuchardt 
Wolfgang Schulhoff 
Dr. Dieter Schulte (Schwä

-

bisch Gmünd) 
Gerhard Schulz (Leipzig) 
Frederick Schulze 
Diethard Schütze (Berlin) 
Clemens Schwalbe 
Dr. Christian Schwarz

-

Schilling 
Wilhelm-Josef Sebastian 
Horst Seehofer 
Wilfried Seibel 
Heinz-Georg Seiffert 
Rudolf Seiters 
Johannes Se lle 
Bernd Siebert 
Jürgen Sikora 
Johannes Singhammer 
Bärbel Sothmann 
Margarete Späte 
Carl-Dieter Spranger 
Wolfgang Steiger 
Erika Steinbach 
Dr. Wolfgang Freiherr 
von Stetten 

Dr. Gerhard Stoltenberg 
Andreas Storm 
Max Straubinger 
Michael Stübgen 
Egon Susset 
Dr. Rita Süssmuth 
Michael Teiser 
Dr. Susanne Tiemann 
Dr. Klaus Töpfer 
Gottfried Tröger 
Dr. Klaus-Dieter Uelhoff 
Gunnar Uldall 
Wolfgang Vogt (Duren) 
Dr. Horst Waffenschmidt 
Dr. Theodor Waigel 
Alois Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Jürgen Warnke 
Kersten Wetzel 
Hans-Otto Wilhelm (Mainz) 
Gert Willner 
Bernd Wilz 
Willy Wimmer (Neuss) 
Matthias Wissmann 
Simon Wittmann 
(Tännesberg) 

Dagmar Wöhrl 
Michael Wonneberger 
Elke Wülfing 
Peter Kurt Würzbach 
Cornelia Yzer 

Wolfgang Zeitlmann 
Benno Zierer 
Wolfgang Zöller 

F.D.P. 

Ina Albowitz 
Dr. Gisela Babel 
Hildebrecht Braun 
(Augsburg) 

Günther Bredehorn 
Jörg van  Essen 
Dr. Olaf Feldmann 
Gisela Frick 
Paul K. Friedhoff 
Horst Friedrich 
Rainer Funke 
Dr. Wolfgang Gerhardt 
Joachim Günther (Plauen) 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Helmut Haussmann 
Ulrich Heinrich 
Walter Hirche 
Dr. Burkhard Hirsch 
Birgit Homburger 
Dr. Werner Hoyer 
Ulrich Inner 
Dr. Klaus Kinkel 
Detlef Kleinert (Hannover) 
Roland Kohn 
Dr. Heinrich L. Kolb 
Jürgen Koppelin 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Heinz Lanfermann 
Sabine Leutheusser

-

Schnarrenberger 
Uwe Lühr 
Jürgen W. Möllemann 
Günther Friedrich Nolting 
Dr. Rainer Ortleb 
Lisa Peters 
Dr. Günter Rexrodt 
Dr. Klaus Röhl 
Helmut Schafer (Mainz) 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
Dr. Irmgard Schwaetzer 
Dr. Hermann Otto Solms 
Dr. Max Stadler 
Carl-Ludwig Thiele 
Dr. Dieter Thomae 
Jürgen Türk 
Dr. Wolfgang Weng 
(Gerlingen) 

Nein 

SPD 

Brigitte Adler 
Gerd Andres 
Robert  Antretter 
Hermann Bachmaier 
Ernst Bahr 
Doris Barnett 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-Inglau 
Wolfgang Behrendt 
Hans Berger 
Hans-Werner Bertl 
Friedhelm Julius Beucher 
Rudolf Bindig 
Lilo Blunck 

Dr. Ulrich Böhme (Unna) 
Arne Börnsen (Ritterhude) 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 
Dr. Eberhard Brecht 
Edelgard Bulmahn 
Ursula Burchardt 
Hans Martin Bury 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Peter Conradi 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Christel Deichmann 
Karl Diller 
Dr. Marliese Dobberthien 
Peter Dreßen 
Rudolf Dreßler 
Freimut Duve 
Ludwig Eich 
Peter Enders 
Gernot Erler 
Petra Ernstberger 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
Iris Follak 
Norbert Formanski 
Dagmar Freitag 
Anke Fuchs (Köln) 
Katrin Fuchs (Verl) 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Norbert  Gansel 
Konrad Gilges 
his Gleicke 
Günter Gloser 
Dr. Peter Glotz 
Günter Graf (Friesoythe) 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Dieter Grasedieck 
Achim Großmann 
Karl-Hermann Haack 

(Extertal) 
Hans-Joachim Hacker 
Klaus Hagemann 
Manfred Hampel 
Christel Hanewinckel 
Alfred Hartenbach 
Klaus Hasenfratz 
Dr. Ingomar Hauchler 
Dieter Heistermann 
Reinhold Hemker 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Uwe Hiksch 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Stephan Hilsberg 
Gerd Höfer 
Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Frank Hofmann (Volkach) 
Ingrid Holzhüter 
Erwin Horn 
Eike Hovermann 
Lothar Ibrügger 
Wolfgang Ilte 
Barbara Imhof 
Brunhilde Irber 
Gabriele Iwersen 
Renate Jager 
Jann-Peter Janssen 
Ilse Janz 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 

Ernst Kastning 
Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Siegrun Klemmer 
Hans-Ulrich Klose 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Fritz Rudolf Körper 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Thomas Krüger 
Horst Kubatschka 
Eckart Kuhlwein 
Konrad Kunick 
Christine Kurzhals 
Dr. Uwe Küster 
Werner Labsch 
Brigitte Lange 
Detlev von Larcher 
Waltraud Lehn 
Robert  Leidinger 
Klaus Lennartz 
Dr. Elke Leonhard 
Christa Lörcher 
Erika Lotz 
Dr. Christine Lucyga 
Dieter Maaß (Herne) 
Winfried Mante 
Ulrike Mascher 
Christoph Matschie 
Ingrid Matthäus-Maier 
Heide Mattischeck 
Markus Meckel 
Ulrike Mehl 
Herbert  Meißner 
Angelika Mertens 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Ursula Mogg 
Siegmar Mosdorf 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Jutta Müller (Völklingen) 
Christian  Müller (Zittau) 
Kurt  Neumann (Berlin) 
Volker Neumann (Bramsche) 
Gerhard Neumann (Gotha) 
Dr. Edith Niehuis 
Dr. Rolf Niese 
Doris Odendahl 
Günter Oesinghaus 
Leyla Onur 
Manfred Opel 
Adolf Ostertag 
Kurt Palis 
Albrecht Papenroth 
Dr. Willfried Penner 
Dr. Martin Pfaff 
Georg Pfannenstein 
Dr. Eckhart Pick 
Joachim Poß 
Rudolf Purps 
Hermann Rappe 

(Hildesheim) 
Karin Rehbock-Zureich 
Margot von Renesse 
Renate Rennebach 
Otto Reschke 
Bernd Reuter 
Dr. Edelbert Richter 
Günter Rixe 
Reinhold Robbe 
Gerhard Rübenkönig 
Dr. Hansjörg Schäfer 
Gudrun Schaich-Walch 
Dieter Schanz 
Rudolf Scharping 



2854 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 36. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. Mai 1995 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 
Bernd Scheelen 
Dr. Hermann Scheer 
Siegfried Scheffler 
Horst Schild 
Otto Schily 
Dieter Schloten 
Günter Schluckebier 
Horst Schmidbauer 

(Nürnberg) 
Ursula Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Regina Schmidt-Zadel 
Heinz Schmitt (Berg) 
Dr. Emil Schnell 
Walter Schöler 
Ottmar Schreiner 
Gisela Schröter 
Dr. Mathias Schubert 
Richard Schuhmann 

(Delitzsch) 
Reinhard Schultz 
(Everswinkel) 

Volkmar Schultz (Köln) 
Ilse Schumann 
Dr. R. Werner Schuster 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Ernst Schwanhold 
Rolf Schwanitz 
Bodo Seidenthal 
Lisa Seuster 
Horst Sielaff 
Erika Simm 
Johannes Singer 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
Wieland Sorge 
Wolfgang Spanier 
Dr. Dietrich Sperling 
Jörg-Otto Spiller 
Antje-Marie Steen 
Ludwig Stiegler 
Dr. Peter Struck 
Joachim Tappe 
Jörg Tauss 
Dr. Bodo Teichmann 
Jella Teuchner 
Dr. Gerald Thalheim 
Wolfgang Thierse 
Dietmar Thieser 
Franz Thönnes 
Uta Titze-Stecher 
Adelheid Tröscher 
Hans-Eberhard Urbaniak 
Siegfried Vergin 
Günter Verheugen 
Ute Vogt (Pforzheim) 
Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
Josef Vosen 
Hans Georg Wagner 
Hans Wallow 
Dr. Konstanze Wegner 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Matthias Weisheit 
Gunter Weißgerber 
Gert  Weisskirchen (Wiesloch) 
Jochen Welt 
Hildegard Wester 
Lydia Westrich 
Inge Wettig-Danielmeier 
Dr. Norbert Wieczorek 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Dieter Wiefelspütz 

Berthold Wittich 
Dr. Wolfgang Wodarg 
Verena Wohlleben 
Heide Wright 
Uta Zapf 
Dr. Christoph Zöpel 
Peter Zumkley 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Gila Altmann (Aurich) 
Elisabeth Altmann 
(Pommelsbrunn) 

Marieluise Beck (Bremen) 
Volker Beck (Köln) 
Angelika Beer 
Annelie Buntenbach 
Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uschi Eid 
Andrea Fischer (Berlin) 
Joseph Fischer (Frankfurt) 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Ulrike Höfken-Deipenbrock 
Michaele Hustedt 
Monika Knoche 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Steffi Lemke 
Vera Lengsfeld 
Dr. Helmut Lippelt 
Oswald Metzger 
Winfried Nachtwei 
Christa Nickels 
Cern  özdemir 
Gerd Poppe 
Simone Probst 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Halo Saibold 
Christine Scheel 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Rezzo Schlauch 
Albert  Schmidt (Hitzhofen) 
Wolfgang Schmitt 

(Langenfeld) 
Waltraud Schoppe 
Werner Schulz (Berlin) 
Rainder Steenblock 
Marina Steindor 
Christian Sterzing 
Manfred Such 
Dr. Antje Vollmer 
Helmut Wilhelm (Amberg) 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

PDS 

Wolfgang Bierstedt 
Petra Bläss 
Maritta Böttcher 
Eva Bulling-Schröter 
Heinrich Graf von Einsiedel 
Dr. Ludwig Elm 
Dr. Dagmar Enkelmann 
Dr. Ruth Fuchs 
Dr. Gregor Gysi 
Dr. Uwe-Jens Heuer 
Stefan Heym 
Dr. Barbara Höll 
Dr. Willibald Jacob 
Ulla Jelpke 
Gerhard Jüttemann 
Dr. Heidi Knake-Werner 

Rolf Köhne 
Rolf Kutzmutz 
Andrea Lederer 
Dr. Christa Luft 
Heidemarie Lüth 
Dr. Günther Maleuda 
Manfred Müller (Berlin) 

Rosel Neuhäuser 
Dr. Uwe-Jens Rössel 
Christina Schenk 
Steffen Tippach 
Klaus-Jürgen Warnick 
Dr. Winfried Wolf 
Gerhard Zwerenz 

Herr Kollege Glos, vielleicht könnten Sie Ihre Un-
terredung beenden. Wir wollten, wenn Sie einver-
standen sind, in der Tagesordnung fortfahren. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Uwe Jens, Hans Berger, Hans Martin Bury, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung des Rechts der Industrie- und Han-
delskammern 

- Drucksache 13/384 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abge-
ordneten Ernst Schwanhold das Wort. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir debattieren 
heute über einen Entwurf zur Änderung des Bei-
tragsrechts der Industrie- und Handelskammern. 
Ich kann mich noch sehr gut erinnern, daß die Bun-
desregierung am 12. November 1992 hier im Hause 
die damalige Änderung des Rechtes als einen „Bei-
trag zur Gerechtigkeit" gefeiert hat. Sie hat damals, 
im November 1992, gehofft, daß diese Art von Ge-
rechtigkeit bei den kleinen Gewerbetreibenden und 
Mittelständlern lautlos und geräuschlos hingenom-
men würde. Diese Hoffnung war trügerisch, Herr 
Kolb, und das ist auch gut so. 

Die mittelständische Wirtschaft ist es ja gewohnt, 
von Ihnen wenig mit Taten unterstützt, dafür mit gu-
ten Worten abgespeist zu werden. Doch was Sie mit 
der damaligen Änderung ange richtet haben, werden 
Sie kaum wieder einfangen können; ich begrüße das. 
Sie haben nämlich Spuren hinterlassen, die dazu füh-
ren, daß diejenigen, die am lautesten nach Deregu-
lierung rufen und für sich selbst in hohem Ausmaß 
Regulierung beanspruchen, völlig verunsichert sind 
und ihre bisherigen Positionen aufgeben. Dies ist 
sehr gut. 

(Beifall bei der SPD) 

Man  kann nicht für sich selbst den Hort der Einnah-
men und den Hort des Friedens fordern und allen an

-deren vorwerfen, daß sie zu sehr regulieren und da-
mit andere Interessen wahrnehmen würden, die 
nicht den eigenen - regulie rten - Interessen entspre-
chen. 
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hinnahmen, einen Beitrag zur IHK zu zahlen, stellen 
heute die Frage, ob die Leistungen, die die Industrie- 
und Handelskammern ihnen bieten, eigentlich im 
Verhältnis zu ihrer Beitragszahlung stehen. 

Das hat zu einem Prozeß geführt, der bedarfs- und 
nachfrageorientiert zu einer Verbesserung der Situa-
tion führt. Das ist zu begrüßen. Aber - auch das muß 
hinzugefügt werden - die Verschiebungen, die Sie 
mit diesem Gesetzgebungsverfahren vorgenommen 
haben - daß die Großunternehmen bei ihrem Beitrag 
durch die Umlage entlastet werden und der kleine 
Gewerbetreibende mit einem Einkommen von 10 000 
DM oder 15 000 DM aus der Gewerbetätigkeit 80 DM 
oder 120 DM Beitrag zahlt und damit die Großunter-
nehmen subventioniert -, wird die Gesellschaft nicht 
hinnehmen. Wir werden den kleinen Gewerbetrei-
benden helfen, daß sie davon befreit werden. 

(Beifall bei der SPD - Ing rid Matthäus

-

Maier [SPD]: Das wollten die jetzt beim 
Grundgesetz noch einmal machen!) 

Am liebsten würden nämliche viele dieser Unter-
nehmen den IHKs den Rücken kehren und austreten. 
Wenn sie die Möglichkeit hätten, durch Kündigung 
abzustimmen, würden sie das ohne Zögern tun. Sie 
beurteilen vielerorts auch die Leistungen schlecht. 

Meine Damen und Herren, Sie gefährden gerade 
eine Institution - das besitzt schon ein gewisses Maß 
an doppelsinniger Ironie -, die Sie zu verteidigen vor-
gegeben haben. Noch nie war der Unmut über die 
Industrie- und Handelskamme rn  so groß; noch nie 
hatte diese Regierung ihren Kredit bei den Mittel-
ständlern so stark verspielt, wie sie es zur Zeit gerade 
dabei ist zu tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 

Dummes Geschwätz!) 

- Reden Sie einmal mit denen! 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das mache ich ständig!) 

Lassen Sie sich nicht dadurch täuschen, daß die aus 
Angst, daß Sie aus dem Bundestag f liegen und Kohl 
nicht mehr Kanzler ist, Ihnen am Wahltag Ihre 
Stimme geben! Nur das ist der Punkt, mit dem Sie 
über die Runden zu kommen versuchen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Ing rid 
Matthäus-Maier [SPD]: Damit ist es auch 
vorbei! - E rnst Hinsken [CDU/CSU]: Kol

-

lege Schwanhold, das ist mehr als 
schwach!) 

- Entschuldigung, genau so kommen Sie über die 
Runden. Das muß man  Ihnen auch einmal sagen. Wir 
werden uns am Sonntagabend außerordentlich ge-
nüßlich anschauen, wie viele in Nordrhein-Westfalen 
von Ihnen die Lösung der Probleme erwarten und 
wie viele der SPD zutrauen, die Probleme dieses 
Staates zu lösen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wollte das eigentlich gar nicht in dieser Schärfe 
machen, weil es um eine Beitragsregelung geht und 
auch um Aufgaben, die Industrie- und Handelskam-
mern wahrzunehmen haben, die eigentlich der Staat 
wahrzunehmen hätte. Deshalb will ich zu der ruhi-
gen Form der Auseinandersetzung zurückkehren. 

Im November 1992 haben Sie Regelungen des 
Rechts der Industrie- und Handelskammern  gefun-
den, die diese Diskussion ausgelöst haben. Es ist ein 
bemerkenswerter Zufall, daß Dr. Eberhard Hamer, 
Leiter des Mittelstands-Ins tituts Niedersachsens, ge-
sagt hat: 

Es ist schon originell, daß nun die SPD sich auf 
die Seite des Mittelstandes schlagen muß, weil 
die F.D.P. diesen erneut belasten und die CDU 
dies nicht verhindern will . 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Daß das ein Schwachsinn ist, wissen Sie!) 

Genau darum geht es im Kern. Die CDU hat mit 
ihrem damaligen Gesetzentwurf den Mittelstand bis 
hinunter zum Kleinstgewerbetreibenden belastet. 
Ihre Begründung war, es müsse größere Beitragsge-
rechtigkeit beim Aufkommen der Indust rie- und 
Handelskammern herrschen. 

Soweit wäre Ihre Argumentation noch einsichtig 
gewesen. Daß Sie mit dieser Belastung aber bei juri-
stischen Personen schon ganz früh, ab der ersten 
Mark Gewinn, einsetzen und bei natürlichen Perso-
nen nur einen Freibetrag von 15 000 DM gewähren, 
ist wenig verständlich. Schließlich kann auch das 
Prinzip der Leistungsfähigkeit Freibeträge akzeptie-
ren. Daß Sie aber mit dem gleichen Gesetzentwurf, 
der der Beitragsgerechtigkeit und der gleichmäßige-
ren Verteilung der Beitragslast dienen sollte, Unter-
nehmen, und zwar große Unternehmen, entlastet ha-
ben, indem Sie die Gewerbekapitalsteuer herausge-
nommen haben, ist völlig unverständlich. 

Das Ergebnis dieses Vorgehens ist, daß es viele 
große Unternehmen gibt, die, weil sie vorüberge-
hend rote Zahlen schreiben, keinen Beitrag oder nur 
Mindestbeiträge zahlen. Jedoch der Kioskbesitzer an 
der Ecke, der es sich nicht leisten kann, vorüberge-
hend rote Zahlen zu schreiben, weil ihm das nämlich 
das Unternehmen kosten würde, zahlt fleißig Bei-
träge an die IHK. Das kann doch nicht richtig sein. 

(Zuruf des Abg. E rnst Hinsken [CDU/CSU]) 

- Sie kennen die vielen B riefe, die wir bekommen ha-
ben, Herr Hinsken. 

Ich kenne Ihre Argumenta tion. Sie meinen, daß ge-
rade die kleinen Unternehmen die Beratung bei den 
Industrie- und Handelskammern in besonderem 
Ausmaß in Anspruch nehmen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Wie, der 
Hinsken hat dem zugestimmt? Das ist un

-

glaublich! - Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Der 
zahlt sogar!) 

Ich kann mir das für meine Person auch sehr lebhaft 
vorstellen. Es ist aber auch genau richtig, daß sich 
die Industrie- und Handelskammern  als Dienstleister 
von Existenzgründern und von kleinen Unternehmen 
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verstehen und dieses auch mit Perspektive auf 
Wachstum machen, ohne daß sie das in Mark und 
Pfennig von der ersten Sekunde ab abgegolten be-
kommen. Man könnte sich auch fragen, ob eine 
dienstleistungsbezogene Beitragsfindung nicht das 
gerechtere Entlohnungssystem wäre. Merken Sie ei-
gentlich, meine Damen und Herren, wie absurd die 
Argumenta tion ist, die Sie sich bezüglich der Verän-
derung aufgebaut haben? 

Nun gut, Sie haben Schaden angerichtet; das kann 
geschehen, weil vielleicht auch Sie, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen von den Regierungsfraktionen, 
dieser Bundesregierung auf den Leim gegangen 
sind. Das haben wir ja bei der Aufgabe der Kriterien 
für die Regionalförderung kürzlich drastisch erlebt. 
Die Äußerungen insbesondere aus Ihren Reihen zu 
dem Berliner Wirtschaftsminister, der vorgibt, Wirt-
schaftsminister für die Bundesrepublik insgesamt zu 
sein, lassen Parallelen erkennen. 

Heute gibt Ihnen die SPD-Bundestagsfraktion Ge-
legenheit, diesen Schaden zu reparieren. Helfen Sie 
mit, auf der Basis unseres Gesetzes die schlimmsten 
Auswüchse zu korrigieren! Unsere Vorstellung ist, im 
unteren Bereich die ganz Kleinen zu entlasten, dafür 
oben etwas mehr zu nehmen. 

Die Einbeziehung sehr kleiner Betriebe in die Bei-
tragspflicht hat zu einer drastischen Erhöhung der 
Kosten geführt, die von der Bundesregierung in an-
deren Bereichen immer wieder hef tig beklagt wer-
den. Da in zugegebenermaßen ex tremen Einzelfällen 
diese Belastung durch die Beitragssteigerung von 
150 DM auf 2 500 DM bzw. von 50 DM auf 2 000 DM 
pro Jahr völlig unangemessen ist, ist auch hier eine 
Korrektur unabwendbar. 

Mit der Gesetzesänderung sollen vor allem die 
kleinen Unternehmen entlastet bzw. von der Bei-
tragszahlung befreit werden. Durch eine Begrenzung 
der Beitragshöhe erfolgt eine wesentliche Entla-
stung. 

Übrigens werden die am Ende, wenn ihre Einkom-
menssituation wirklich so schlecht ist, wieder bei den 
Gemeinden auflaufen und Wohngeld kassieren. Wir 
werden in dieser Höhe einen Sozialtransfer haben 
und im Grunde genommen die IHK-Beiträge aus 
dem allgemeinen Steueraufkommen subventionie-
ren. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das ist ja 
ganz verrückt!) 

Mit der Gesetzgebung sollen vor allem kleine Selb-
ständige entlastet werden. Konkret geschieht dies 
durch die Einführung eines Freibetrags für alle Un-
ternehmen und durch eine Kappung der Beitrags-
höhe für kleine und mittlere Gewerbebetriebe. 

Für alle Gewerbetreibenden würde gelten, daß sie 
bis zu einem Gewinn aus Gewerbebetrieb von 20 000 
DM von allen Beiträgen, also Grundbeitrag und Um-
lage, befreit sind. Bis zu einem Gewinn aus Gewer-
bebetrieb von 36 000 DM wären sie von der Umlage 
befreit. Der Grundbeitrag darf in diesen Fällen 
120 DM nicht übersteigen. 

Natürlichen Personen und Personengesellschaften 
würde zusätzlich ein Freibetrag von 15 000 DM ein-
geräumt. Das bedeutet, daß sie bis zu einem Gewinn 
von 35 000 DM vom Grundbeitrag und bis zu einem 
Gewinn von 51 000 DM von der Umlage befreit sind. 

Eine solche Korrektur ist insbesondere deshalb 
notwendig, weil von den 83 Industrie- und Handels-
kammern in Deutschland allein 15 Kammern im Jahr 
1994 über 410 000 Beitragsbescheide mehr verschik-
ken mußten als im Jahr 1993. Dies verschlingt in aller 
Regel mehr, als sie an Einnahmen haben. 

Rechnet man diese Zahl auf alle Kammern hoch - 
einige Kammern haben ja noch nicht angepaßt -, 
sind von der Beitragserhöhung sehr viele Gewerbe-
treibende betroffen. Herr Ost, das Zeichen, das die 
Industrie- und Handelskamme rn  gesetzt haben, in-
dem sie nicht angepaßt haben, ist auf die Erkenntnis 
bei den Industrie- und Handelskammern  zurückzu-
führen, daß es sich um eine Fehlentwicklung han-
delt, die Sie eingeleitet haben. Wenn Sie schon nicht 
unserer Argumenta tion folgen, dann folgen Sie doch 
wenigstens dem realen Handeln der Industrie- und 
Handelskammern  an manchen Stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Ausgleich des entstehenden Beitragsausfalls 
für die Industrie- und Handelskammern  wird das Ge-
werbekapital wieder in die Bemessungsgrundlage 
für die Beiträge einbezogen. Dieses halten wir für 
richtig. Da sich die Industrie- und Handelskammern 
aus Beiträgen und Entgelten finanzieren, muß die Fi-
nanzierung insgesamt auf eine Finanzierung durch 
Entgelte für konkrete Leistungen umgestellt werden. 
Das ist eine richtige Tendenz, die wir begrüßen. 
Diese soll mit dem damaligen Gesetzesvorhaben 
nicht kaputtgeredet werden; deshalb auch unsere 
maßvollen Veränderungen im Bereich der Kappungs-
grenzen. 

Durch eine solche Umstellung wird der Beitrag für 
die Unternehmen von fixen Kosten auf va riable Ko-
sten umgepolt und eine unmittelbare Verbindung 
von Leistung der Kammern für ihre Mitglieder und 
tatsächlich erhaltener Leistung hergestellt, nicht für 
die Hochglanzbroschüren. 

Übrigens gibt es auch die Möglichkeit, sich bei pri-
vaten Anbietern zu bedienen und einen Preisver-
gleich für diese Dienstleistungen anzustellen. Das 
führt zu einer Kostenentlastung, die von der Wi rt

-schaft immer gefordert wird. Damit wird die Ent-
scheidungsfreiheit der Unternehmen, ob sie die 
Kammern in Anspruch nehmen oder nicht, erhöht. 
Gleichzeitig stellt die Begrenzung einen Anreiz für 
die Kammern dar, ihren Mitgliedern auch die von ih-
nen für notwendig erachteten Leistungsangebote zu 
machen. 

Das ist neu gegenüber unseren bisherigen Vor-
schlägen in dieser Sache: Sie helfen mit, das System 
umzustellen, es aber am Ende zu erhalten; denn es 
blieben Aufgaben, die wir als Staat zu lösen hätten 
und die wir uns nicht zusätzlich aufladen sollten. 
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Deswegen ist dieses System insgesamt nicht von 
vornherein in Frage zu stellen. Es ist dann in Frage 
zu stellen, wenn dieser Umstrukturierungs- und An-
passungsprozeß nicht organisiert wird. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, dieser An-
satz ist auch ein viel marktwirtschaflicherer Anreiz, 
ein deregulierender Ansatz; denn er stärkt die Ent-
scheidungsfreiheit der Mitglieder der Industrie- und 
Handelskammern, wieviel sie sich ihre Industrie- 
und Handelskammer konkret kosten lassen wollen. 
Nehmen die Mitglieder keine Leistungen in An-
spruch, bleibt es bei dem Beitrag; nehmen sie Lei-
stungen in Anspruch, kommen die Entgelte oben 
drauf. Wer Unternehmer von Fesseln und Bevormun-
dung befreien will, muß diesem Vorschlag eigentlich 
zustimmen. Denn machen wir uns nichts vor: Wenn 
wir hier keine Abhilfe schaffen, gefährden wir das 
System insgesamt. 

(Beifall bei der SPD) 

Mitgliedschaft in Form einer Pflichtmitgliedschaft 
schafft nur dann besonderen Unmut, wenn die dar-
aus auferlegten Beitragslasten drückend werden. Sie 
schafft keinen Unmut, wenn die Beitragslast bezahl-
bar ist und die zusätzlichen Leistungen honoriert 
werden. Helfen wir doch insbesondere den kleinen 
Unternehmen bei dieser drückenden Last! Zwingen 
wir die Industrie- und Handelskammern zu sparsa-
mer Haushaltsführung, zu effektivem Umgang mit 
den von ihren Mitgliedern zwangsweise erhobenen 
Beiträgen, und helfen wir insgesamt, damit das Sy-
stem zu erhalten! 

Ich finde es zwischenzeitlich mehr als erbärmlich, 
uns von denen, die im Glashaus sitzen, immer vor-
werfen zu lassen, wir wollten das Glashaus für uns 
quasi als Selbstbedienungsladen reklamieren, wäh-
rend sie selbst diesen Selbstbedienungsladen bis in 
alle Ewigkeiten festschreiben wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das hat sich in der Vergangenheit gezeigt: Der un-
genierte Zugriff in Sachen Beiträge hat nicht nur gro-
ßen Unmut bei den Mitgliedern hervorgerufen, son-
dern auch den massiven Wunsch, der Industrie- und 
Handelskammer auf Dauer den Rücken zu kehren, 
weil die Leistungen nicht adäquat gewesen sind. 

Meine Damen und Herren, es ist schon ganz inter-
essant, wenn Geschäftsführer der Industrie- und 
Handelskammern  in Vier-Augen-Gesprächen und in 
Briéfen ihrer Sorge Ausdruck geben, daß mit der von 
Ihnen im November 1992 durchgeführten Beitragsre-
form das ganze System bedroht wird. Ihre Reform ist 
ein hübsches Beispiel dafür, wie man über das Ziel 
hinausschießen kann. Statt den Kammern mit Au-
genmaß zu helfen, haben Sie ihnen einen Bären-
dienst erwiesen. Noch können Sie die Panne behe-
ben. Sie müssen bei den Beratungen in den Aus-
schüssen entscheiden, was Sie nun wollen: das Sy-
stem insgesamt gefährden oder eine Anpassung vor-
nehmen, die sinnvoll ist. 

Falls Sie als Entscheidungshilfe eine Anhörung 
brauchen, werden wir Sozialdemokraten Ihnen diese 
gerne organisieren. Sie werden Ihr blaues Wunder 
erleben. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Wie bei Wai

-

gel!) 

Worum geht es uns? Es geht uns darum, daß die 
von Ihnen ins Werk gesetzte Umverteilung von unten 
nach oben zumindest auf ein erträgliches Maß zu-
rückgeschraubt wird. Mit den Beratungen dieses Ge-
setzentwurfes werden Sie beweisen müssen, ob Sie 
in der Lage sind, Ihren netten Worten für den Mittel-
stand auch tatsächlich Taten folgen zu lassen. Wir ge-
ben Ihnen Gelegenheit dazu. Ich finde, Professor Ha-
mer hat recht: Das ist o riginell. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
der Abgeordnete E rnst Hinsken. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Schwanhold, wenn Sie meinen, hier sei das Parla-
ment der Bundesregierung auf den Leim gegangen, 
dann würde das in gleicher Weise auch auf den Bun-
desrat zutreffen. Ich möchte gleich eingangs meiner 
Rede erwähnen, daß der gesamte Bundesrat der da-
mals gefundenen Gesetzgebung einstimmig zuge-
stimmt hat. Ich glaube, Sie wissen genauso wie ich, 
daß im Bundesrat nicht nur CDU-/CSU-Mitglieder 
sitzen, sondern auch Kollegen aus Ihrer Partei. 

Ich möchte Ihnen, Herr Schwanhold, widerspre-
chen. Sie haben gesagt: Wir brauchen eine Anhö-
rung. Eine Anhörung brauche ich dann, wenn ich et-
was wissen möchte, was ich normalerweise nicht er-
fahren kann. Wenn ich mich aber hier unmittelbar 
vor Ort erkundige, um das eine oder andere in Erfah-
rung zu bringen, dann, meine ich, kann ich daraus 
schöpfen, Konsequenzen ziehen und dies ins Parla-
ment mit einbringen, um dann eine Diskussion so zu 
bestreiten, wie sie heute auf Grund des Tagesord-
nungspunktes, den Sie ja mit angesetzt haben, not-
wendig und erforderlich ist. 

Warum haben wir dieses Gesetz damals überhaupt 
novelliert? 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das fragen 
wir uns auch!) 

- Damals waren Sie nicht dabei, Frau Matthäus-
Maier. Damals haben Sie meine Rede nicht gehört, 
sonst wüßten Sie es. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Selbstver

-

ständlich, ich bin immer dabei!) 

Das alte Beitragsrecht hatte nämlich dazu geführt, 
daß von den ca. 1,5 Millionen nicht im Handelsregi-
ster eingetragenen kammerzugehörigen sogenann-
ten Kleingewerbetreibenden 1,1 Millionen über- 
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haupt keinen Beitrag und die restlichen 400 000 nur 
den ermäßigten Grundbeitrag zu zahlen hatten. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das habe ich 
doch gerade gesagt!) 

Die Rechtsprechung sah in der Befreiung von ca. 
60 % der Kammerzugehörigen von jeglicher Beitrags-
zahlung einen Verstoß gegen das Prinzip der Bei-
tragsgerechtigkeit. Das Bundesverwaltungsgericht 
hatte mit Urteil vom 26. Ju li  1990 darauf hingewie-
sen, daß die Gewerbesteuermeßbeträge um so weni-
ger den entscheidenden Maßstab für die Mitglieds-
beiträge einer Kammer bilden können, je  mehr die 
Gewerbesteuer aus wirtschaftspoli tischen Gründen 
auf die größeren Unternehmen verlagert wird. Des-
halb sind die Kammern seinerzeit an den Gesetzge-
ber, an uns, herangetreten, um eine Änderung her-
beizuführen. Wir sind diesem Wunsch nachgekom-
men. 

Darüber hinaus stellt es auch - so das Bundesver-
waltungsgericht - einen Verstoß gegen das Gleich-
behandlungsgebot des Art. 3 des Grundgesetzes dar, 
wenn ein im Handelsregister eingetragenes Unter-
nehmen mit einem jährlichen Ertrag von 300 000 DM 
ca. 1 500 DM Beitrag an  die IHK zu entrichten hatte, 
während ein im Handelsregister nicht eingetragener 
Kammerzugehöriger mit demselben Ertrag nur den 
ermäßigten Grundbeitrag in Höhe von 75 bis 100 DM 
zu zahlen hatte. 

Die Beitragsneuregelung war also aus Rechtsgrün-
den und zur Herstellung von mehr Beitragsgerech-
tigkeit erforderlich und nicht etwa, um den Industrie- 
und Handelskammern mehr Einnahmen zu verschaf-
fen. Tatsächlich sind auch die Haushaltsvolumina der 
Kammern, die das neue Beitragsrecht bereits einge-
führt haben - das sind 50 von insgesamt 69 Indusrie-  
und Handelskammern  -, in den alten Bundesländern 
unverändert geblieben. 

Ich bitte auch darauf Wert zu legen, daß nicht in 
allen Kammern, Frau Matthäus-Maier, dieses bereits 
umgesetzt ist. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Die ignorieren Ihr 
Gesetz, weil sie es für Quatsch halten!) 

Hier sind die einzelnen Vollversammlungen gefor

-

dert, Beschlüsse zu fassen und das dann umzusetzen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD ] : Aber denken 
Sie an  all  die kleinen Unternehmen in Ost

-

deutschland!) 

- Fragen Sie mich doch! Sonst geht mir das von der 
Redezeit ab. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das werden 
Sie überleben!) 

Die Kammern in den neuen Bundesländern wer-
den dem neuen Recht erst nach Ablauf der Ober-
gangsfrist am 31. Dezember 1997 unterworfen. 

Meine Damen und Herren, in der politischen wie 
öffentlichen Diskussion über das neue Beitragsrecht 
wird oftmals verallgemeinernd wie irreführend von 
Beitragserhöhungen der IHKs gesprochen. An Hand 

des Beispiels meiner Industrie- und Handelskammer, 
der für Niederbayern, die das neue Beitragsrecht ab 
1. Januar 1996 einführen wi ll , möchte ich verdeutli-
chen, daß dies an den Realitäten vorbeigeht. 

Für 12 000 Gewerbetreibende - das sind immerhin 
ca. 95 % der bisherigen Beitragszahler - soll auf 
Grund der Erweiterung des Kreises der Beitrags-
pflichtigen der Grundbeitrag gesenkt werden. Von 
einer „Umverteilung von oben nach unten", wie oft-
mals, so auch heute wieder von Ihnen, Herr Schwan-
hold, behauptet wird, 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Völlig zu Recht!) 

kann demzufolge überhaupt keine Rede sein. 

Ich bestreite nicht, daß es dabei auch einige Pro-
blemfälle gibt, die es zu besei tigen gilt. 

(Ernst Schwanhold [SPD ] : Oh, das ist doch 
etwas ganz Neues!) 

Aber wenn als Beispiel für die angebliche Ungerech-
tigkeit des neuen Beitragssystems Antiquitätenhänd-
ler oder Immobilienmakler angeführt werden, die 
jetzt einen jährlichen Kammerbeitrag von 2 000 DM 
zu zahlen haben, so hinken diese Beispiele. 

Durchleuchten wir doch diese Fälle einmal etwas 
näher: Wer 2 000 DM im Jahr als Beitrag an die Indu-
strie- und Handelskammer abführt, muß einen Ge-
werbeertrag von mehr als 500 000 DM erzielt haben. 
Wenn ein Betroffener eines solchen Berufszweiges 
bisher z. B. nur 100 oder 200 DM im Jahr zahlte, 
dann lassen sich hier durchaus 1 000 oder 2 000 % 
Beitragserhöhung errechnen, mit denen man  dann - 
wie eben wieder geschehen und wie Sie das draußen 
unmittelbar vor Ort immer machen - Stimmung zu 
erzeugen versucht. Aber hier von sozialen Härtefäl-
len zu reden, halte ich vor diesem Hintergrund für 
undiskutabel. Auch und gerade Sie, meine Damen 
und Herren von der SPD, die immer wieder für eine 
stärkere Belastung der Besserverdienenden eintre-
ten, müßten doch eigentlich begrüßen, daß auch 
diese Gewerbetreibenden durch die Gesetzesnovelle 
von 1992 zur Beitragszahlung herangezogen werden. 
Es ist dies ein Stück Gerechtigkeit. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das ist das ein

-

zige Stückchen Gerechtigkeit!) 

Soweit es sich wirklich um Kleingewerbetrei-
bende handelt, die neu in die Beitragspflicht einbe-
zogen werden und einen Gewinn von unter 15 000 
DM ausweisen, be trägt der Jahresbeitrag in der Re-
gel weniger als 100 DM - bei meiner Kammer z. B. 
sind es 90 DM -, die zudem noch steuerlich als Ge-
schäftsausgabe absetzbar sind. Also, Emotionen, zu 
wecken ist fehl am Platze. Vergessen wir eines nicht: 
Wenn ich Mitglied in einem Sportverein bin, dann 
zahle ich einen Mindestbeitrag von 10 DM monat-
lich; das sind 120 DM im Jahr. Das ist mehr, als in 
diesem Fall seitens der Kammern den einzelnen klei-
nen Gewerbetreibenden abverlangt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ernst Schwan

-

hold [SPD]: Selbst bei Bayern München be

-

trägt der Jahrersbeitrag nur 80 DM, Herr 
Hinsken!) 
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Häufig wird von denjenigen Kammerzugehörigen, 

die nunmehr erstmals zu Beitragszahlungen heran-
gezogen werden, der Einwand vorgebracht, sie hät-
ten die Leistungen der Kammer nie in Anspruch ge-
nommen. Das kann individuell so sein. Aber die Auf-
gabenstellung ist größer. IHKs sind Körperschaften 
des öffentlichen Rechts; sie erfüllen übertragene 
Aufgaben des Staates. Zudem wird der Staat bei 
Wirtschaftsförderungsmaßnahmen beraten und un-
terstützt, um so für seine Vorgaben auf wirtschaftli-
chem Gebiet ein möglichst hohes Maß an Sachnähe 
und Richtigkeit zu haben. Selbst wenn es zuträfe, 
daß ein kammerzugehöriges Unternehmen nie eine 
Leistung der Kammer, z. B. die in der Pra xis so wich-
tige Unabkömmlichkeitsbescheinigung nach dem 
Wehrpflichtrecht, in Anspruch genommen hätte, die 
ihm sichtbar und meßbar einen einzelwirtschaftli-
chen Vorteil gebracht hätte, so hat es mit Sicherheit 
von den vielfachen, von dem Unternehmen vielleicht 
nicht wahrgenommenen Leistungen profitiert, die 
die Kammern bei der Vertretung gesamtwirtschaftli-
cher Interessen, z. B. in der Steuer- und Verkehrspo-
litik, oder im Rahmen der Wi rtschaftsförderung, z. B. 
bei der Berufsbildung, der Regionalpolitik, der Be-
kämpfung unlauteren Wettbewerbs usw., für die 
Wirtschaft des jeweiligen Kammerbereichs erbracht 
haben. 

Im übrigen sind IHKs eben keine Interessenvertre-
ter wie die Verbände, sondern im Interesse der Wi rt

-schaft Partner, Berater und Helfer des Staates und 
seiner Einrichtungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso ist es! - 
Ernst  Schwanhold [SPD]: Das wird ja auch 

nicht in Frage gestellt!) 

Lassen Sie mich zu dem vorliegenden Gesetzent-
wurf noch folgendes sagen. Grundsätzlich möchte 
ich bemerken, daß ich die Ini tiative der SPD für völ-
lig verfrüht halte. Das neue IHK-Gesetz ist nicht ein-
mal eineinhalb Jahre in Kraft. Die Veranlagung für 
1994 mußte auf Grund der Zahlen aus den Jahren 
1991 und 1992 erfolgen, die eine völlig andere Kon-
junktursituation widerspiegeln. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Der Grundbeitrag 
bleibt doch!) 

Für den Fall , daß Beiträge im Verhältnis zum tatsäch-
lichen Erhebungsjahr zu hoch veranschlagt sind, 
weil die Bemessungsgrundlagen aus Vorjahren stam-
men oder geschätzt wurden, ist zu beachten, daß 
dies durch Abrechnung nach vorliegenden endgülti-
gen Bemessungsgrundlagen ausgeglichen wird. Die 
Kammern werden dann ohnehin zu einer Überprü-
fung und gegebenenfalls Korrektur von Grundbeiträ-
gen und Hebesätzen kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Gründe, die eine gesetzliche Neuregelung recht-
fertigen würden, liegen wegen fehlender praktischer 
Erfahrungen nicht vor. Der Gesetzentwurf ist deshalb 
als politische Reaktion auf vereinzelte, dafür aber um 
so lautstärkere Kritik derjenigen zurückzuführen, die  

entsprechend dem gesetzgeberischen Willen ver-
stärkt zur Kammerfinanzierung herangezogen wer-
den, was ich vorhin bereits an  Hand verschiedener 
Beispiele darzulegen versuchte. 

Ich bin davon überzeugt, daß der vorliegende SPD- 
Gesetzentwurf Auswirkungen hätte, die gegen die 
Beitragsgerechtigkeit verstoßen und deshalb von 
der Rechtsprechung als rechtswidrig angesehen wür-
den. Die vorgesehenen Freigrenzen würden dazu 
führen, daß über 80 % der IHK-Zugehörigen bei-
tragsfrei gestellt würden. Dies liefe auf die Wieder-
herstellung der alten Verhältnisse hinaus, die von der 
Rechtsprechung bereits als verfassungsrechtlich be-
denklich bezeichnet worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU - E rnst Schwan

-

hold [SPD]: Das ist ja nicht richtig!) 

- Ja sicher, Herr Kollege Schwanhold, ist das richtig. 

Auch in der Wirtschaft gilt: Wenn Leistungen er-
bracht werden, auf die ein Anspruch besteht, dann 
muß dafür auch ein finanzieller Beitrag geleistet wer-
den. Davon ist dieses Gesetz bestimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit der Wiedereinführung der Gewerbekapital-
steuer als Kriterium für die Beitragsbemessung legen 
Sie, meine Damen und Herren von der SPD, eine Be-
messungsgrundlage zugrunde, die es nach dem Wil-
len der Bundesregierung und der sie tragenden Ko-
alitionsfraktionen - das haben wir eben beschlossen - 
ab dem 1. Januar 1996 nicht mehr geben wird. 

Nun weiß ich sehr wohl, daß Sie diese substanzver-
zehrende Sonderbelastung der deutschen Wi rtschaft 
gerne beibehalten wollen. So gesehen handeln sie 
sogar konsequent. 

Die Wiedereinführung des einheitlichen Gewerbe-
steuermeßbetrages als Beitragsbemessungsgrund-
lage würde aber dazu führen, daß die Kammerbei-
träge nach zwei völlig unterschiedlichen Kriterien 
festgelegt werden müßten. Da in den einheitlichen 
Gewerbesteuermeßbetrag nur Prozentteile des Ge-
werbeertrages und des Gewerbekapitals eingehen, 
be trägt der einheitliche Gewerbesteuermeßbetrag 
nur einen Bruchteil der Bemessungsgrundlagen 
„Gewerbeertrag" und „Gewinn aus Gewerbebe-
trieb". 

Die Kammern müßten also, sollte Ihr Vorschlag, 
Herr Kollege Schwanhold, Gesetz werden, für die 
Umlageberechnung zwei unterschiedliche Hebe-
sätze festlegen: einen für die Grundlage „Gewerbe-
steuermeßbetrag" und einen für die Grundlage „Er-
trag" . Ich gehe davon aus, daß Ihnen Frau Kollegin 
Matthäus-Maier hier unter die  Anne  greift, damit Sie 
erkennen können, wo der Unterschied liegt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Wenn ich 
dem unter die Arme greife, dann verhebe 

ich mich!) 
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Eine solche Regelung wäre nicht nur unpraktika

-

bel und undurchschaubar, sondern würde zu noch 
mehr Bürokratie führen. Meine Damen und Herren 
von der SPD, Sie machen damit natürlich Ihrem Ruf 
als Regulierungs- und Bürokratismuspartei wieder 
alle Ehre. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Immer eine Stan

-

dardfloskel Ihrer Reden!)  

Sie heißen nicht nur Sozialdemokratische Partei, son-
dern ich möchte sagen: Sozialbürokratismuspartei. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Es 
fehlt nur noch die neue Bürokratie zur Kon

-

trolle!) 

Die in Ihrem Entwurf vorgesehene Deckelung des 
Beitragsaufkommens würde zugleich zu einer Dek-
kelung der Wahrnehmung der öffentlich-rechtlichen 
Aufgaben der Industrie- und Handelskamme rn  füh-
ren. Mit der Begrenzung des Beitragsaufkommens 
auf die Hälfte der sonstigen Einnahmen der Kam-
mern soll erreicht werden, daß sich die Kammern 
möglichst weitgehend aus Service-Leistungen für 
Unternehmen finanzieren. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Können Sie das 
wiederholen? Das habe ich nicht verstan

-

den!)  

- Herr Kollege Schwanhold, Sie haben die Möglich-
keit zu fragen. Bitte schön! 

Nach meiner Meinung sollte eine Änderung des 
1993 beschlossenen Kammergesetzes nicht erfolgen. 
Allerdings wäre es zu begrüßen, wenn der Gegen-
wert der von den Unternehmen zu zahlenden Kam-
merbeiträge erhöht würde. Das könnte z. B. dadurch 
geschehen, daß man den Kammern Funktionen über-
trägt, die heute vom Staat oder Institutionen der öf-
fentlichen Hand wahrgenommen werden. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Welche denn?) 

Ein Beispiel hierfür ist die Privatisierung des Han-
delsregisters. Warum muß das der Staat machen? 
Warum muß das die Justiz machen? Wir haben in ver-
schiedenen europäischen Ländern bereits heute p ri

-vate Gesellschaften, die die Handelsregister führen: 
in Italien, in den Niederlanden. Der Zwischenbericht 
einer Kienbaum-Studie kommt zu dem Ergebnis, daß 
nicht nur aus Kostengründen, sondern auch wegen 
der Informationsversorgung der Wirtschaft eine Pri-
vatisierung des Handelsregisters in Richtung auf die 
Industrie- und Handelskammern  sinnvoll wäre. 
Diese würde mittelbar auch dazu führen, daß eine 
Beitragsentlastung entstünde. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Können wir da eine Ini tiative erwarten?) 

- Ja, Herr Kollege Weng, wenn Sie mich hier unter-
stützen. Ich bin gerne bereit, in dieser Richtung zu 
marschieren. Das entspricht genau unseren Grund-
sätzen: Nur so viel Staat wie unbedingt erforderlich 

und so viel wirtschaft liche Freiheit wie irgend mög-
lich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 

Sehr gut!) 

Ich hoffe, daß die SPD dem gerecht wird, was sie uns 
in dieser Angelegenheit abverlangt, daß sie mit an 
einer Leine zieht und mitmarschiert. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Hinsken, Sie müssen zum Schluß kommen. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Verehrte Kollegen von 
der SPD - das sind meine Schlußsätze; der Herr Prä-
sident mahnt bereits -, Ihr Vorschlag würde die Kam-
mern zu einer Maximierung ihrer Gebühren und Ent-
gelte zwingen. Bisher haben die meisten Kammern 
auf die Erhebung von kostendeckenden Entgelten 
verzichtet, weil sie der Ansicht sind, daß eine Vollko-
stendeckung aus wirtschafts- und gesellschaftspoliti-
schen Gründen nicht angezeigt ist. Gerade in dem 
politisch so wichtigen Bereich der Berufsbildung - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte, Herr Kol-
lege, Sie müssen zum Schluß kommen. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): - subventionieren die 
meisten Kammern die Verwaltungsaufwendungen 
aus Beitragsmitteln, weil sie diese Aufgabe als nicht 
nur im Interesse der ausbildenden Betriebe, sondern 
auch und gerade im gesamtwirtschaftlichen Interesse 
liegend sehen. 

Ich hätte dazu noch viel zu sagen, aber das können 
wir im Wirtschaftsausschuß ausführlich diskutieren. 
Ich möchte es vorerst bei dem belassen. Mein Kol-
lege Friedhelm Ost wird meine Ausführungen sicher-
lich diesbezüglich ergänzen, um Ihnen den Nachhil-
feunterricht zu erteilen, daß Sie mit Ihrer Aussage 
falsch liegen. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort hat 
die Abgeordnete Margareta Wolf. 

Margareta Wolf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte eine Bemerkung der Kolle-
gin Fischer von gestern aufgreifen. Sie sagte: Es gibt 
gewisse Debatten, die in den Ausschuß gehören. - 
Wir sitzen hier am frühen Freitagnachmittag. Die an-
wesenden Kolleginnen und Kollegen kommen in al-
ler Regel aus dem Wirtschaftsausschuß. Ich denke, 
wir sollten im Rahmen der Parlamentsreform dazu 
kommen - ohne Ihnen, Herr Hinsken, zu nahe treten 
zu wollen; Ihre Debattenbeiträge werden sicherlich 
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gerne gehört -, diese A rt  von Debatten im Ausschuß 
zu führen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS - Zuruf des Abg. E rnst Hinsken 

[CDU/CSU]) 

- Sie haben doch gerade erst geredet. 

Darauf, daß die Umverteilung von Beitragslasten 
zu massiven Protesten des Mittelstandes und des 
Kleingewerbes geführt hat, Herr Hinsken, hat Herr 
Schwanhold schon hingewiesen. 

Ich denke, das ist auch kein Wunder. Vielleicht 
sollte es Sie nachdenklich stimmen, wenn Sie in-
zwischen nicht mehr Hunderte von Protestbriefen, 
sondern nur noch zustimmende B riefe aus dem 
Bayerischen bekommen. 

Die Art  der Beitragsnovellierung erinnert mich von 
der Struktur her fatal an die Debatte, die wir vorhin 
in einem etwas größeren Kreise in diesem Hause ge-
führt haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hinsken? 

Margareta Wolf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Bitte schön, Herr Hinsken. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Frau Kollegin Wolf, da 
ich keine, oder wenn überhaupt, nur ganz wenige 
Protestbriefe bekommen habe, würde ich Sie bitten, 
mir die Hunderte von Briefen, die Sie bekommen ha-
ben, zur Verfügung zu stellen, damit ich sie sichten 
kann. Wären Sie dazu bereit? 

Margareta Wolf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
dazu bin ich bereit. Sie bekommen sie nächste Wo-
che. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Ich bin neugie

-

rig, wie viele genau es sind!) 

Ich habe sie zwar schon beantwortet, aber Sie kön-
nen das noch einmal tun. Das ist eine gute Idee. 

Wir sollten einmal überlegen, ob die Beitragsno-
velle nicht vielleicht ein Investitionshemmnis dar-
stellt. Wir wissen alle, daß Existenzgründungen in 
den seltensten Fä llen von Beginn an ertragreiche Un-
ternehmen hervorbringen. Daher neige ich dazu, zu 
glauben, daß diese Beitragsnovelle perspektivisch 
tatsächlich ein Investitionshemmnis sein kann. 

Ich finde es erstaunlich, Herr Kolb, daß ausgerech-
net unser Bundeswirtschaftsminister für eine so mit-
telstandsfeindliche IHK-Beitragsordnung verantwort-
lich zeichnet. Inzwischen ist es aber so, daß die Indi-
zienhäufung seine Sonntagsreden als Luftblasen ent-
larvt. 

Die Bundesregierung, die IHKs und ihre Dachorga-
nisation, der DIHT, versuchen - darauf ist hingewie-
sen worden -, uns die Beitragsnovelle als einen 
Schritt zu mehr Beitragsgerechtigkeit zu verkaufen. 

Sie verweisen darauf, daß das Beitragsaufkommen 
der IHKs jetzt auf eine größere Zahl von Unterneh-
men verteilt würde. Das wäre nach meinem Gerech-
tigkeitsbewußtsein jedoch nur dann gerecht, wenn 
die Unternehmen in dem Maße belastet würden, wie 
sie tatsächlich Leistungen der IHKs in Anspruch neh-
men. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: So ist es!) 

Klein- und Mittelbetriebe, die jetzt verstärkt zah-
len müssen, greifen auf das Serviceangebot in der 
Regel gar nicht zurück, weil es vor allem auf die Be-
dürfnisse der großen und größeren Betriebe zuge-
schnitten ist. 

Was die Vertretung der Interessen der KMU be-
trifft, so sind sie mit der IHK häufig sehr unzuf rieden. 
Wie sonst wäre es zu erklären, daß 53 % der mittel-
ständischen Unternehmen gerne aus der IHK austre-
ten würden, wenn sie könnten, und daß sich gegen 
die Zwangsmitgliedschaft in der IHK sogar 73 % der 
Unternehmen ausgesprochen haben? Angesichts sol-
cher Umfrageergebnisse sollten wir doch lieber dar-
über nachdenken, wie die Angebote der IHKs für 
ihre Mitglieder attraktiver gemacht werden können 
- dies gerade unter den Stichwörtern „ Verschlan-
kung" und „Effektivierung". 

Der heute zu beratende Gesetzentwurf der Frak-
tion der SPD will die Nachteile für die KMU durch 
die IHK-Beitragsnovelle rückgängig machen. Meine 
Fraktion unterstützt diesen Entwurf ausdrücklich. 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, sind 
wir der Meinung, daß es dringend erforderlich ist, 
eine grundsätzliche Debatte darüber zu führen, wie 
der Status der IHK in Zukunft aussehen sollte. Die 
IHKs müssen sich zu modernen Dienstleistungsun-
ternehmen wandeln. Die Zwangsmitgliedschaft er-
scheint mir hier als ein Relikt aus grauer Vorzeit. 

Es gibt sehr viele Beispiele dafür, daß Wirtschafts-
verbände auch ohne Zwangsmitglied effektiv, viel-
leicht sogar effektiver, die Interessen ihrer Mitglieder 
vertreten und dabei sogar noch hoheitliche Aufga-
ben erfüllen. Dabei denke ich beispielsweise an  die 
Technischen Überwachungsvereine und die Außen-
handelskammern. Nicht zuletzt sind die Gewerk-
schaften als Interessenver tretung der Arbeitnehmer-
schaft auch ohne Zwangsmitgliedschaft tarifvertrags-
fähig. Zudem sind sie auch noch Bildungsurlaubsträ-
ger. - Ich denke, darüber sollten wir nachdenken. 

(Abg. Dagmar Wöhrl [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Die IHKs der Zukunft müssen unserer Meinung 
nach zu einer leistungsorientierten Beitragsordnung 
finden. Für projektgebundene Sonderleistungen 
werden KMU genauso wie die Großindustrie gerne 
bezahlen. Für die hoheitlichen Aufgaben lassen sich, 
wie schon die vorher erwähnten Beispiele zeigen, 
auch andere Finanzierungsmöglichkeiten finden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 
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Margareta Wolf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein; ich möchte jetzt fortfahren. 

Ich muß Ihnen auch sagen, meine Damen und Her-
ren: Ich verstehe nicht, was gegen eine Kammerviel-
falt spricht. Ein Grundprinzip der Marktwirtschaft, 
Herr Hinsken und Frau Wöhrl, heißt doch: Konkur-
renz belebt das Geschäft. Die vielen Unternehmens-
verbände, die sich in letzter Zeit neben den IHKs 
gründen - hier möchte ich auf die uns nahestehen-
den hinweisen: Future, B.A.U.M. und Unterneh-
mensGrün - 

(Ernst  Hinsken [CDU/CSU]: Die erfüllen 
keine hoheitlichen Aufgaben!) 

- die können sie doch trotzdem erfüllen - und für die 
deren Mitglieder sogar zusätzliche Beiträge zahlen, 
zeigen, daß die IHKs in ihrer jetzigen Form dabei 
sind, die neuen Herausforderungen unserer Wi rt

-schaft zu verschlafen. 

Diese Herausforderungen liegen darin, eine inte-
grierte, zukunftsorientierte Strukturpolitik zu konzi-
pieren, die eine innova tive, ökologische und nach-
haltige Produktionsentwicklung gewährleistet. Hier-
bei entstehen neue Aufgaben und auch Chancen für 
die Kammern. Ohne ein leistungs- und nachfrage-
orientiertes Dienstleistungsangebot, das weit be-
darfsorientierter ist als das, was die IHK heute anbie-
tet, ist dieser Schritt nicht zu machen. 

Ich befürchte bei dem, was wir diskutieren, eher, 
daß es darum geht, die Machtausweitung der IHKs 
zu sichern, um eine Kammerkonkurrenz in der Bun-
desrepublik zu verhindern und somit die Großbe-
triebe weiter zu begüns tigen. Der DIHT hat verblüf-
fend ehrlich durch seine Sprecherin verlauten lassen 
- ich zitiere den „Focus" -: „daß etwa Mercedes

-B

enz weniger bezahlen muß, ist auch ganz im Sinne 
des Gesetzes". Ich denke, das ist eine deutliche 
Sprache. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort hat 
der Abgeordnete Paul Friedhoff. 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Regelung der Beitragserhe-
bung der Industrie- und Handelskammern ist heute 
unser Thema. 

Frau Wolf, ich habe bei dem, was Sie vorhin erzählt 
haben, überlegt, in welcher Kammer Sie wohl tätig 
sind bzw. wo Sie Ihre Informationen herhaben. Mit 
dem, was Sie hier erzählt haben, haben Sie sich als 
Anwalt des Mittelstandes und anderer Interessenver-
tretungen präsentiert. Wenn Sie einmal in einer Kam-
mervollversammlung sind, werden Sie jedoch sehen, 
daß die Wirklichkeit etwas anders aussieht als das, 
was Sie hier abgeliefert haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Sozialdemokraten sind findige und ausdau-
ernde Menschen. Wenn sie sich einmal in ein populi-
stisches Thema verbissen haben, widmen sie sich 
ihm an vielen Fronten. Sie tun dies auch dann, wenn 
eigentlich sehr viel von dem, was sie hier verkünden, 
dagegen spricht. 

Uns liegt ein Gesetzentwurf zur Änderung des Ge-
setzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Indu-
strie- und Handelskamme rn  vor. Und siehe, die SPD 
will  hier zurück zu einer Lösung, die auch das Ge-
werbekapital wieder in die Bemessungsgrundlage 
der Beitragserhebung einbezieht. Das ist nach den 
Ergebnissen von heute morgen konsequent und 
zeigt deutlich, wohin die Reise gehen soll. 

Nun lassen Sie uns einmal gemeinsam auf die Fak-
ten hinter der Wortmeldung der Opposi tion schauen. 
Warum haben wir 1992 das neue Beitragsrecht be-
schlossen? Die Anknüpfung der Kammerbeiträge an 
die Handelsregistereintragung und an die Gewerbe-
steuermeßbeträge im alten Beitragsrecht hatten dazu 
geführt, daß von den ungefähr 1,5 Millionen nicht im 
Handelsregister eingetragenen Kammerzugehörigen 
1,1 Millionen überhaupt keinen Beitrag und die rest-
lichen 400 000 nur den ermäßigten Grundbeitrag 
zahlen mußten. 

Von Beitragsgerechtigkeit konnte dort keine Rede 
sein. Ich gehöre selbst einer Kammervollversamm-
lung an. Gelegentlich hat man schon das Gefühl, daß 
der, der die Musik bezahlt, auch ein wenig den Song 
bestimmt, der dort gespielt wird. Daher waren wir 
gut beraten - auch die Ge richte haben die Beitrags-
zahlungen so, wie sie ausgestaltet waren, für nicht 
vereinbar mit dem Prinzip der Beitragsgerechtigkeit 
erklärt -, eine Änderung durchzuführen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Der Regelungsbedarf ergab sich also nicht aus der 
Gier der Kammern nach neuen Mehreinnahmen, 
sondern auf Grund der Korrektur, die dringend erfor-
derlich war. Ganz am Rande muß man deutlich ma-
chen, daß die Kammern im Grundsatz nicht mehr 
Beiträge erhalten, sondern daß die Beitragsregelung 
tatsächlich zu einer Verschiebung und gleichmäßige-
ren Verteilung geführt hat. 

Das neue Beitragsrecht orientiert sich am Gewer-
beertrag, einem brauchbaren Maßstab für die Lei-
stungskraft eines Unternehmens. Auf die Einbezie-
hung des Gewerbekapitals haben wir damals bewußt 
verzichtet; denn im Gegensatz zur Opposition halten 
wir bei den Unternehmen von einem an der Substanz 
orientierten Beitrag überhaupt nichts. 

(Beifall bei der F.D.P. - Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Aus guten Gründen!) 

Die Erfahrungen mit der neuen Beitragsordnung 
sprechen nicht dafür, etwas zu ändern. Die weitaus 
meisten der bisher beitragsfreien Kammerzugehöri-
gen zahlen den Mindestgrundbetrag von ca. 100 DM. 
Dort, wo selbst diese Zahlungen nicht tragbar er-
scheinen, bedienen sich die Kammern einer großzü-
gigen Erlaßpraxis. 
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Die SPD beklagt in ihrem Gesetzentwurf, daß das 

gültige Beitragsrecht in Einzelfällen zur Vervielfa-
chung von Beiträgen geführt habe. Natürlich gibt es 
die Fälle des gut verdienenden H andelsvertreters, 
der - nicht im Handelsregister eingetragen - nach 
der Umstellung ein Vielfaches des Beitrags zahlt, den 
er nach der alten Regelung zu entrichten hatte. Ich 
wundere mich aber sehr, daß Sie das beklagen, denn 
sonst mobilisieren Sie sehr viel Phantasie, um wirt-
schaftlich erfolgreichen Menschen möglichst viel von 
dem Geleisteten zu nehmen, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Dummes 
Zeug! - Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] 

[F.D.P.]: Leider nein!) 

aber hier möchten Sie eine Regelung abschaffen, die 
sich an der Leistungsfähigkeit orientiert. Sie haben 
völlig recht, das ist dummes Zeug, aber Sie tun es, 
Frau Matthäus-Maier. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Dummes 
Zeug ist das, was Sie sagen!) 

Auch wir finden, daß das dummes Zeug ist. 

Ich jedenfalls freue mich über jeden Menschen, 
der - an seiner Leistungsfähigkeit gemessen - so viel 
zum Beitragsaufkommen der Kammern wie jene gut 
verdienenden Handelsver treter beitragen kann. Ich 
wollte, es gäbe noch mehr solche Menschen, denn 
dann ginge es, glaube ich, unserem Land insgesamt 
besser. 

Im übrigen weiß ich aus meinem eigenen Kammer-
bezirk, daß auch dort  eine intensive Informationsar-
beit dazu geführt hat, daß die Beschwerden gegen 
die Neuregelung erheblich abgenommen haben. 
Aber wenn man etwas neu einführt, ist es in der Re-
gel so, daß zu Beginn große Aufregung herrscht. 
Meistens legt sich das, und das ist auch hier so gewe-
sen. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Sie setzen darauf, 
daß es sich alles legt!) 

Die Sozialdemokraten fordern die Umstellung der 
Beitragsfinanzierung auf eine Entgeltfinanzierung. 
Sie behaupten, eine solche Umstellung führe zu ei-
ner besseren Leistungszurechnung. Ich kann das 
nicht erkennen. Natürlich besteht doch auch heute 
schon ein beachtlicher Anteil der Einnahmen der 
Kammern aus berechneten Leistungen. Dabei soll es 
auch bleiben. Aber es kann eben nicht nur darauf 
umgestellt werden. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das wollen wir 
doch gar nicht!) 

Die Aufgaben im Bereich der gesamtwirtschaftli-
chen Interessenvertretung, der Wirtschaftsförderung 
und anderer Leistungen, die sonst der Staat überneh-
men müßte, erfordern eine Beitragshoheit der Kam-
mern, die alle Mitglieder nach ihrer Leistungsfähig-
keit einbezieht. Wollen Sie etwa den in der Ausbil-
dung tätigen Betrieben die Kosten, die durch die 
Ausbildung entstehen, zusätzlich aufbürden, die na-
türlich die Kammern durch ihre Leistungen, die sie 
an der Stelle erbringen, von den ausbildenden Be

-

trieben einnehmen müßten? Ich glaube, das geht zu 
weit. Das kann man deswegen nicht ohne einen an 
der Leistungsfähigkeit orientierten Einnahmesatz 
verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich glaube, der. Vorschlag der SPD würde letztlich 
zur Aushöhlung des Kammerwesens und zur Verla-
gerung von Aufgaben auf den Staat führen. Das mag 
ja die Absicht der Sozialdemokraten sein. Wäre dies 
anders, will' de  es mich aber auch nicht besonders 
wundern. 

Meine Damen und Herren, meine Fraktion steht 
für den Erhalt eines guten und bewäh rten Stücks der 
Selbstverwaltung der deutschen Wirtschaft. Wir wol-
len nicht, daß noch mehr Aufgaben dem Staat zufal-
len. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ernst  Schwanhold [SPD]: Die Koalition steht 
nicht, sie wackelt! Sie steht zu gar nichts!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
nun der Abgeordnete Rolf Kutzmutz. 

Rolf Kutzmutz (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich vermag nicht einzuschätzen, 
wer wann wen über den Tisch gezogen hat. Ich war 
bei der damaligen Debatte nicht dabei. Deshalb habe 
ich im Protokoll nachgelesen und gefunden, daß die 
jetzt gültige Regelung 1992 mit Zustimmung der Ko-
alitionsparteien und einiger SPD-Abgeordneter be-
schlossen worden ist. 

Es wurde hier schon angesprochen, daß die Rege-
lung festlegt, daß jeder Kammerangehörige - gleich 
welcher Branche und Größe - einen Beitrag zu zah-
len hat, der am Gewerbeertrag gemessen wird. 
Diese Regelung erscheint mir gerechter als ihre Vor-
läuferin, denn in der Tat möchte ich sehr gern bestä-
tigen - zumindest für den Bereich, den ich kenne -, 
daß die IHK eine für Gewerbetreibende umfangrei-
che Arbeit leistet. Auch wenn Mitglieder die Kam-
mer nicht direkt in Anspruch nehmen, profitieren 
doch alle von deren Arbeit. Allerdings - das wi ll  ich 
hier einschränkend sagen - ist tatsächlich darüber 
nachzudenken, welche A rt  von Freigrenzen bzw. Be-
messungsgrenzen insgesamt für die Beiträge festge-
legt werden. 

Tatsache ist, daß die Kammern wesentlich billiger, 
schneller und sachgerechter arbeiten, als es ex tra 
einzurichtende staatliche Einrichtungen jemals tun 
könnten. Tatsache ist natürlich auch, daß sich die ge-
samte Arbeit der Kammern als Vorteil beim einzel-
nen Unternehmen messen läßt. Aber es gibt eine 
Vielzahl von Leistungen, die besonders kleinen Un-
ternehmen helfen. Ich denke an die Vielzahl von Be-
ratungsangeboten, die von den Be troffenen noch viel 
stärker genutzt werden sollten. 

Für mich - das will  ich gern eingestehen - sind die 
Zahlen der Beitragssteigerungen in der Begründung 
des vorliegenden Antrags im Moment noch nicht 
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schlüssig. Es wurde hier schon auf Beispiele verwie-
sen. Ich meine, es ist nicht gerechtfertigt, unter klei-
nen Gewerbetreibenden sowohl den Kioskbetreiber 
als auch den Handelsvertreter zu erfassen. Ich 
glaube, daß zwischen diesen beiden Unternehmern 
ein gehöriger Unterschied besteht. 

(Beifall bei der PDS) 

Mein Herz schlägt für den Kioskbetreiber. Deshalb 
bin ich natürlich auch für eine Überprüfung der Bei-
tragssätze. Aber, wie gesagt, die Vermischung bringt 
hier keine größere Klarheit. 

Auch wenn der Pflichtbeitrag 1962 vom Bundes-
verfassungsgericht bestätigt worden ist, bin ich der 
Auffassung, daß es tatsächlich an der Zeit ist, zu prü-
fen, ob die Pflichtbeiträge noch in diese Zeit passen. 
Es gäbe die Möglichkeit, daß die IHKs, die bisher 
nicht entsprechend arbeiten, ihre Arbeit entspre-
chend umstellen. Allerdings erscheint mir die Um-
stellung auf eine Finanzierung durch Entgelte für 
konkrete Leistungen, die Sie anmahnen, fragwürdig. 
Auch dazu ist schon etwas gesagt worden. Nehmen 
Sie allein das Problem von Prüfungen im Rahmen der 
Berufsausbildung. Rund 500 000 werden im Jahr 
durchgeführt. Wer soll die bezahlen? Jene IHK-Mit-
glieder, die ausbilden, oder jene IHK-Mitglieder, die 
nicht ausbilden, oder gar die Auszubildenden? 

Wir Demokratischen Sozialisten halten den Anstoß 
zu einer Überprüfung der Bemessung der IHK-Bei-
träge, wie er von der SPD-Gesetzesinitiative ausgeht, 
für gerechtfertigt. Allerdings würden wir sehr gern 
weitere Zahlen zu Rate ziehen können. Ich nehme 
den Vorschlag gern auf, dies im Wirtschaftsausschuß 
zu tun. Dieser Anstoß ist auch deshalb notwendig, 
weil die Kammerbeiträge von Region zu Region viel 
zu unterschiedlich sind. Im Durchschnitt sind es 
0,4 % des Gewerbeertrags, die an  die Kammer ge-
zahlt werden. Aber Sie alle kennen den Witz mit dem 
Durchschnitt und dem konkreten Einzelfall: Der Gra-
ben war im Durchschnitt 80 cm tief, trotzdem ist die 
Kuh darin ersoffen. 

Im übrigen ist es doch wohl so, daß nicht alle Kam-
mern in den alten Bundesländern auf das neue Bei-
tragsrecht umgestellt haben. Diejenigen, die sich ei-
ner Umstellung verweigert haben, wurden als Argu-
ment dafür herangezogen, daß die Regelung nicht 
angenommen wird. In den neuen Bundesländern da-
gegen werden alle Mitglieder veranlagt. Zum Teil 
wird mit Freigrenzen gearbeitet, die deutlich über 
denen liegen, die durch den Gesetzentwurf veran-
kert werden sollen. 

Noch einmal und abschließend: Die heutige De-
batte erinnert stark an jene im November 1992. Of-
fensichtlich sind keine neuen Argumente pro oder 
contra und auch keine neuen Fakten hinzugekom-
men. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Da waren Sie 
doch noch gar nicht dabei!) 

- Herr Hinsken, irgendwann brauchen Sie einen 
Spickzettel für Zwischenrufe, weil man sie einfach 
dann machen sollte, wenn sie einen Sinn haben. 

(Beifall bei der PDS) 

Im Prinzip widersprechen wir beide uns doch nicht. 
Ich sage, daß nach etwas über einem Jahr gar keine 
konkreten Zahlen vorliegen können, die beweisen, 
daß die eine oder die andere Lösung besser ist. Ich 
verweise darauf, daß wir gerade auf diese Zahlen ab-
heben sollten. Deshalb halte ich Ihren Zwischenruf 
eigentlich für unsinnig. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Der bezog sich 
nicht darauf!) 

Die Gruppe PDS/Linke Liste hat 1992 die Geset-
zesänderung abgelehnt. Ich sehe den Ausschußbera-
tungen erwartungsvoll entgegen, hoffend auf neue 
und überzeugende Fakten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
der Abgeordnete Friedhelm Ost. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Auch noch! Die 
ganzen Spitzenkräfte der Union!) 

Friedhelm Ost (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Von der Opposition wird heute wieder viel Lärm um 
nichts gemacht. Herr Kollege Schwanhold hat das - 
ein bißchen im Blick auf die Landtagswahl vor allem 
in Nordrhein-Westfalen - inszeniert. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das war der un

-

flätige Zwischenruf von Weng!) 

Lieber Kollege Schwanhold, wenn man Sie gehört 
hat, hat man das Gefühl, Sie wollen die Erbfolge von 
Monsieur Poujade antreten und sozusagen neuer 
Präsident der Poujadisten werden. Dieses Thema eig-
net sich dafür nicht. 

Frau Kollegin Wolf, auch Sie haben maßlos über-
trieben. Wohl deswegen sind Sie gegangen. Auch 
werfen Sie alles durcheinander, nämlich IHKs, Wi rt

-schaftsverbände, TÜV, Vereine und was es da alles 
gibt. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Ich denke, dieses Thema eignet sich nicht - darüber 
sollten wir uns einig sein - für eine Neiddiskussion, 
für die Mobilisierung der sogenannten Kleinen und 
Mittleren gegen die Großen. Wir müssen sehen, daß 
die Sache im Prinzip überhaupt nicht spruchreif ist. 

Nach der Neuregelung der Beitragsordnung, die 
der Deutsche Bundestag in der vergangenen Legisla-
turperiode - Gott sei Dank mit einigen Stimmen der 
SPD - beschlossen hat, haben 1994 erst 44 der 
83 Kammern die Neuregelung eingeführt. In diesem 
Jahr sind sechs hinzugekommen. Die letzten stellen 
im nächsten Jahr um. Wir sollten erst einmal abwar-
ten. In den neuen Bundesländern kann die Regelung 
frühestens 1998 umgesetzt werden. Wer das Gesetz, 
das wir verabschiedet haben, genau liest, sieht, daß 
im Gesetz schöne Übergangsfristen festgelegt sind. 
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Deshalb sollten wir abwarten. Es ist darauf hingewie-
sen worden, daß es natürlich hier und da typische 
Anfangsprobleme gibt, die aber dort, wo es umge-
setzt wird, recht schnell besei tigt worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ernst  Schwanhold [SPD]: Das hat mich 

tüchtig beeindruckt!) 

Lieber Herr Kollege Schwanhold - - 

(Zuruf des Abg. Ernst Schwanhold [SPD]) 

- Panik hat in dieser Sache doch keinen Zweck. Des-
wegen ist es ja auch gut, daß Sie das ganz ruhig dar-
gelegt haben. Wissen Sie, Ihre Vorschläge bedeute-
ten, übertragen auf den berühmten Fußballverein 
der Stadt, aus der Sie kommen, den VfL Osnabrück, 
daß Sie demnächst Eintritt erst nach dem Spiel be-
zahlen, bemessen nach geschossenen Toren, ge-
kappt um Gegentreffer und mit Freibeträgen für Ab-
seitspositionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich denke, wir sollten das nicht so kompliziert ma-
chen. 

(Zuruf des Abg. Ernst Schwanhold [SPD]) 

- Bei Borussia Dortmund lohnt es sich, schon vorher 
den Eintritt ohne Kappung und ohne Begrenzung zu 
bezahlen. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Sie haben doch 
eine Freikarte!) 

- Nein, nein. 

Sie müssen doch jetzt erklären, warum ein mittel-
ständischer Industriebetrieb mit einem Gewerbeer-
trag von 150 000 DM im Jahr bisher schon einen Bei-
trag in Höhe von 1 800 DM an  seine IHK bezahlt, 
während z. B. - ich nenne einmal diese Berufs-
gruppe, weil ich sie gerne mag - ein Versicherungs-
agent mit demselben Gewerbeertrag vielleicht 80 
oder 100 DM bezahlt. Sie sind doch sonst immer für 
Gleichheit. Sind Sie dann nicht auch dafür, daß die 
Ungleichheit hier besei tigt wird? 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Doch!) 

Zu Recht ist das doch gesagt worden. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Ernst Schwanhold 
[SPD]) 

- Nun kommen Sie einmal von Ihrem alten Vorurteil 
herunter; das interessie rt  doch auch immer Ihre Kol-
legin so sehr. Daß die Gewerbekapitalsteuer auch 
weiterhin in die Bemessung einbezogen werden soll, 
dafür sind Sie von der SPD doch. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Ja, das ist auch 
sinnvoll!) 

- Nein, das ist eben nicht sinnvoll, weil die Gewerbe-
kapitalsteuer so unsinnig ist; Sie haben das heute 
morgen noch nicht beg riffen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Die Bemessungsgrundlage „Gewerbekapital-
steuer" bezieht doch Schulden mit ein. Sie wollen 
also auch bei den Industrie- und  Handelskammern 
Abgaben auf Schulden bezahlen lassen, und das 
demnächst auch in den neuen Bundesländern. An 
der Stelle schreien Sie dazwischen: Was soll in den 
neuen Bundesländern sein? Da müssen Sie doch da-
für sein, daß die Gewerbekapitalsteuer abgeschafft 
wird. Sie können sich das ja noch nach der Landtags-
wahl überlegen. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer) 

Nun hat der Kollege Jens, dem wir gute Gene-
sungswünsche auch von hier aus übermitteln, 

(Beifall im ganzen Hause) 

natürlich das ganze Thema mit Blick auf die Indu-
strie- und Handelskammer Duisburg hochgebracht. 
Der Kollege Friedhoff ist Mitglied dieser Kammer, 
und er hat ja das Nötige dazu gesagt: daß nämlich 
die beschlossene Neuregelung inzwischen von allen 
Firmen akzeptiert worden sei, nachdem Aufklärung 
und Beratung stattgefunden haben. 

Ich sage Ihnen auch einmal eines: Manche Schwie-
rigkeiten sind schon auf dem Verwaltungswege ge-
löst worden. Es gab z. B. Schlangen vor Gewerbeäm-
tern, weil viele Besitzer von Einkaufsausweisen für 
Großhandelsbetriebe ihren Ausweis zurückgegeben 
haben, da sie eigentlich kein richtiges Gewerbe be-
treiben und nun nicht auch noch einen Beitrag zur 
Industrie- und Handelskammer bezahlen wollten. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Solche Mißbräuche abzustellen, hilft doch dem mittel-
ständischen und vor allem dem kleinen Einzelhandel 
mehr 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

als die Tiraden der SPD über horrende Beitragserhö-
hungen oder Belastungen. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Ach, hör doch 
auf!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, lieber Herr Kollege Schwanhold, gehen Sie 
wirklich einmal Einzelfällen nach! Dann sehen Sie, 
daß Sie viele Trittbrettfahrer aufspüren können, 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Völlig klar!) 

die alle Leistungen beanspruchen, dafür aber keine 
Beiträge bezahlen wollen. Auch ich habe natürlich 
Briefe bekommen, nicht massenweise und nicht 
Hunderte, aber einige wenige. Wir können sie ge-
meinsam analysieren; dann werden Sie auch sehen, 
daß viele als Trittbrettfahrer geschrieben haben. Ei-
ner hat nicht einmal das Porto daraufgeklebt. 

Sie haben aber schon einen Rückzieher oder einen 
halben Rückzieher selbst gemacht. Erst wollten Sie 
auch die Pflichtmitgliedschaft abschaffen. Das ist Ih-
nen aber zu heiß geworden, weil Sie dann ja eben 
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nicht bei den Industrie- und Handelskammern ste-
henbleiben könnten 

(Zuruf von der SPD) 

- doch, das war aus der SPD zu hören -, sondern 
auch Handwerkskammern und andere Kammern 
hätten einbeziehen müssen. Es ist gut, daß Sie sie 
nicht mehr verprellen wollen und davon abgerückt 
sind. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Nein, wir wollen 
Beitragsgerechtigkeit!) 

Gerade die Industrie- und Handelskammern  - das 
muß doch gesagt werden - leisten für unser Gemein-
wesen enorm viel. Im Rahmen der Selbstverwaltung 
sollten wir ihnen in der Tat noch mehr Aufgaben 
übertragen, lieber Herr Kollege Ernst Hinsken. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir sparen doch beim Staat Geld und können dann 
die Steuern und Abgaben staatlicherseits senken. Es 
ist also nicht nur die Wi rtschaft, die diese Kammern 
braucht, sondern auch der Staat braucht diese Kam-
mern, damit sie uns entlasten. Außerdem wird die Ei-
genverantwortung der Unternehmen in den Indu-
strie- und Handelskammern gestärkt. 

Von Ihrer Seite, lieber Herr Kollege Schwanhold, 
war von „Monopolrente „  die Rede. Sie müssen doch 
sehen, wie Industrie- und Handelskammern  organi-
siert sind. Sie kennen das doch aus eigenem Erleben. 
Die Mitglieder wählen ihr Parlament - das ist ganz 
demokratisch -, und dieses Parlament der Kammer 
entscheidet auch über die Höhe der Beiträge. Unser 
Gesetz gibt doch nur einen Rahmen vor, so daß man 
in der Tat fragen muß, wo eigentlich das Monopol ist, 
das immer beschworen wird. 

Schließlich möchte ich sagen, daß diese Neurege-
lung nicht nur von den Kammern und von der Regie-
rungskoalition gewünscht worden ist, sondern daß 
auch das Bundesverwaltungsgericht - darauf ist hier 
bereits hingewiesen worden - die frühere Regelung 
für unbillig und nicht leistungsgerecht erklärt hat. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Genauso ist 
es!) 

Deshalb muß ich sagen: Wenn die Wünsche der SPD 
realisiert  würden, würden 80 % der Kammermitglie-
der von Beiträgen freigestellt. Das würde nicht dem 
Spruch des Bundesverwaltungsgerichts entsprechen. 
Das wäre weder rechtlich noch mittelstandspolitisch 
haltbar. 

Deshalb lassen Sie mich zum Schluß sagen: Mein 
Vorschlag: Lassen Sie uns diese Neuregelung erst 
ein paar Jahre praktizieren! Dann sammeln wir Er-
fahrung. Eine Überprüfung der Beitragssätze wird in 
den Kammern selber erforderlich sein. Ich denke, 
auch eine Überprüfung der Leistungen, eine Verbes-
serung der Leistungen der Industrie- und Handels-
kammern sollten wir anmahnen, wo sie anzumahnen 
ist. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Richtig!) 

Dann werden wir sicherlich auch darüber sprechen 
müssen, ob eine Adjus tierung der Beiträge notwen-
dig und erforderlich ist. Jetzt besteht kein H and-
lungsbedarf. 

Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Parlamentarische Staatssekretär Heinrich 
Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Um Sie nicht lange auf 
die Folter zu spannen: Die Bundesregierung hält es, 
auch im Lichte der heutigen Debatte, nicht für ange-
bracht, die Beitragsreform für die Indust rie- und 
Handelskammern von 1992 zu revidieren. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das ist auch 
richtig!) 

Ich will Ihnen dies mit einigen Überlegungen unter-
mauern. 

Ziel der Beitragsreform war eine größere Beitrags-
gerechtigkeit. Jeder Kammerzugehörige soll nach 
seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu einem 
Kammerbeitrag herangezogen werden. Die Beitrags-
bemessung wurde - das ist wich tig und hier auch zu 
verteidigen - vom Gewerbekapital abgekoppelt und 
auf den Gewerbeertrag bzw. Gewinn umgestellt. 
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind die Maß-
stäbe, die die Leistungsfähigkeit eines Unterneh-
mens am zuverlässigsten widerspiegeln. 

Die Reform war notwendig, weil das Bundesver-
waltungsgericht erhebliche verfassungsrechtliche 
Risiken der früheren Beitragsregelungen festgestellt 
hatte. Bei dieser, Sie wissen das, waren die Kleinge-
werbetreibenden von der Beitragspflicht freigestellt. 
Die Hauptlast der Finanzierung der Kammeraufga-
ben wurde von weniger als einem Drittel der Kam-
mermitglieder getragen. 

Ich will  auch von den aktuellen Erfahrungen be-
richten. Von den 83 Kammern im Bundesgebiet wen-
den jetzt 44 Kammern, nämlich die, die eine soge-
nannte Gegenwartsveranlagung durchführen, das 
neue Beitragsrecht an. Dabei zeigt sich, daß das neue 
Beitragsrecht - das gilt nicht nur für die Kammer des 
Kollegen Hinsken, sondern generell - grundsätzlich 
aufkommensneutral ist, also nicht zu höheren Ein-
nahmen für die Kammern führt. Ich glaube, es ist 
wichtig, das hier festzuhalten. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Ja!) 

Die Beitragsstruktur verändert sich. Der Antrag 
der Grundbeiträge wird größer. Der Umlageanteil 
sinkt. Bei der überwiegenden Mehrheit der kammer-
zugehörigen Kleingewerbetreibenden beschränkt 
sich die Beitragsbelastung auf die Entrichtung des 
niedrigen Jahresgrundbeitrages zwischen 70 und 
150 DM. Ich finde es schon sehr verwunderlich, 
wenn von der einen Seite des Hauses so getan wird, 
als ob damit die Existenz eines Unternehmens aufs 
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Spiel gesetzt wäre. Ich bin gerne bereit, Herr Kollege 
Schwanhold, Sie bei nächster Gelegenheit, wenn Sie 
andere Gesetzesvorschläge vorlegen, die zu erheb-
lich höheren Belastungen des Mittelstandes führen, 
an  die heute vorgetragene hehre Pose zu erinnern. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das nehme ich 
gern in Anspruch!) 

Es ist einzuräumen, daß in Einzelfällen - das ist hier 
gesagt worden - zum Teil nicht unerhebliche Bei-
tragserhöhungen aufgetreten sind. Im Vergleich zur 
Gesamtzahl aller Unternehmen geht es aber nur um 
wenige Fälle. Es wäre sicherlich überzogen, deshalb 
die gesamte Beitragsreform in Frage zu stellen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Von Beitragssteigerungen sind vor allem die nicht 
in das Handelsregister eingetragenen Unternehmen 
betroffen, hier insbesondere, wie richtigerweise ge-
sagt wurde, die Handelsvertreter, die hohe und 
höchste Betriebsergebnisse erzielt haben. Nach bis-
herigem Beitragsrecht sind solche leistungsstarken 
Unternehmen lediglich wegen der nicht erforderli-
chen Handelsregistereintragung von höheren Beiträ-
gen verschont geblieben. Diese Begünstigung zu La-
sten der übrigen Beitragszahler ist durch die Bei-
tragsreform von 1992 besei tigt worden. 

Lassen Sie mich ganz deutlich sagen: Ich habe sehr 
große Sympathien für den wich tigen Stand der Han-
delsvertreter, aber ich glaube, daß dieses Ergebnis 
durchaus zumutbar ist. Im übrigen sind nach Kennt-
nis der Bundesregierung aufgetretene Härtefälle von 
den Kammern großzügig durch Stundung, Nieder-
schlagung oder Erlaß der Beiträge behoben worden. 

Nun noch einige Anmerkungen zu den Ände-
rungsvorschlägen der SPD: 

Erstens. Der Vorschlag der SPD geht weit über das 
von Ihnen deklarierte Ziel einer Entlastung der klei-
neren und mittleren Unternehmen hinaus. Er führt zu 
dem Zustand vor der Beitragsreform zurück, der vom 
Bundesverwaltungsgericht als rechtswidrig bean-
standet worden ist. Auf Grund der SPD-Vorschläge 
würden noch mehr Kammermitglieder als vor der 
Beitragsreform beitragsbefreit sein, also würden 
noch weniger Mitglieder die Beitragslast zu tragen 
haben. Die Folgen wären erhebliche Beitragsausfälle 
bei den Kammern und höhere verfassungsrechtliche 
Risiken infolge neuer Beitragsungerechtigkeiten. 

Zweitens. Die Wiedereinführung einer Beitragsbe-
messungsgrundlage Gewerbesteuermeßbetrag be-
deutet, daß auch das ertragsunabhängige Gewerbe-
kapital wieder zur Bemessung der Umlagen heran-
gezogen würde. Das ist genau der falsche Weg. Es 
geht darum, Substanzbelastungen zu vermeiden und 
Zahlungen aus der Substanz heraus abzuschaffen. 
Lieber Kollege Schwanhold, hier haben Sie auf das 
falsche Pferd gesetzt. 

Drittens. Die finanziellen Auswirkungen einer 
Grundbeitragsbefreiung bis zu einem Gewinn von 
20 000 DM und einer Umlagenbefreiung bis zu ei-
nem Gewinn von 36 000 DM können noch nicht kon-
kret beziffert werden. Soviel kann m an  aber sagen: 
Sie wären gravierend. Nach ersten, vorläufigen Be-

rechnungen würden bei einigen Kammern Beitrags-
ausfälle bis zu 40 % der Gesamteinnahmen eintreten. 
Diese Mindereinnahmen müßten wiederum durch 
die anderen, die verbleibenden Beitragszahler aufge-
fangen werden. 

Derartige Beitragsfreistellungen, verbunden mit 
Zusatzbelastungen der verbleibenden Beitragszah-
ler, wären mit dem Gleichbehandlungsgebot und 
dem Prinzip der Beitragsgerechtigkeit aus A rt. 3 des 
Grundgesetzes nicht vereinbar. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Es gibt viele 
Sparmöglichkeiten!) 

Die vom Bundesverwaltungsgericht beanstandete 
Beitragsungerechtigkeit würde hierdurch nachge-
rade perpetuie rt . 

Viertens. Die vorgeschlagene Deckelung der Bei-
träge und die gesetzliche Festlegung einer bestimm-
ten Struktur für das Finanzaufkommen der Kammern 
wären existentielle Eingriffe in die gesetzlich garan-
tierte Selbstverwaltung der Kammern, die sie in der 
Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben be-
schränken. Die finanzielle Autonomie der Industrie- 
und Handelskammern muß unangetastet bleiben. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Der Vorschlag der 
SPD zeigt, daß sie ein anderes Verständnis der Kam-
mern hat als die Bundesregierung und die Koalition. 
Die Kammern sind eben nicht wie p rivate Wirt

-schaftsberufsverbände lose Dienstleistungsanbieter 
für ihre Mitglieder, sondern die Kammern sind - und 
das müssen sie bleiben - wich tige Selbstverwal-
tungsorgane auch der mittelständischen Wi rtschaft, 
Herr Kollege Schwanhold. 

Nach der Beitragsreform von 1992 sind das Ge-
wicht und der Einfluß des Mittelstandes in den Kam-
mern gewachsen. Das ist gut so. Schon im Interesse 
einer weiteren Förderung und Sicherung des Mittel-
standes darf die Funktionsfähigkeit der bewäh rten 
Selbstverwaltung nicht gefährdet werden. 

Die Kammern verdanken ihr Entstehen dem Be-
dürfnis des Staates nach einer sachkundigen, nach 
einer neutralen und nach einer objektiven Beratung. 
Die Kammern haben immer auch mittelbare behörd-
liche Funktionen wahrzunehmen. Durch ihr Handeln 
wirken sie im erheblichen Umfang staatsentlastend 
und gewährleisten - das ist besonders wich tig - eine 
dezentrale Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben. 

Die Bundesregierung ist nicht bereit, diese wir-
kungsvolle Mithilfe der Kammerorganisation bei der 
Wahrnehmung bestimmter öffentlicher Aufgaben 
durch Eingriffe in ihre Selbstverwaltungsrechte zu 
gefährden. Deswegen behält die wi rtschaftliche 
Selbstverwaltung durch die Kammern ihren hohen 
Stellenwert - auch im Zuge der aktuellen politischen 
Diskussionen und der Forderungen nach weiterer 
Deregulierung und nach Subsidiarität. 

Die Bundesregierung wird die Auswirkungen der 
Beitragsreform von 1992 weiterhin sehr aufmerksam 
zusammen mit den die Kammeraufsicht führenden 
Ländern und dem Deutschen Indust rie- und Han-
delstag beobachten. Sollte sich zeigen, daß nicht nur 
in Einzelfällen unangemessene Belastungen für die 
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beitragszahlenden Unternehmen auftreten, dann 
kann in Ruhe und Sachlichkeit - und ohne Populis-
mus vor einer Bundestags- oder Landtagswahl - ge-
meinsam über etwaige Korrekturmöglichkeiten 
nachgedacht werden. 

Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sieht die 
Bundesregierung aber keinen Handlungsbedarf. Das 
Ergebnis der anstehenden Ausschußberatungen und 
etwaiger Anhörungen der Be troffenen sollte abge-
wartet werden. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. Interfraktionell wird Überwei-
sung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 13/384 an 

 den Ausschuß für Wirtschaft vorgeschlagen. Gibt es 
dazu andere Vorschläge? - Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 und die Zu-
satzpunkte 10 bis 12 auf: 

11. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Friedbert Pflüger, Hans-Dirk Bierling, 
Klaus Francke (Hamburg), weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der CDU/CSU sowie 
der Abgeordneten Ul rich Irmer, Dr. Olaf Feld-
mann, Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 
Weitgehende Einsatzbeschränkungen für 
Landminen 

- Drucksache 13/1299 -  
Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

ZP10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stef-
fen Tippach, Andrea Lederer, Hein rich Graf 
von Einsiedel, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe der PDS 
Weltweite Ächtung der Landminen 

- Drucksache 13/1302 -  
Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

ZP11 Beratung des Antrags der Abgeordneten An-
gelika Beer und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Ächtung von Landminen 

- Drucksache 13/1304 - 
Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

ZP12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Vol-
ker Kröning, Uta Zapf, Gernot Erler, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Verbot von Landminen und Unterstützung 
der Länder der Dritten Welt bei der Lösung 
ihrer Probleme durch Minen und andere ge-
fährliche Munition 

- Drucksache 13/1308 -  
Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine halbe Stunde vorgese-
hen. - Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist es so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Ab-
geordnete Dr. Friedbert Pflüger. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß etwa 
alle 15 Minuten irgendwo auf der Welt ein Mensch 
von einer Mine zerrissen wird. Oft sind es Kinder, 
die, wenn sie dabei nicht getötet werden, so doch 
schrecklich verstümmelt werden. „Dann machte es 
bumm" , berichtet ein kleiner Kambodschaner, „und 
dann waren meine Beine weg." Es kann für ihn nicht 
mehr so sein, wie es früher war. Er kann nicht mehr 
mit seinen Kameraden toben. Er kann nicht mehr 
Bauer werden. Er ist in vielen Fällen zum Betteln ver-
urteilt. Er fällt allen zur Last. 

Oft hat die Mine, die nicht größer als eine Schuh-
cremedose ist, nur drei Dollar gekostet. So billige 
und zugleich so gut getarnte Ki ller gibt es sonst nir-
gendwo. Zusammen wirken diese Minen wie eine 
schleichende Massenvernichtungswaffe. Sie wirken 
als Völkermord in Zeitlupe. 

Große Teile des Staatsgebietes z. B. in Kambo-
dscha, Angola, Afghanistan oder Mosambik sind un-
zugänglich geworden, können sich nicht mehr wei-
terentwickeln. 

1993 sind mit erheblichen internationalen Mitteln 
ganze 100 000 Minen geräumt worden; aber gleich-
zeitig sind 2 Millionen neue Minen gelegt worden. 
Im ganzen gibt es auf der Welt mehr als 100 Millionen 
ungeräumte Landminen. 

Wir, der Deutsche Bundestag, dürfen dabei nicht 
zusehen. Minenräumung, Aufklärung der Bevölke-
rung, darauf kommt es an. Dabei gibt es große Lei-
stungen der NGOs, der Nichtregierungsorganisatio-
nen. Sogar Abgeordnete des Deutschen Bundesta-
ges, wie die Kollegin Beer, haben sich ja an solchen 
Aktionen beteiligt. Das Rote Kreuz, Cap Anamur 
oder eine Organisation, die Sodi heißt - Solidaritäts-
dienst International -, haben hier große Leistungen 
vollbracht und große Verdienste aufzuweisen. Sodi 
z. B. führt ein Projekt, das das Auswärtige Amt 1994 
begonnen hatte, in Mosambik fort. 

Ich glaube, ich kann für alle Fraktionen in diesem 
Hohen Hause sprechen, wenn ich sage, daß wir alle 
den Mitarbeitern und Helfern dieser Organisationen 
für ihr fabelhaftes Engagement unseren Dank aus-
sprechen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Meine Fraktion bereitet zur Zeit unter der Feder-
führung der Kollegin Augustin einen Antrag zum Mi-
nenräumen vor, das wir stärken müssen, bei uns, 
aber auch interna tional. 
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und der Aufklärung der Bevölkerung darum, interna-
tionale Vereinbarungen zur Ächtung bzw. Beschrän-
kung des Einsatzes von Landminen zu treffen. Gele-
genheit dazu bietet die Überprüfungskonferenz des 
Waffenübereinkommens der Vereinten Nationen im 
September in Wien. Dieses Übereinkommen enthält 
ein Minenprotokoll. Es geht nun darum, dieses zu 
verschärfen. Darin sind sich, wenn ich das richtig 
sehe, alle Antragsteller einig. Unterschiede gibt es 
vor allem hinsichtlich der Realisierungschancen ein-
zelner Forderungen. 

CDU/CSU und F.D.P. haben einen gemeinsamen, 
umfassenden Antrag vorgelegt. Die Kernpunkte die-
ses Antrages: 

Erstens. Wir fordern ein weltweites Verbot der Ent-
wicklung, der Produktion, des Exports und des Ein-
satzes von fernverlegten Minen ohne Selbstzerstö-
rungsmechanismus. 

Zweitens. Wir forde rn  ein weltweites Verbot der 
Entwicklung, der Produktion, des Exports und des 
Einsatzes von metallosen Minen. 

Drittens. Wir fordern ein weltweites Verbot der 
Entwicklung, der Produktion, des Exports und des 
Einsatzes von Sprengfallen und Anti-Personen-Mi-
nen und, bis das erreicht ist, s trengste Auflagen für 
Entwicklung, Produktion, Export  und Einsatz solcher 
Waffen. 

Viertens. Wir fordern die generelle Aufnahme 
strenger Bestimmungen über das Verbot bzw. Be-
schränkungen beim Verkauf von Landminen in das 
Minenprotokoll. Die Bundesregierung hat bereits am 
8. Juni 1994 ein zunächst auf drei Jahre bef ristetes 
Exportmoratorium für Anti-Personen-Minen be-
schlossen und kann deshalb in der Welt mit großer 
Glaubwürdigkeit für diese Forderung eintreten. 

Fünftens. Wir fordern ferner, daß das Minenproto-
koll auch für den Bereich der innerstaatlichen Kon-
flikte Geltung erhält. 

Sechstens. Wir fordern, einen Verifikationsmecha-
nismus in das Waffenübereinkommen aufzunehmen 
oder in das Minenprotokoll zu integ rieren. 

Siebtens. Wir fordern, daß die bereits vorhandenen 
Bestimmungen über die „Aufzeichnung und Veröf-
fentlichung der Lage von Minenfeldern, Minen und 
Sprengfallen" präzisiert und erweitert werden. 

Mit diesem Antrag stärken die Fraktionen der 
CDU/CSU und der F.D.P. die Verhandlungsposition 
der Bundesregierung im Vorfeld der Wiener Konfe-
renz. 

Es gibt neben viel Zustimmung auch Kritik an un-
serem Antrag. Diese Kritik kommt von zwei Seiten. 
Die eine Seite: Vor wenigen Tagen diskutierte ich mit 
einem Offizier eines NATO-Landes über unseren An-
trag. Er sagte, ein vollständiges Verbot von Anti-Per-
sonen-Minen sei nicht durchsetzbar und nicht mög-
lich. Man  brauche solche Anti-Personen-Minen auch 
in Zukunft, z. B. um vorrückender Infanterie einen 

Sperrgürtel entgegenzustellen. Ich habe ihm wider-
sprochen. Ich habe ihm gesagt: Stellen Sie sich die 
Bilder verkrüppelter Kinder vor, die keine Zukunft 
mehr haben. 

Es gibt keinen Zweck der Welt, der solche Mittel 
heiligt. Im Gegenteil: Jedes politische Ziel, und sei es 
noch so edel, wird durch das Mittel Anti-Personen-
Minen diskreditiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die versteckten Mörder schließen nämlich niemals 
Frieden und unterscheiden nicht zwischen Freund 
und Feind. Ein General der Roten Khmer wird im 
„Spiegel" mit den Worten zitiert, Minen seien per-
fekte Soldaten, furchtlos, treffsicher, niemals müde. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Furchtbar!) 

In der zivilisierten Welt haben Anti-Personen-Minen 
nichts mehr zu suchen! 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich freue mich, daß wir damit eine Forderung auf-
greifen können, für die sich das Jugend-Rot-Kreuz 
vorbildlich eingesetzt hat. Im Unterausschuß Abrü-
stung haben wir gerade eine Delegation empfangen. 
Man hat uns 14 000 Unterschriften überreicht - eine 
fabelhafte Arbeit, für die ich für meine Fraktion herz-
lich Dank sagen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Kritik kommt aber auch 
von einer anderen Richtung. Wir haben einen B rief 
von Pater Jörg Alt vom Jesuit Refugee Service be-
kommen, der einer der Sprecher einer bundesweiten 
Initiative gegen Landminen ist. Er hat zwar gesagt, 
er sei vom Koalitionsentwurf „angenehm überrascht" 
- ich weiß nicht, warum er davon überrascht gewe-
sen ist -, 

(Gernot Erler [SPD]: Der kennt euch!) 

aber vor allen Dingen war er der Meinung, der An-
trag gehe nicht weit genug. Er hat uns dann Vorstel-
lungen unterbreitet von dem, was man verändern 
müßte. 

Seine Hauptkritikpunkte sind: Erstens. Man dürfe 
die Ächtung nicht auf Anti-Personen-Minen be-
schränken, sondern müsse Landminen generell ver-
bieten. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es!) 

Zweitens. Man dürfe keine Gelder mehr für For-
schung und Entwicklung neuer Minentechnik aus-
geben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie der Abg. Katrin 

Fuchs [Verl] [SPD]) 
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Ich finde beide Forderungen verständlich, auch 

sympatisch, aber letztlich weder rea listisch noch 
sinnvoll. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Forderung sind aber 
christlich! - Gegenruf von der CDU/CSU: 

Hören Sie doch erst einmal zu!) 

Ich will  das begründen. 

Erstens. Ich glaube, daß inte rnational nicht die ge-
ringste Chance besteht, ein solches Verbot generell 
durchzusetzen. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist kein Grund!) 

Wenn die Bundesregierung das fordern würde, 
würde man sie auslachen, mit dem Argument: 
Warum soll sich eigentlich ein kleines Land nicht mit 
Panzerabwehrminen gegen ein großes Land schüt-
zen dürfen, das dieses kleine Land mit Panzern be-
droht? Wenn man  Panzerminen abschaffen wi ll , 
warum schaffen wir dann nicht auch gleich die Pan-
zer ab? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Solange Panzer in der Welt sind, muß man sich ge-
gen Panzer auch verteidigen können. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aber nicht mit Minen!) 

Natürlich kann man die Auffassung vertreten, alle 
Waffen dieser Welt seien unnütz und sollten ver-
schwinden. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Aber wenn man diese Forderung erhebt - das wissen 
Sie selbst -, hat man politisch keine Chance. Gerade 
Sie, meine Damen und Herren von der PDS, sollten 
ein bißchen vorsichtiger sein, an solchen Stellen zu 
klatschen. Sie sind die Nachfolgeorganisation der 
größten Aggressoren. Sie sollten sich in diesem 
Punkt ein bißchen zurückhalten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Abgeord-
neter, Sie müssen zum Schluß kommen. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Ich komme zum 
Schluß. 

Der zweite Punkt, den ich in diesem Zusammen-
hang sehr wichtig finde: Der Stopp der Entwicklung 
von Minentechnik ist ebenfalls nicht sinnvoll. Denn 
wenn die Panzerminen besser werden, wenn sie bes-
ser detektierbar sind, wenn sie per Knopfdruck an-
und ausgeschaltet werden können 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist der Rückfall in militaristisches 
Denken! - Albert Schmidt [Hitzhof en] 

 [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Eine techno

-

kratische Lösung!) 

und wenn sie über einen Mechanismus zur Selbstzer-
störung verfügen, dann ist das nach meinem Gefühl 
ein Fortschritt gegenüber der bisherigen Situa tion. 
Denn solche Minen sind dann Defensivwaffen wie 
andere auch. Sie können dann Freund und Feind un-
terscheiden, und sie können auch Frieden schließen. 

In diesem Punkt unterscheiden wir uns. Aber wir 
sind in dem Punkt, daß wir Anti-Personen-Minen 
nicht haben wollen, einig. Deshalb hoffe ich sehr, 
daß wir uns in den Verhandlungen auf eine gemein-
same Linie einigen können, die die Bundesregierung 
im Vorfeld der Wiener Konferenz stärkt. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so

-

wie des Abg. Gernot Erler [SPD] - Albe rt 
 Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Sie haben einen großen Anlauf 
genommen und sind leider zu kurz ge

-

sprungen! - Angelika Beer [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Und das ist bei diesen be

-

sonders gefährlich!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Volker Kröning. 

Volker Kröning (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In der „Süd-
deutschen Zeitung" vom 5. April war die Ankündi-
gung von Außenminister Kinkel zu lesen, daß sich 
die Bundesregierung verstärkt für ein Verbot und die 
Reduzierung von Landminen engagieren wolle. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

- Das verdient Applaus. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
-N EN]: Es stimmt aber nicht!) 

Der Abrüstungsbeauftragte der Bundesregierung, 
Herr Staatsminister Schäfer, hat dazu in dieser 
Woche - - 

(Staatsminister Helmut Schäfer: Wer ist der 
Abrüstungsbeauftragte Schäfer? Den gibt es 

nicht!) 

- Ich habe Sie damit anreden wollen. Ich habe den 
Botschafter Holik gemeint und habe Sie in diesem 
Moment angesprochen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Ein neuer Ehrentitel!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Darf ich Sie dar-
auf hinweisen, daß Gespräche zwischen der Regie-
rungsbank und dem Redner nicht erlaubt sind. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aber nützlich! - Eduard Os

-

wald [CDU/CSU]: Das hat noch nie gescha

-

det!) 

Volker Kröning (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. Ich nehme das aber gern zum Anlaß, zu sagen: 
Ich wünschte mir, daß sich die Bundesregierung die-
ser Sache voll annehmen würde, ohne Ausnahme, 
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ohne Lücke zwischen Außenminister Kinkel und Bot-
schafter Holik. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Und ohne Hintertür!) 

Wir wollen mit unserem Antrag diesem Ziel die-
nen. Ich erkläre gleich zu Anfang, daß wir für eine 
gemeinsame, fraktionsübergreifende Entschließung 
nach den Beratungen in den Ausschüssen offen sind. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Doch ich beobachte eine leichte Diskrepanz zwi-
schen dem, was Herr Kollege Pflüger hier gesagt hat, 
und dem, was in dem Koalitionsantrag steht. Ich er-
kläre deshalb: Wir werden nicht hinter der Forde-
rung zurückbleiben, die auch das Rote Kreuz erhebt, 
nämlich zumindest Anti-Personen-Minen weltweit 
zu ächten und zu besei tigen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Dies ist in den Vorbereitungstreffen zur Überprü-
fungskonferenz zum VN-Waffenübereinkommen im 
Herbst noch nicht erreicht worden. Das ist deutlich 
geworden. Darum wollen wir der Regierung - um es 
zart zu umschreiben - für weitere Anstrengungen auf 
der europäischen und der internationalen Bühne den 
Rücken stärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ulrich Irmer 
[F.D.P.]: Sehr verdienstvoll!) 

Aber es sind auch deutsche Beiträge zu der Minen-
räumkonferenz im Sommer nötig, die von der Öffent-
lichkeit noch gar nicht so recht in den Blick genom-
men worden ist und auf die die Regierung bisher au-
genscheinlich noch nicht vorbereitet ist, jedenfalls 
nicht erkennbar. 

Wir sind, meine Damen und Herren, auch offen, 
über ein Verbot aller Landminen zu reden. Doch 
dies ist nicht allein eine Frage des humanitären 
Rechts in bewaffneten Konflikten und seiner Weiter-
entwicklung, sondern auch eine Frage der militäri-
schen Rahmenbedingungen und der - wie man es 
dabei kroß ausdrückt - militärischen Notwendigkeit. 
Selbst wenn man diese militärische Notwendigkeit 
voll den heutigen Standards des Gewaltverbots, der 
Beschränkung des Rechts auf Selbstverteidigung, 
des Übermaßverbots und der Menschenrechte unter-
wirft, bleibt die Frage, ob Minen nicht gerade als 
Mittel der Defensive zulässig bleiben müssen, einer 
statischen Verteidigung. Das ist sicherheitspolitisch 
und militärisch in der Bundesrepublik Deutschland 
weder ausdiskutiert noch andiskutiert. 

Wir wollen diese Debatte bei anderer Gelegenheit 
weiterführen, doch wir haben uns entschlossen, un-
abhängig von der Beurteilung dieser Frage ein Ex-
portverbot für alle Minen zu fordern. Das finden Sie 
in unserem Antrag. Ich kann den Antrag gar nicht in 
voller Länge wiedergeben. Das ist neben der Forde-
rung nach einem Verbot der Entwicklung, der Pro-
duktion und des Einsatzes von Anti-Personen-Minen 
die zweite Hauptforderung unseres Antrags. 

Warum ist das so? Die Abgrenzung zwischen Zivil-
personen und Kombattanten bleibt im Zusammen-
hang mit Landminen zweifelhaft. Auch die Selbstzer-
störung nach einem Einsatz bleibt ungewiß. Dazu 
müssen wir, sofern noch nicht vorhanden, die erfor-
derlichen Informationen im Gespräch mit den Hilfs-
organisationen und auch mit den staatlichen Stellen 
einholen. 

Wir sind der Meinung, daß Minen kein Gegen-
stand der Technologiepolitik und der Handelspoli tik 
eines Landes sein können, das anderen nicht zumu-
ten will, was es bei sich selbst noch nicht geklärt hat. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Zu Recht werden Minen als „ewige Terroristen" 
bezeichnet - das gilt leider nicht nur für schmutzige 
Minen, sondern auch für High-Tech-Minen -, da sie 
noch nach bewaffneten Konflikten ihre schreckli-
chen Leiden verbreiten. 

Neben diesen präventiven Forderungen und Über-
legungen geht unser Antrag ausführlich auf die Mi-
nenbeseitigung ein, die dank amerikanischer Ini tia-
tive zum Thema der schon erwähnten weiteren Kon-
ferenz, die bereits vor der Sommerpause stattfinden 
soll, gemacht worden ist. 

Wenn man sich mit nichtstaatlichen Hilfsorganisa-
tionen unterhält - ich habe dies neben dem Deut-
schen Roten Kreuz auch mit Terre des hommes und 
anderen getan -, dann wird einem klar, daß es vor 
allem um Geld geht. Ich finde es pe rvers, daß die 
Bundesrepublik Deutschland jährlich einen dreistel-
ligen Millionenbetrag für die Modernisierung von 
Minen ausgibt, deren verteidigungspolitischer und 
militärischer Sinn noch nicht geklärt ist, während 
ihre Beiträge zu internationalen Minenräumaktionen 
pro Jahr kaum über 1 Million DM hinauskommen. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ein Skandal - für eine 

christlich geführte Regierung!) 

- Das rufen Sie zu Recht. 

Auch der von der Europäischen Union vorgese-
hene Betrag von 3 Millionen ECU jährlich kann nicht 
das letzte Wort sein. 

Ich hoffe, daß sich die Koalition gerade auf diesem 
Gebiet im Vorfeld der beiden Konferenzen bewegt. 
Als Finanzer weiß ich natürlich auch, daß der Bewe-
gungsspielraum gering ist. Aber hier ist eine klare 
humanitäre Priorität zu setzen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU) 

In diesem Sinne appelliere ich nachdrücklich, eine 
vorverlegte Posi tion der Bundesregierung und der 
Koalition zu entwickeln. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Sehen Sie es als 
ersten kleinen Schritt in die richtige Rich

-

tung an!) 
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Doch neben Geld geht es auch um personelle und 

technische Hilfe. Dazu sagt unser Antrag im Unter-
schied zum Koalitionsantrag einiges. Ich nehme die 
Ankündigung zur Kenntnis, daß Sie dazu einen wei-
teren Antrag ausarbeiten wollen. 

Ich möchte in Kürze vier Punkte aus unserem An-
trag erwähnen: Mobilisierung aller vorhandenen 
staatlichen Ressourcen, nicht nur bei der Bundes-
wehr; Unterstützung der nichtstaatlichen Hilfsorga-
nisationen, die viel mehr Erfahrung haben, aber Qua-
lifikationsunterstützung und technische Unterstüt-
zung benötigen; Entwicklung und Beschaffung von 
Gerät, das statt der ständigen Verfeinerung von Mi-
nen ihrer Auffindung und Zerstörung dient; Förde-
rung von internationalen Projekten zu diesem 
Zweck, auch im Zusammenwirken mit der Europä-
ischen Union und dritten Staaten. Ich appelliere des-
halb nicht nur an das Auswärtige Amt, sondern auch 
an das Bundesverteidigungsministerium. Ich freue 
mich, daß das Bundesverteidigungsministerium 
ebenfalls politisch vertreten ist. Ich appelliere nicht 
nur an den Bund, sondern auch an die Länder: Wenn 
z. B. die verdienstvolle Hilfe von Halo Trust in Kam-
bodscha im gegenwärtigen Tempo weitergehen 
müßte, dann wären die vielen Millionen Minen in 
diesem Land erst in 400 Jahren geräumt. Helfen wir 
sofort! 

Noch ein Wort  zur Bundeswehr. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion wird die Bereitschaft unserer Streitkräfte 
und aller für sie politisch Verantwortlichen, für hu-
manitäre Aufgaben in der Welt gerüstet zu sein, dar-
auf abklopfen, ob sie diesen einfachsten und effek-
tivsten Weg, nämlich die Minen aus früheren Kon-
fliktgebieten zu besei tigen, einschlagen. Das ist mit 
dem „Keiler" nicht getan. Das ist inzwischen Marge-  
worden. Auf diesem Gebiet liegt ein echtes Betäti-
gungs- und Bewährungsfeld für Blauhelme und auch 
für alternative Entwicklungen und alterna tives Gerät 
bei der Bundeswehr. Darüber möchten wir mit dem 
Verteidigungsministerium ins Gespräch kommen. 

Ich habe dem Staatsakt am 8. Mai in Berlin, der 
heute schon einmal in einem anderen Zusammen-
hang erwähnt worden ist, mit Spannung entgegen-
gesehen. Diese Spannung hat sich während des 
nüchternen Verlaufs und der vorwärtsweisenden Re-
den in Zuversicht für Deutschland und Europa ver-
wandelt. Aber ich muß gestehen: Ich habe die Er-
wähnung der Dritten Welt vermißt. Setzen wir in die-
sem Jahr von Deutschland aus ein Zeichen der Hoff-
nung! Wie heißt es beim Roten Kreuz? Nicht reden, 
tun! 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Angelika Beer. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir 
beraten heute auch den GRÜNEN-Antrag zur Ach-
tung von Landminen. Minen sind inhumane Waffen, 
und es darf keine Rechtfertigung für sie geben. 

(Hans-Dirk Bierling [CDU/CSU]: Was sind 
humane Waffen?) 

Wir dürfen nicht das Risiko eingehen, hier technisch 
oder militärisch zu diskutieren. Ich möchte deswegen 
ein Erlebnis schildern. 

Erinnern Sie sich an das Ende des zweiten Golf-
krieges? Die irakisch-iranische Grenze ist vermint. 
Die Türkei setzt Minen ein, wie auch jetzt wieder an-
gekündigt, um Flüchtlinge aus dem Irak abzuhalten, 
und Saddam Hussein vermint die zerstörten kurdi-
schen Dörfer. Wir unternehmen die ersten Hilfspro-
gramme. Ich sitze in Penjwin, 10 km von der irani-
schen Grenze entfernt. Vögel singen, Kinder lachen, 
die Sonne scheint. Ich höre ein dumpfes Geräusch, 
was mir gar nicht bewußt wird, bis dieser dumpfe 
Knall alle fünf Minuten mit einem Schrei verbunden 
ist. Die Menschen, die ich frage, was das war, sind 
vollkommen hilflos. Sie sagen: Das sind die Minen. 
Unsere Familien, die zurückkommen, wissen davon 
nichts. Sie denken, sie gehen nach Hause, und sie 
laufen direkt in den Tod. 

Auch wenn sie nicht in den Tod laufen, sondern 
nur zerstückelte Beine haben: Do rt  wie in vielen der 
63 Länder, wo heute Minen liegen, fehlt ärztliche 
Hilfe. Es gibt dort  keine Krankenhäuser. Es gibt 
keine Transportmittel. Diejenigen, die bei uns noch 
gerettet werden könnten, wie z. B. Soldaten, verblu-
ten und haben ein noch schwereres Leid zu ertragen. 

Das ist das Problem, auf das ich aufmerksam ma-
chen möchte, worum es uns geht. Es ist egal, ob eine 
Mine ein Kind, das spielen wi ll , einen Bauern, der 
seine Familie ernähren wi ll , oder einen Soldaten 
trifft: Diese Waffe ist inhuman, und diese Waffe muß 
geächtet werden. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Deswegen möchte ich den Antrag der Regierungs-
koalition hinterfragen. Weitgehende Einsatzbe-
schränkungen - was ist das eigentlich? Dahinter ver-
birgt sich die Legitimierung der neuen Minen, die 
gerade in diesem Moment entwickelt werden und 
die nicht durch das Exportmoratorium be troffen sind: 
weder die Multifunktionsminen noch die An ti-Tank-
Minen. Eine An ti-Tank-Mine - das wissen die Vertei-
digung wie auch Hilfsorganisationen oder wir als 
Politiker ganz genau - unterscheidet nicht zwischen 
einem Schulbus mit 40 Kindern und einem Panzer. 
Eine Anti-Tank-Mine geht in die Luft. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es gibt keine 
„guten" und keine „bösen" Minen. Allerdings trägt 
Deutschland führend in der Welt zur Entwicklung 
von neuen Minentechnologien bei. Die Industrie hat 
ein absolutes Interesse, diese Entwicklungen weiter-
zuführen, und gibt den Militärs und der Bundesre-
gierung die Scheinargumente, nämlich eine Mine 
mit Selbstzerstörungsmechanismus bedeute Sicher-
heit, und sie könne angewandt werden. Wir wissen 
auch aus der praktischen Arbeit, daß das nicht rich-
tig ist. Technik hat immer wieder eine Versager

-

quote, in diesem Fall eine tödliche, nämlich für die 
Menschen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Minen sind 
Bestandteil der neuen Planungen des BMVg im Rah-
men der Kriseninterventionskräfte. Ein Oberstleut-
nant hat uns ausführlich dargelegt, daß Minen und 
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Minenräumungskapazitäten, die wir jedes Jahr - hier 
schon kritisiert - finanzieren, allein unter militäri-
schen Gesichtspunkten entwickelt werden. Es sei 
ihm allerdings recht, wenn nebenbei auch ein huma-
nitärer Nutzen dabei herauskäme. Diese Posi tion der 
Bundesregierung ist für uns nicht akzeptabel, damit 
auch der Antrag der Bundesregierung nicht. 

Ich möchte an alle appellieren, den Ruf der Hilfsor-
ganisationen, mit denen wir unseren Antrag abge-
stimmt haben, ernst zu nehmen. Denn die Menschen, 
die in den Minenfeldern arbeiten und die Opfer ver-
sorgen, sind die Experten, nicht die Militärs, die auf 
den Konferenzen wieder versuchen, das Heft in die 
Hand zu nehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Dr. Friedbert 
Pflüger [CDU/CSU]: Das ist wahr! Nur, die 
anderen wissen manchmal besser, was rea

-

listisch ist!)  

Wir sind bereit, im Interesse der Menschen unter 
humanitären und ethischen Gesichtspunkten, mit al-
len Fraktionen zu reden, bis wir zu einer endgültigen 
Entscheidung kommen. Aber ich kann schon heute 
sagen, daß wir nicht der Legi timierung einer neuen, 
ebenso verheerenden Minengeneration grünes Licht 
geben können. Dem müssen wir uns verweigern. Wir 
werden keine Mine mitfinanzieren, sondern wir for-
dern die Bundesregierung auf, jeden Pfennig der 
UNO, den Hilfsorganisationen und den Opfern zur 
Verfügung zu stellen, um diesen Todeskreislauf end-
lich zu beenden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Feldmann. 

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich mit dem 
Dank an die Vertreter des Deutschen Jugendrotkreu-
zes für ihr Engagement in der Sache der Minenpro-
blematik beginnen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Ich muß Sie, die Sie hier auf der Tribüne sitzen, 
aber um Verständnis bitten, wenn wir all Ihre Forde-
rungen nicht sofort erfüllen können, jedenfalls nicht 
im ersten Anlauf. Aber bitte bedenken Sie: Wir befas-
sen uns hier im Deutschen Bundestag zum erstenmal 
mit dem Thema Landminen. Die Behandlung dieses 
furchtbaren Themas ist dringender denn je. Woche 
für Woche werden weltweit ca. 200 Zivilpersonen 
durch Landminen getötet oder grausam verstümmelt, 
und die Zahl der Konfliktherde nimmt ständig zu. 

Immer noch werden mehr Minen gelegt als ge-
räumt. Selbst unter Einsatz a ller heute zur Verfügung 
stehenden Mittel würde es Jahrzehnte dauern, die 
betroffenen Länder von diesem grausamen Erbe zu 
befreien. 

Die langfristigen Folgen sind - ich darf sie noch 
einmal deutlich machen - Hunger, weil die Landwirt-
schaft auf verminten Flächen nicht möglich ist, die 
soziale Isolierung, weil Minenopfer in vielen Gesell-
schaften geächtet werden, und dauernde Migra tion, 
weil die Rückkehr in die verminte Heimat unmöglich 
ist. 

Der Koalitionsantrag - Frau Präsidentin, ich lege 
Wert darauf, daß dies ein Antrag der Koalition ist; 
dies ist ein gemeinsamer Antrag, an dem die F.D.P. 
wesentlich mitgearbeitet hat; in der vorliegenden Ta-
gesordnung ist ein Fehler gemacht worden; ich bitte 
darum, daß das korrigiert wird - ist die Weiterent-
wicklung der von Außenminister Kinkel vor der 
48. UN-Generalversammlung angekündigten akti-
ven Beteiligung Deutschlands an der Lösung des 
weltweiten Minenproblems. Der Antrag zeigt Au-
genmaß und ermöglicht weitere konkrete Maßnah-
men. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Ankündigungsminister!) 

- Ich appelliere auch an Sie, Frau Beer - Sie haben 
das ja gerade bei der NVV-Konferenz erlebt -, unse-
ren Antrag mitzutragen. 

Herr Kröning, ich finde es gut, daß Sie einen ge-
meinsamen Antrag - was auch wir wollen - angekün-
digt haben. Nur dann zeigt er Wirkung; wir haben 
das in New York bei der Konferenz gesehen. Es geht 
uns doch schließlich um die gemeinsame Sache. Es 
geht uns doch nicht um parteipolitische Profilierun-
gen durch überzogene Forderungen. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Es geht darum, Leben zu retten! Es 
geht um die Verhinderung von Opfern!) 

Wenn es Ihnen um die gemeinsame Sache geht, geht 
das nur mit einem gemeinsamen Antrag. 

Unser Antrag, Frau Kollegin, konzentriert sich auf 
das im Augenblick Machbare, nicht auf das in x Jah-
ren vielleicht Mögliche. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): Nein, Frau Präsidentin, 
bei fünf Minuten Redezeit hat das keinen Sinn. 

Auf eines möchte ich noch hinweisen, Frau Kolle-
gin Beer: Minen sind nicht gleich Minen. Auch ich 
bin dagegen, daß Millionen für die Weiterentwick-
lung von Minen ausgegeben werden. Aber es sind 
doch nicht die High-Tech-Minen, die die grausamen 
Verstümmelungen und die enormen Räumungsko-
sten verursachen. Es sind die Billigminen, die meist 
in den Entwicklungsländern selbst hergestellt wer-
den. Das ist leider die traurige Wahrheit. 

(Beifall bei der F.D.P. - Albe rt  Schmidt 
[Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Wollen Sie noch teurere Minen?) 
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Unser Antrag fordert  ein weltweites Verbot der Ent-

wicklung, der Produktion, des Exports und des Einsat-
zes fernverlegter Minen ohne Selbstzerstörungsme-
chanismus, metalloser Minen sowie von Sprengfallen 
und Anti-Personen-Minen. Wir fordern die Ausdeh-
nung des Minenprotokolls auf innerstaatliche Kon-
flikte. Sie wissen, daß gerade diese bürgerkriegsähn-
lichen Auseinandersetzungen den Hauptteil ausma-
chen. Darüber hinaus wollen wir einen wirkungsvol-
len Verifikationsmechanismus. Aber auch Sie wissen: 
Das ist leichter gesagt als getan. Denn in diesem Be-
reich liegen ja die Schwierigkeiten. 

Deswegen kommt den Vereinten Nationen bei der 
Lösung der weltweiten Minenproblematik eine we-
sentliche Rolle zu. Der im November 1994 auf Ini tia-
tive von Außenminister Kinkel eingerichtete UN-Mi-
nenräumfonds bietet die Möglichkeit, abgestimmte 
Aktionen der Staatengemeinschaft in enger Zusam-
menarbeit mit den betroffenen Ländern herbeizufüh-
ren. Diese Chancen dürfen wir nicht ungenutzt lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Angelika Beer 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie warten 
nur zu lange! Jeden Tag haben wir 

40 Minenopfer!) 

- Wir machen heute doch den ersten Schritt dazu, die 
Dinge auf den Weg zu bringen. 

Die F.D.P. begrüßt die von der Europäischen Union 
beschlossene gemeinsame Aktion zu Anti-Personen-
Minen. Die Bemühungen um ein gemeinsames Ex-
portmoratorium sowie die verstärkten finanziellen 
Hilfen sind ein erster wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung. Weitere Schritte müssen folgen. 

Auf nationaler Ebene kann ein interfraktioneller 
Konsens dazu führen, daß mehr Finanzmittel zur Lö-
sung der Minenproblematik bereitgestellt werden. 
Die Bundesrepublik verfügt über technische und per-
sonelle Möglichkeiten zum vorbeugenden Schutz vor 
Minen und zur Hilfe für Minenopfer. Dieses hohe 
deutsche personelle und technische Know-how muß 
im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit 
schnell zum Einsatz kommen und kontinuierlich fort-
geführt werden. Denn täglich - darauf haben alle 
Vorredner hingewiesen - erhöht sich die Zahl der Mi-
nenopfer. 

Meine Damen und Herren, Maßnahmen zur Lö-
sung der Minenproblematik sind eine besonders effi-
ziente Art  von humanitärer und Entwicklungshilfe. 
Denn von der Minenproblematik sind insbesondere 
die Zivilbevölkerung und ihr Lebensraum be troffen. 
Deutschland muß durch Beteiligung an Aktionen der 
internationalen Staatengemeinschaft und mit koordi-
nierten bilateralen Hilfs- und Schutzmaßnahmen das 
bereits vorbildliche humanitäre Engagement weiter 
verstärken. 

Unser Antrag bietet hierfür ein solides Fundament. 
Ich bitte um Unterstützung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD - Albert 
 Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Aber kein ausreichendes Fun

-

dament!)  

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Abgeord-
neter Feldmann, ich wollte Sie noch darauf hinwei-
sen, daß es in der korrigierten, heute morgen verteil-
ten Fassung der Tagesordnung richtig angegeben ist, 
daß es nämlich um einen Antrag von einzelnen Ab-
geordneten und der Fraktionen geht. Das sage ich, 
damit Sie wissen, daß das hier richtig auf der Tages-
ordnung steht. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Sehr dankenswert, 
Frau Präsidentin!) 

Das Wort  hat jetzt der Abgeordnete Steffen Tip-
pach. 

Steffen Tippach (PDS): Frau Präsidentin! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Pflüger, 
wenn Sie Kalten Krieg spielen wollen, stehen wir da-
für allerdings nicht zur Verfügung. Ich meine damit 
die Nummer mit dem Aggressor. Das müssen Sie 
dann schon allein machen. Ich glaube, wir haben ei-
niges aus dem Kalten Krieg und der Hochrüstung da-
zugelernt. Ich weiß nicht, wer mehr dazugelernt hat. 
Das will  ich hier jetzt nicht weiter erörtern. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Einige 
ja, das würde ich zugeben! Aber eben nur 

einige!) 

Ich freue mich, daß es in diesem Hause einen brei-
ten Konsens gibt, Landminen als das zu sehen, was 
sie sind, nämlich zutiefst gefährliche Waffensysteme, 
die insbesondere unter der Zivilbevölkerung verhee-
rende Opfer fordern. Nur, was ist der aktuelle St and, 
auch hier in diesem Lande? 1994 wurde durch die 
Bundesregierung ein Etat von 354 Millionen DM, 
d. h. ca. 1 Million DM am Tag, für die Entwicklung 
von neuen Minen und Minenverlegesystemen be-
reitgestellt. Im selben Jahr 1994 wurde von der Bun-
desregierung ein Exportmoratorium für Anti-Perso-
nen-Minen beschlossen, das, zudem befristet, erst 
wirksam wurde, nachdem die Bundesrepublik derar-
tige Minen überhaupt nicht mehr herstellt und die 
übriggebliebenen NVA-Bestände - wer weiß, wohin - 
beseitigt wurden. Es ist also ein Morato rium, das 
nichts kostet und das nicht weh tut, das jedoch in der 
Diskussion in eine völlig absurde Situa tion führt. 

Anstatt durch die vollständige Ächtung von Land-
minen jeglicher Art weltweit ein Zeichen der Huma-
nität zu setzen, wird nun zwischen guten und bösen 
Landminen unterschieden. Die guten sind natürlich 
die hier produzierten, die bösen sind wie immer die 
der anderen. Von jeglichen Selbstzweifeln unbeleckt 
ficht die Bundesregierung - von der Rüstungsindu-
strie ganz zu schweigen - auch nicht an, daß das In-
ternationale Rote Kreuz, die Vereinten Nationen - 
Herr  Feldmann sprach von deren Verantwortung -, 
die UNICEF, der UNHCR und darüber hinaus zahl-
reiche andere Organisationen die Unterscheidung 
von guten und schlechten Landminen schlicht für 
sinnlos und gefährlich halten. 

(Beifall bei der PDS - Dr. Olaf Feldmann 
[F.D.P.]: Aber es gibt einen Unterschied zwi

-

schen High-Tech-Minen und Plastikminen!) 
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- Es mag Unterscheidungen geben; aber in der Kon-
sequenz ist es dasselbe. Es sind Minen, und wie Mi-
nen wirken, ist bekannt. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Woher rühren 
denn die ganzen Verstümmelungen in der 
Dritten Welt? Aus High-Tech- oder aus Pla

-

stikminen?) 

- Die Frage ist, was momentan im Einsatz ist und wo-
hin das führt. Im Golfkrieg hat sich gezeigt - darauf 
hat auch das Interna tionale Rote Kreuz hingewiesen -, 
daß High-Tech-Minen im Einsatz zum tödlichen Irr-
tum für die US-Armee und auch für andere geworden 
sind. 

Ich möchte auf das zu sprechen kommen, was der 
Antrag der Gruppe der PDS beinhaltet. Wir fordern 
ebenso wie die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eine vollständige Achtung der Entwicklung, der Pro-
duktion, des Exports und des Einsatzes von Landmi-
nen. Darüber hinaus verlangen wir eine Umwid-
mung der betreffenden Rüstungsgelder zugunsten 
der Rehabilitation von Minenopfern sowie die Auf-
stockung der Beteiligung der Bundesrepublik am 
UN-Minenräumfonds auf eine Höhe von 100 Mil-
lionen DM jährlich. Die bisherige Dimension von 
1 Million DM für das Wegräumen der alten Minen im 
Verhältnis zu 354 Millionen DM für die Herstellung 
neuer Minen spricht aus meiner Sicht für den Grad 
der Ernsthaftigkeit, mit der die Bundesregierung 
über die Verkündung von Absichtserklärungen hin-
aus praktisch und auch abrechenbar tätig wird. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt Herr Staatsminister Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In 
New York wurde in diesen Tagen die unbegrenzte 
und unkonditionierte Verlängerung des Atomwaffen-
sperrvertrages im Konsens aller Vertragsstaaten be-
schlossen, ein Ergebnis, das für unsere Sicherheit 
und den Frieden in der Welt von entscheidender Be-
deutung ist. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

Über den großen Fragen der Abrüstung und Rü-
stungskontrolle wie Nichtverbreitungsvertrag, Che-
miewaffenübereinkommen und START-Verträge dür-
fen wir aber nicht die sogenannten kleinen konven-
tionellen Waffen aus den Augen verlieren. Nicht mit 
Massenvernichtungswaffen, sondern mit solchen 
Waffen werden heute Kriege geführt und Menschen 
getötet. 

Die Waffe, von der wir sprechen, ist ganz beson-
ders heimtückisch - darauf wurde von meinen Vor-
rednern hingewiesen -, da sie unterschiedslos Solda-
ten und Zivilisten trifft und keinen Waffenstillstand 
kennt. Monat für Monat werden Hunderte unschul

-

dige Menschen durch Landminen getötet oder ver-
letzt. Ungeräumte Landminen - die Zahl wurde zu 
Recht hier genannt - behindern auch nach dem Ende 
von bewaffneten Konflikten den wi rtschaftlichen 
Wiederaufbau und vor allen Dingen die Rückkehr 
von Flüchtlingen in Ländern wie Kambodscha, An-
gola und Mosambik. 

Wir müssen der Verminung immer größerer Ge-
biete der Welt entschieden entgegenwirken. Wir 
müssen den vom Minenproblem betroffenen Men-
schen bei der Minenräumung, bei der Aufklärung 
über Minengefahr und bei der Rehabi litation von Mi-
nenopfern Hilfe anbieten. 

Das größte Übel sind unbes treitbar die sogenann-
ten Anti-Personen-Minen. Die Bundesregierung 
setzt sich dafür ein, daß sie vollkommen aus dem 
Waffenarsenal der Welt verbannt werden. Auf dem 
Weg dorthin brauchen wir zweierlei: erstens Expo rt

-verbote für diese Waffe und zweitens strengere völ-
kerrechtliche Beschränkungen des Mineneinsatzes. 
Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr ein 
Exportmoratorium für Anti-Personen-Minen be-
schlossen. Reden Sie das jetzt nicht herunter, und sa-
gen Sie nicht, das sei alles zuwenig. Seien Sie froh, 
daß zumindest dieser Schritt getan  worden ist! 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Mittlerweile haben zahlreiche andere Staaten - 
auch das sollten Sie bitte sehen -, darunter alle un-
sere Partner in der Europäischen Union, diesen 
Schritt mitvollzogen. 

Die Bundesregierung setzt sich zugleich nach-
drücklich für eine Stärkung des Minenprotokolls 
zum UN-Waffenübereinkommen ein. Dabei geht es 
uns in erster Linie um die weltweite Geltung dieses 
Protokolls. Davon sind wir leider noch sehr weit ent-
fernt: Das Protokoll zählt erst 42 Vertragsstaaten und 
gilt nicht bei innerstaatlichen Konflikten. 

Das ist übrigens auch eine Problematik, die Sie im-
mer wieder vergessen - es ist zwar schön, wenn wir 
hier etwas beschließen, da Sie aber nicht regieren, 
entgeht Ihnen vielleicht ein Stück Realität -: Es ist 
nicht möglich, auf Grund eines Beschlusses des 
Deutschen Bundestages 180 Staaten der Welt inner-
halb von kurzer Zeit zu einem Verbot aller Minen zu 
bewegen. Ich glaube, man muß Schritt für Schritt 
vorgehen, Frau Kollegin Beer, sosehr wir auch in der 
Bewertung dieser Waffen übereinstimmen. 

Ich darf noch einmal sagen: Es fehlen vor allem ein 
Verifikationsmechanismus sowie befriedigende Re-
gelungen in bezug auf die Minenräumung. Auch 
sind Einsatzbeschränkungen und Verbote für Anti-
Personen-Minen nach wie vor lückenhaft. Deshalb 
fordert  die Bundesregierung erstens die Geltung des 
Minenprotokolls auch in innerstaatlichen Konflikten, 
zweitens die Schaffung eines Überprüfungsmecha-
nismus, drittens ein Verbot des Einsatzes von nicht 
aufspürbaren Minen und viertens besondere Einsatz-
beschränkungen und Verbote für Minen, die sich in-
nerhalb eines bestimmten Zeitraums nicht selbst zer-
stören. 
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Diese Art  von Minen gibt es. Wie ich eben gehört 

habe, wird an dieser Frage im Verteidigungsministe-
rium gearbeitet. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Geheimniskrämerei!) 

Bei den Zahlen muß man etwas vorsichtig sein; man 
kann sich von Herrn Wilz über Einzelheiten informie-
ren lassen. 

Ob das Minenprotokoll entsprechend verbessert 
bzw. ergänzt wird, entscheiden seine Vertragsstaaten 
auf einer Überprüfungskonferenz in Wien im Okto-
ber dieses Jahres. Die Bundesregierung, die bereits 
seit Mai 1993 Vertragsstaat dieses Protokolls ist, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Bereits? Erst seit 1993!) 

bereitet die Konferenz derzeit sowohl in eigener Ver-
antwortung als auch im Rahmen einer gemeinsamen 
Aktion mit unseren EU-Partnern intensiv vor. Wir 
sind entschlossen, die sich uns in Wien bietende 
Chance zu nutzen, um einer Ausweitung des L and-
minenproblems auf immer größere Gebiete endlich 
wirksam entgegentreten zu können. 

Es ist aber auch Soforthilfe für die be troffenen 
Menschen nötig. Die Bundesregierung beteiligt sich 
deshalb aktiv an weltweiten Bemühungen zur Mi-
nenräumung, sei es bilateral aus Mitteln der Ausstat-
tungshilfe, sei es multilateral im Rahmen der Verein-
ten Nationen und der Europäischen Union. 

Meine Damen und Herren, machen wir uns bitte 
keine Illusionen: Deutschland kann nicht alleine 
über Maßnahmen zur Lösung des weltweiten Minen-
problems entscheiden. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Aber natürlich!) 

- Das werden Sie noch lernen, wenn Sie einmal mit 
Regierungsverantwortung übernehmen sollten. Viel-
leicht lernen Sie es dann. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Das wird noch 
ewig dauern! - Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Es ist zwar schön, wenn Sie Ihre hehren Vorstel-
lungen in einem großen Gremium der Welt vertre-
ten - - 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Nicht ganz 
so arrogant!) 

- Das hat mit Arroganz überhaupt nichts zu tun, Frau 
Kollegin Matthäus-Maier. Auch Ihnen ist auf Grund 
bestimmter Entwicklungen die Regierungsfähigkeit 
leider abhanden gekommen. Das darf ich Ihnen als 
alter Kollegin - wir sind ja per du - so sagen; das ist 
deshalb nicht so tragisch. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Nicht so  ar

-

rogant!)  

- Das hat mit Arroganz nichts zu tun. Wir dürfen in 
unserer deutschen Öffentlichkeit nur nicht den Ein-
druck erwecken, als wäre ein Beschluß des Deut-
schen Bundestages morgen gewissermaßen für die 
Welt verbindlich. 

(Beifall bei der F.D.P. - Ingrid Matthäus

-

Maier [SPD]: Das hat ja niemand gesagt! - 
Weitere Zurufe von der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist der Irrtum, dem Sie immer wieder erliegen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]) 

Ich sage Ihnen noch einmal, ob Sie es einsehen oder 
nicht: Sie müssen sich - herzlichen Dank, Herr Kol-
lege Feldmann - am Machbaren orientieren, sonst 
wird alles zu einer deklaratorischen Geste, die nichts 
bewirkt. Das ist doch der Punkt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, angesichts der kata-
strophalen Folgen, die Minen hervorrufen - darin 
sind wir uns einig -, muß man mit ihrer Abschaffung 
beginnen. Man kann aber heute nicht alles oder 
nichts verlangen. Darin unterscheidet sich die Regie-
rung, wie immer, von der Opposi tion. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorla-
gen auf den Drucksachen 13/1299, 13/1302, 13/1304 
und 13/1308 an  die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? - Dann sind die Überweisungen so be-
schlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, 17. Mai 1995, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.00 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r)  entschuldigt bis 
einschließlich 

Büttner (Schönebeck), CDU/CSU 12. 05.95 
Hartmut 

Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 12.05.95 

Genscher, Hans-Dietrich F.D.P. 12. 05. 95 

Gröbl, Wolfgang CDU/CSU 12. 05. 95 

Dr. Hartenstein, Liesel SPD 12. 05. 95 

Dr. Jens, Uwe SPD 12. 05. 95 

Dr. Graf Lambsdorff, Otto F.D.P. 12. 05. 95 

Marx, Dorle SPD  12. 05. 95 

Müller (Köln), Kerstin BÜNDNIS 12. 05. 95 
90/DIE 
GRÜNEN 

Müller (Düsseldorf), SPD 12. 05. 95 
Michael 

Dr. Scheer, Hermann SPD 12. 05. 95* 

Schönberger, Ursula BÜNDNIS 12.0 5. 95 
90/DIE 
GRÜNEN 

Terborg, Margitta SPD 12. 05. 95 

Wolf, Hanna SPD 12. 05. 95 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Erklärung des Abgeordneten 
Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU) 
zur namentlichen Abstimmung 
über den Änderungsantrag 

der Abgeordneten Joseph Fischer (Frankfurt), 
Kerstin Müller (Köln), Rita Grieshaber, 
Winfried Nachtwei, Oswald Metzger 

und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zur zweiten Beratung des Entwurfs 

des Haushaltsgesetzes 1995 
auf Drucksache 13/889 

in der 29. Sitzung am 28. März 1995 
(Seiten 2124 A bis 2126 C) 

Ich erkläre, daß ich in der nament lichen Abstim-
mung mit Nein gestimmt habe. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 3 

Erklärung des Abgeordneten 
Christian Lenzer (CDU/CSU) 
zur namentlichen Abstimmung 
über den Entwurf eines Gesetzes 

über die Feststellung des Bundeshaushalts 1995 
- Haushaltsgesetz 1995 -, hier Einzelplan 04, 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes, 
Drucksachen 13/504 und 13/527 

in der 31. Sitzung am 30. März 1995 
(Seiten 2433 C bis 2435 D) 

Ich erkläre, daß ich in der nament lichen Abstim-
mung mit Ja gestimmt habe. 

Anlage 4 

Amtliche Mitteilung 
Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben mitge-

teilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EU-Vorlagen bzw. 
Unterrichtungen durch das Europäische Parlament zur Kennt-
nis genommen haben oder von einer Beratung abgesehen hat: 

Ausschuß für Wirtschaft 
Drucksache 13/478 Nr. 2.5 
Drucksache 13/478 Nr. 2.7 
Drucksache 13/218 Nr. 39 
Drucksache 13/343 Nr. 2.21 
Drucksache 13/614 Nr. 2.8 
Drucksache 13/614 Nr. 2.15 
Drucksache 13/343 Nr. 1.2 
Drucksache 13/343 Nr. 1.3 
Drucksache 13/343 Nr. 1.4 
Drucksache 13/343 Nr. 1.5 
Drucksache 13/343 Nr. 1.6 
Drucksache 13/343 Nr. 2.2 
Drucksache 13/343 Nr. 2.4 
Drucksache 13/343 Nr. 2.6 
Drucksache 13/343 Nr. 2.11 
Drucksache 13/343 Nr. 2.14 
Drucksache 13/343 Nr. 2.15 
Drucksache 13/343 Nr. 2.16 
Drucksache 13/343 Nr. 2.18 
Drucksache 13/343 Nr. 2.25 
Drucksache 13/343 Nr. 2.26 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 
Drucksache 13/725 Nr. 171 
Drucksache 13/725 Nr. 172 

Ausschuß für Post und Telekommunikation 
Drucksache 13/218 Nr. 102 

Ausschuß für Verkehr 
Drucksache 13/614 Nr. 2.17 

Innenausschuß 
Drucksache 13/45 
Drucksache 13/269 Nr. 1.2 
Drucksache 12/2582 

Auswärtige Ausschuß 
Drucksache 13/343 Nr. 1.1 
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